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Eine Säkularbetrachtung. 


Yen 20. Oktober 1806 verliefs der Freiherr vom Stein 
Berlin. Er hatte die Bestände der Königlichen Bank schon 
packen lassen, als der Feind in Thüringen einriickte. Nach 
der Schlacht bei Jena befahl er den Bankbeamten, sich reise- 
fertig zu machen. Mit den Kassen der Bank fuhren sie am 
19. Oktober ab, um sie nach Königsberg in Sicherheit zu 
bringen. Das letzte Aktivgeschäft machte die Bank mit der 
Berliner Kaufmannschaft. Der Freiherr vom Stein hatte ihr 
ein Darlehen im Betrage von 300 000 Talern bewilligt, das er 
am Tage der Flucht noch aus dem Wagen herausnehmen liels. 

Unter den Trümmern des preufsischen Staates wurde auch 
die Königliche Bank begraben; denn sie war eine reine Staats- 
bank, deren Kredit ausschliefslich auf der Garantie des Staates 
beruhte. Ihre Lebensfähigkeit hatte sie schon lange einge- 
pülst. Als im Sommer 1805 eine Geldkrisis ausbrach, fürchtete 
man, dafs die Bank ihren Betrieb einstellen würde. Sie ınufste 
ihre Geschäfte einschränken und ihren Diskontsatz auf 12 
und 18 pCt. erhöhen. Da Handel und Wandel von dieser 
Krediterschwerung empfindlich getroffen wurden, reichte die 
Berliner Kaufmannschaft eine Beschwerde ein, in der, sie er- 
klärte, es würde ihr schliefslich niehts anderes übrig bleiben 
als die Erlaubnis zur Errichtung eines eigenen Diskonto-In- 
stituts zu erbitten, um sich selbst helfen zu können. 

Im Oktober 1806 rächten sich die Sünden, welche in der 
Verwaltung der Bank begangen worden waren. Kin grolser 
Teil ihrer Gelder war in Hypotheken festgelegt. Zur Förde- 
rung politischer Zwecke hatte sie in dieser Weise fast zehn 


Millionen Taler den verarmten Grundbesitzern der ehemalig 
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polnischen Provinzen leihen müssen, die im Jahre 1807 durch 
den Tilsiter Frieden dem preufsischen Staate wieder verloren 
gingen. Friedrich Wilhelm II. hatte bald nach seinem Re- 
gierungsantritt der Bank zu „selbsteigenem Bedarf“ vier 
Millionen Taler entliehen und niemals an Rückzahlung ge- 
dacht. Ihre Überschüsse mufste sie an die Königliche Dis- 
positionskasse abliefern, der sie natürlich nicht hoch genug 
ausfallen konnten. Dabei war die Bank, welche Friedrich 
der Grofse 1765 zur Befestigung des Geldwertes, zur Ver- 
billigung des Kredits und zur Unterstützung des Handels ge- 
gründet, und der er 1766 das Privileg der Notenausgabe ver- 
liehen hatte, eine Sparkasse der Witwen und Waisen und 
eine Depositenkasse für den Staat geworden. Die ihr anver- 
trauten Guthaben waren jederzeit rückzahlbar. Als der Frei- 
herr vom Stein in die Verwaltung der Bank eintrat, erkannte 
er sofort die Gefahr ihrer Lage, doch er kam zu spät, um sie 
vor dem Zusammenbruch noch retten zu können. 

Nach der Wiederherstellung des Friedens brauchte die 
Bank dreifsig Jahre (1816—1846), um sich wieder zu erholen. 
Dreifsig Jahre arbeitete sie mit einem Defizit, das sie streng 
geheim hielt und das erst verschwand, als sie im Jahre 1846 
in die Preufsische Bank umgewandelt wurde. Dreifsig Jahre 
bestand dann die Preufsische Bank, bis ihre Nachfolgerin, die 
Reichsbank, am 1. Januar 1876 ihren Betrieb eröffnete. Eine 
dreifsigjihrige Geschäftstätigkeit der Reichsbank lälst sich 
jetzt, nachdem der Verwaltungsberieht der Bank für 1905 er- 
schienen ist, vollständig überblicken. Wahrscheinlich wird es 
sich dereinst als nötig herausstellen, in der Geschichte der 
Bank von 1906 ab eine neue Periode zu rechnen. Dreilsig 
‚Jahre sind daher ein bedeutungsvoller Abschnitt im Leben 
der Bank, und es entbehrt deshalb nicht einer gewissen histo- 
rischen Berechtigung, wenn wir die Vollendung der ersten 
dreilsig Jahre in dem Dasein der Reichsbank zum Anlafs 
nehmen, um einen Rückblick auf ihre Geschäftstätigkeit zu 
werfen. 

Wenn es nicht zu weit führen würde, wäre es eine loh- 
nende Aufgabe, die dreilsigjährige Geschichte der Preufsischen 
Bank mit der dreilsigjährigen Wirksamkeit der Reichsbank 
zu vergleichen. Die wirtschaftlichen und politischen Bestre- 


bungen und Kämpfe, welehe zur Reichsgründung führten, 
spiegeln sich in der Geschichte der Preufsischen Bank wieder. 
Wie in der Bewegung zur Zolleinheit, so hatte Preufsen auch 
in der Bewegung zur Zettelbankeinheit die Führung über- 
nommen. Während die verderblichen Folgen der politischen 
Zerrissenheit in der gro/sen Mannigfaltigkeit der Notenemission 
fühlbar zum Ausdruck gelangten, war die Preulsische Bank 
von Anfang an bemüht, eine grölsere Einheitlichkeit und 
höhere Gesetzmälsigkeit in der Regelung des deutschen Bank- 
notenumlaufs zu erreichen. An ihrem Beispiel zeigte sich, 
dals nur eine grofse und kapitalkräftige Notenbank die wich- 
tigen volkswirtschaftlichen Aufgaben erfüllen kann, die den 
wesentlichen Zweck der Notenemission bilden. Nur eine 
solche Bank verfügt über die Einsicht in die Gestaltung aller 
wirtschaftlichen Verhältnisse, ohne welche eine vernuntt- 
gemäfse Bankpolitik nicht möglich ist. Ihr Gesichtskreis ist 
weit genug, um sich mit der Wohlfahrt des Ganzen zu decken 
und um engherzige, privatwirtschaftliche Gewinninteressen 
nicht in den Vordergrund treten zu lassen. Je grölser die 
Notenbank ist, umso grölser ist aber auch das Vertrauen, das 
man ihr entgegenbringt; denn innerhalb eines weiten Ge- 
schäftskreises kann es eher zu einer Ausgleichung der An- 
sprüche kommen, welche an die Bank gestellt werden, weil 
sie nach Zeit und Art verschieden sind. Dem Ansturm wirt- 
schaftlicher Krisen bietet sie eine breitere Angriffsfläche dar, 
wodurch seine Wirkung abgeschwächt wird. Die Existenz- 
berechtigung und die Existenzkraft einer Bank müssen in der 
Zeit der Not ihre Feuerprobe bestehen. Während zahlreiche 
kleine Landesbanken in den Kriegsjahren 1866 und 1870 voll- 
ständig versagten, hatte die Preufsische Bank nicht einen Mo- 
ment gezögert, dem Volke und der Regierung die Mittel zur 
Verfügung zu stellen, welcher sie zur Abwendung schwerer 
Gefahren und zur Bewältigung grofser Aufgaben beduıften. 

Die Reichsbank hat das Erbe der Preulsischen Bank an- 
getreten. Ihre Entwicklung wird begleitet und getragen von 
den tiefgreifenden wirtschaftlichen Umwälzungen, die in den 
letzten dreifsig Jahren vor sich gegangen sind, von dem ge- 
waltigen Ausbau der Weltwirtschaft und von dem macht- 
vollen Ringen des deutschen Volkes im wirtschaftlichen Kampfe 
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der Nationen. Wenn die Preufsische Bank in den Jahren des 
Werdens wichtige Dienste leistete, so besteht der Nutzen, den 
uns die Reichsbank brachte, vor allem darin, das Gewordene 
zu erhalten, zu schützen und zu immer höherer Vollendung 
zu führen. 


Wenn wir von der Gründung der Reichsbank sprechen, 
so müssen wir auch der Männer gedenken, deren volkswirt- 
schaftlicher Einsicht und politischer Tatkraft wir es haupt- 
sächlich verdanken. dafs die Reichsbank ihren Betrieb schon 
am 1. Januar 1876 eröffnen konnte. Es ist bekannt, dafs der 
erste Entwurf des Bankgesetzes, welchen das Reichskanzler- 
amt dem Bundesrat vorlegte, mit keinem Wort die Gründung 
einer Reichsbank erwähnte. Diese Tatsache war schon durch 
die Presse verbreitet worden, als der XV. Kongrefs deutscher 
Volkswirte am 17. August 1874 in Krefeld zusammentrat. Da 
legte Professor Soetheer dem Kongrefs einen Beschluls zur 
Annahme vor, welcher die Errichtung einer Reichsbank als 
unbedingte Voraussetzung für die Reform des deutschen No- 
tenwesens forderte, und Ludwig Bamberger unterstützte 
(diese Forderung in energischer Weise. Wir wissen heute, 
dafs damals weder in der Regierung, noch im Reichstag eine 
so klare und tiefe Einsicht in die Natur einer Zentralnotenbank 
vorhanden war, wie sie Ludwig Bamberger besals. In einer 
kleinen Schrift, die er im Jahre 1874 unter dem Titel „die 
Zettelbank vor dem Reichstag“ bei Brockhaus erscheinen liefs, 
suchte erAufklärung über das Wesen und die Notwendigkeit 
der Reichsbank in weiteren Kreisen zu verbreiten. Als der 
Entwurf am 16. November 1874 an den Reichstag kam, gal, 
Ludwig Bamberger folgende Erklärung ab, die er in ein- 
gehender Rede begründete: „Ich nehme kein Gesetz an ohne 
eine Reichsbank, und ich nehme jedes Gesetz an mit einer 
Reichsbank.“ Sein Verdienst ist es, dals schliefslich die Re- 
gierung sich veranlalst sah, dem Gesetzentwurf den Plan zur 
Errichtung der Reichsbank einzufügen. Wenn auch nicht alle 
Forderungen, die Bamberger damals stellte, erfüllt wurden, 
wenn auch das Bankgesetz in seiner jetzigen Gestalt als das 
Ergebnis mannigfacher Kompromisse erscheint, so hat er es 
doch verstanden, die schlimmsten Gefahren abzuwenden und 


Tn 
die Keime künftiger Entwicklung mit glücklicher Hand zu 
pflanzen. 

Als die Regierung an das grolse Werk der Münzreform 
im Jahre 1871 herantrat, empfahl Ludwig Bamberger drin- 
gend, dafs man als Grundlage der Reform zuerst die Reichs- 
bank schaffe. Und gewils hätte sich die Durchführung der 
Münzreform leichter und billiger gestaltet, wäre sein Vorschlag 
damals angenommen worden. Wenn die Errichtung der 
Reichsbank im Jahre 1871 aus mannigfachen Gründen nicht 
möglich war, so war sie vier Jahre später durchaus notwen- 
dig, wenn der Erfolg der mühsam errungenen Geldreform 
nicht in Frage gestellt werden sollte. Ludwig Bamberger er- 
hob 1874 im Reichstag seine Forderung, um durch die Or- 
ganisation der Reichsbank die eben vollendete Währungsge- 
setzgebung des Deutschen Reiches zu schützen und zur Aus- 
führung zu bringen, und bei einer Betrachtung über das 
Werden und Wesen der Reichsbank darf man diesen Ursprung 
niemals aus dem Auge verlieren und niemals vergessen, 
dals sie zum Schutze der deutschen Währung geschaffen 
wurde. 


I. 
Die Organisation der Reichsbank. 


Die Geschichte der Reichsbank lãfst sich nur verstehen, 
wenn man einen Einblick in die ihr durch das Gesetz ver- 
liehene Organisation gewonnen hat und sich ein Urteil da- 
rüber bilden konnte, wie weit diese Organisation entwick- 
lungsfähig ist!). Im wesentlichen sind die hauptsächlichsten 
Einrichtungen der Reichsbank schon in der Verfassung der 
Preufsischen Bank vorhanden gewesen. Die Aufsicht über 
die Reichsbank wird ebenso wie ihre Leitung von der Reichs- 
regierung ausgeübt. Die dazu berufenen Behörden sind das 
Bankkuratorium und das Bankdirektorium. Die Aufsicht 
führt das Kuratorium, das unter dem Vorsitz des Reichs- 

) Vgl. Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs, vierte 
Auflage, Tübingen 1901, Bd. J, S. 373 ff. und Bd. III, S. 129 ff.; die jähr- 
lichen Verwaltungsberichte der Reichsbank und die Jubilaumsschritt 
„Die Reichsbank 1876—1900“. 
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kanzlers tagt und das aus vier Mitgliedern besteht. Das cine 
Mitglied, welches der Kaiser ernennt, ist gewöhnlich der 
preufsische Finanzminister, die drei anderen werden von dem 
Bundesrat auf zwei Jahre gewählt. Von diesen drei Mitglie- 
dern waren von Anfang an zwei die Vertreter Bayerns und 
Hamburgs, das dritte Mitglied war zuerst ein Vertreter Ba- 
dens und später Württembergs. In dieser Weise wird diesen 
vier Bundesstaaten ein unmittelbarer Einblick in die Bank- 
verwaltung gewährt. Das Kuratorium ist keine ständig ar- 
beitende Behörde, es tagt nur einmal in jedem Vierteljahr, 
um einen Bericht über den Zustand der Bank und ihre Ge- 
schäftstätigkeit entgegenzunehmen. Es kann auch keine Be- 
schlüsse fassen, welche für die Leitung der Reichsbank ver- 
bindliche Kraft hätten. Wenn das Kuratorium auf Grund 
des ihm erstatteten Berichts irgend welche Änderungen in 
der Art der Geschäftsführung für geboten erachtet, so kann 
es seine Ansichten nur in der Weise zur Geltung bringen, 
dafs sie dem Bundesrat vorgelegt werden. Da jedoch der 
Reichskanzler nicht nur den Vorsitz im Kuratorium, sondern 
auch im Direktorium führt, so kann er, wenn er will, jeden 
Beschlufs des Kuratoriums durch die Verwaltung der Bank 
sofort ausführen lassen !). 

Die Leitung der Reichsbank wird von dem Direktorium 
nach den Anweisungen des Reichskanzlers geführt. Es be- 
steht aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten (seit 1887) 
und 7 Mitgliedern?). Der Reichskanzler leitet die gesamte 
Bankverwaltung nach den Bestimmungen des Bankgesetzes 
und Bankstatuts. Dementsprechend trägt auch er und nicht 
das Direktorium die staatsrechtliche und politische Verant- 
wortlichkeit für die Leitung der Bank. Ist der Reichskanzler 
verhindert, so muls sein Stellvertreter, der vom Kaiser er- 


1) In welcher Weise der Reichskanzler in die Leitung der Reichs- 
bank eingreifen kann, zeigte sich im Jahre 1887, als Bismarck die Lom- 
bardierung russischer Werte untersagte. Das Verbot bestand bis zum 
Jahre 1594. 

*) Der Präsident Dr. Koch und der Vizepräsident Dr. Gallen- 
kamp gehörten dem Direktorium schon im Jahre 1876 an. Danıals war 
Präsident der Herr von Dechend, der 1864 Präsident der Preulsischen 
Bank geworden war. 
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nannt wird, die ihm obliegenden Funktionen ausüben. Mit 
dieser Stellvertretung wurde zuerst der Präsident des Reichs- 
kanzleramts und später gewöhnlich der Staatssekretär des 
Innern beauftragt. Die Beamten der Reichsbank haben zwar 
die Rechte und Pflichten der Reichsbeamten, ihre Besoldungen, 
Pensionen und sonstigen Dienstbezüge werden aber nicht von 
der Reichskasse, sondern von der Reichsbank getragen. 

Wir sehen, wie in dieser Weise die Organisation der 
Reichsbank aus Reichsbehörden zusammengesetzt ist, deren 
Einrichtung und Wirkungskreis durch Reichsgesetz bestimmt 
sind. Man könnte daher leicht die Vermutung hegen, dals 
die Reichsbank eine reine Staatsanstalt sei.“ Wir wissen 
aber, dafs der Fiskus mit der Bank Verträge abschliefsen 
kann, und dafs die Bank vom Reich besteuert wird. Diese 
Tatsachen beweisen schon an sich, dafs wir es mit keiner 
reinen Staatsanstalt zu tun haben. Auch das Vermögen der 
Reichsbank ist nicht Reichsvermögen; ihr Kapital ist Privat- 
kapital, an dessen Aufbringung sich ausschlielslich Privat- 
personen beteiligt haben. Während die Königliche Bank le- 
diglich auf Staatskapital gegründet worden war, hatte das 
Kapital der Preufsischen Bank nur einen verhältnismälsig ge- 
ringen Zuschufs aus Staatsmitteln erhalten. Auch dieser Zu- 
schufs ist bei der Begründung der Reichsbank fortgefallen'). 


1) Bei ihrer Gründung wurde die Reichsbank mit einem Kapital 
von 120 Mill. Mk. ausgestattet, das durch das Gesetz vom 7. Juni 1899 auf 180 
Millionen Mark erhöht worden ist. Von diesem Kapital sind bisher 47,5 Mill. 
Mark in Grundstücken angelegt worden, während der verfügbare Rest 
zur Kreditgewährung im Wechsel- und Lombardgeschäft verwendet wird. 
Die Regierung hatte damals nur eine Erhöhung des Grundkapitals auf 
150 Millionen Mark beantragt und hauptsächlich auf Veranlassung der- 
jenigen Partei, deren Ideal die Verstaatlichung der Reichsbank ist, 
wurden noch 80 Millionen Mark hinzugefügt. Die Vertreter dieser Rich- 
tung hatten sogar eine Erhöhung auf 200 Millionen Mark gefordert. Es 
ist zu bedauern, dafs man ihre Anträge damals nicht in vollem Umfange 
angenommen hat, denn je gréfser das Kapital der Reichsbank ist, umso 
schlechter gestalten sich die Aussichten einer etwaigen Verstaatlichung; 
denn umso grölser wird die Anleihe sein, die die Regierung zu diesem 
Zweck aufnehmen mufs und umso niedriger wird der Gewinn der ver- 
staatlichten Bank ausfallen, weil die Verzinsung der Anleihe bedeutendere 
Aufwendungen erfordert. Um des Gewinnes wilen aber wird die Ver- 
staatlichung hauptsächlich angestrebt. 
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Aulserlich hat dem auch die Reichsbank die Form einer 
Aktiengesellschaft und doch unterscheidet sie sich in allen 
Wesentlichen Zügen von dieser privaten Unternehmungsform, 
Die Reichsbank ist nicht von Gründern, sondern vom Staate 
geschaffen, und ihre Errichtung ist nicht durch Eintragung 
in das Handelsregister beurkundet worden. Auf die Begebung 
der Reichsbankanteile findet der im § 38 des Gesetzes vom 
22. Juni 1896 ausgesprochene Prospektzwang keine Anwendung. 
Der Aufsichtsrat und Vorstand sind staatlich organisierte Be- 
hörden. Die Generalversammlung der Aktionäre kann der 
Verwaltung gegenüber nicht alle Rechte zur Geltung bringen, 
die der Generalversammlung einer privaten Aktiengesellschaft 
zustehen. Sie kann weder über die Geschäftsleitung der Reichs- 
bank noch über die Verteilung der Dividenden Beschlüsse 
fassen, welche für das Reichsbankdirektorium irgendwie ver- 
bindlich wären. Sie hat auch nicht das Recht, eine Änderung 
des Bankstatuts zu beschliefsen. Jedoch muls vor einer Ab- 
änderung des Statuts, die nur durch Reichsgesetz oder Ver- 
ordnung geschehen kann, die Ansicht der Generalversammlung 
eingeholt werden. 

Im wesentlichen sind die rechtlichen Befugnisse der Gene- 
ralversammlung darauf beschränkt, den jährlichen Verwal- 
tungsbericht entgegenzunehmen und den Zentralausschuls zu 
wählen. Diesem Ausschufs obliegt die ständige Vertretung 
der Anteilseigner. Seine fünfzehn Mitglieder und deren Stell- 
vertreter werden von der Generalversammlung aus der Zahl 
derjenigen Anteilseigner gewählt, welche auf ihren Namen 
lautende Anteilscheine über einen Mindestbetrag von je 
9000 Mark besitzen. Sämtliche Mitglieder und Stellvertreter 
des Zentralausschusses müssen im Reichsgebiet und mindestens 
neun in Berlin ihren Wohnsitz haben. Dadurch wird ver- 
hütet, dafs Ausländer, welche Anteilscheine der Reichsbank 
besitzen, Einfluls auf ihre Verwaltung gewinnen können!). 
Die Sitzungen des Zentralausschusses finden monatlich unter 
dem Vorsitz des Reichsbankpräsidenten statt. Bei dieser Ge- 


1876 1905 
) Zahl der Anteilseigner . . 8177 18578 
darunter Ausländer 1374 2019 


Prozentsatz der Ausländer . . 16,8 10,8 
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legenheit empfängt der Ausschuls Berichte über die Geschäfte 
der Bank und über die Ergebnisse der Kassenrevisionen. Er 
ist gutachtlich zu hören über die Bilanz und die Gewinn- 
berechnung, über den Höchstbetrag, bis zu welchem die Fonds 
der Bank zu Lombarddarlehen verwendet werden können, 
über die Höhe des Diskontsatzes und des Lombardzinsfulses, 
sowie über Veränderungen in den Grundsätzen und Fristen 
der Krediterteilung usw. Von der Zustimmung des Zentral- 
ausschusses hängt die Höhe des Betrages ab, bis zu welcher 
die Fonds der Bank zum Ankauf von Effekten verwendet 
werden können. Unter Effekten versteht man alle Wert- 
papiere mit Ausnahme der Wechsel. Dazu gehören auch die 
Anleihen, Renten und die Schatzanweisungen des Reichs und 
der Einzelstaaten. Ihren Ankauf kann der Zentralausschuſs 
durch Limitierung des dazu erforderlichen Betrages be- 
schränken oder ganz unmöglich machen. Auf die Diskontie- 
rung jener Wertpapiere erstreckt sich aber diese Befugnis 
nicht, denn das Bankgesetz ($ 13,2) unterscheidet zwischen 
„diskontieren, kaufen und verkaufen“. Diese Unterscheidung 
kann unter Umständen von grolser praktischer Wichtig- 
keit werden. Denn wenn der Reichskanzler befugt ist, der 
Bank den Befehl zu erteilen, Schatzscheine des Reiches und 
der Bundesstaaten zu diskontieren, ohne dafs die Zustimmung 
des Zentralausschusses dafür erforderlich ist, so stehen im 
Falle einer Mobilmachung die Mittel der Reichsbank sofort 
und ohne weiteres zur Verfügung der Reichsregierung, im 
entgegengesetzten Falle aber erst, nachdem der Ausschuls 
seine Einwilligung gegeben hat. 

Die fortlaufende spezielle Kontrolle über die Verwaltung 
«er Reichsbank üben drei von dem Zentralausschuls aus der 
Zahl seiner Mitglieder auf ein Jahr gewählte Deputierte oder 
deren gleichzeitig zu wählende Stellvertreter aus. Den Depu- 
tierten steht das Recht zu, an allen Sitzungen des Reichs- 
bankdirektoriums mit beratender Stimme teilzunehmen. Sie 
sind berechtigt und verpflichtet, die Bücher und Portefeuilles 
der Bank einzusehen und den ordentlichen wie aulserordent- 
lichen Kassenrevisionen beizuwohnen. Uber ihre Wirksam- 
keit erstatten sie in den monatlichen Versammlungen des 
Zentralausschusses Bericht. Eine besondere Bedeutung ist 


12 


folgender Bestimmung beizumessen: Wenn bei Geschäften mit 
den Finanzverwaltungen des Reiches oder der deutschen 
Bundesstaaten andere als die allgemein geltenden Bedingungen 
des Bankverkehrs zur Anwendung kommen sollen, so müssen 
diese Geschäfte vor ihrem Abschlufs zur Kenntnis der Depu- 
tierten gebracht, und wenn auch nur einer derselben darauf 
anträgt, dem Zentralausschufs vorgelegt werden. Sie müssen 
unterbleiben, wenn dieser nicht in einer beschlufsfähigen Ver- 
sammlung sich mit Stimmenmehrheit für ihre Zulässigkeit 
ausspricht. In dieser Weise soll die Selbständigkeit der 
Reichsbank der Regierung gegenüber gewahrt und gegen 
übermäfsige Anforderungen des Fiskus geschützt werden. 
Überall, wo der Kredit der Notenbanken zu politischen oder 
tiskalischen Zwecken ausgenutzt worden war, hatte man, wie 
einst bei der Königlichen Bank, die schlimmsten Erfahrungen 
gemacht und im Interesse der gesamten Volkswirtschaft 
wollte man eine zu enge Verbindung des Reichsfiskus mit der 
Reichsbank verhüten. Deshalb hatte man die Reichsbank 
ausschliefslich auf Privatkapital gegründet, deshalb hatte man 
dem Direktorium in dem Zentralausschufs einen Beirat, der 
aus privaten Geschitftsleuten besteht, zur Seite gestellt, deren 
Unabhängigkeit eine gewisse Garantie gegen den politischen 
Milsbrauch des Bankkredits bietet, und deshalb hatte man 
auch die Deputierten mit weitgehenden Kontrollbefugnissen 
ausgestattet. 

Während die Generalversammlung einer Aktiengesellschaft 
gewöhnlich das Recht hat, die Auflösung der Gesellschaft zu 
beschliefsen, stehtden Anteilseignern der Reichsbank ein solches 
Recht nicht zu. Durch das Bankgesetz vom Jahre 1875 wurde die 
Reichsbank zunächst bis zum Ende des Jahres 1890 errichtet. 
Nach Ablauf dieser Zeit hatte dieReichsregierung darüber zu ent- 
scheiden, ob -sie fortbestehen sollte oder nicht, ohne dafs die 
Zustimmung der Anteilseigner eingeholt zu werden brauchte. 
Da das Privileg damals nicht gekündigt wurde, so gilt die 
Vorschrift des Gesetzes, dafs es immer jedes zehnte Jahr mit 
Zustimmung des Reichstages erneuert werden muls. Die Pro- 
longierung erfolgte zum ersten Mal durch das Gesetz vom 
18. Dezember 1889 und zum zweiten Mal durch das Gesetz vom 
7. Juni 1899. Bei dieser Gelegenheit kam aus der Mitte des 
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Reichstages die Anregung, die zehnjährige Frist zu ver- 
doppeln, um die Beunruhigung, die regelmälsig infolge der 
mit der Erneuerung verbundenen parteipolitischen Agitation 
eintritt, möglichst zu vermeiden. Der Anregung aber wurde 
nieht Folge geleistet. 

Wie die Reichsbank ihre hauptsächlichsten Organe: das 
Kuratorium, das Direktorium, den Zentralausschufs und die De- 
putierten von der Preufsischen Bank übernommen hatte, so hat 
sie sich auch in dem Ausbau ihres Filialsystems unmittelbar an 
das schon vorhandene angelehnt. Wenn in der Bezeichnung 
der Zweiganstalten Änderungen vorgenommen wurden, so be- 
deutete das keineswegs eine Änderung des Systems. Die 
Bankkomptoire der Preulsischen Bank wurden die Reichs- 
bankhauptstellen, die Bankkommanditen die Reichsbankstellen 
und die Agenturen die Reichsbanknebenstellen. Selbständige 
Bankanstalten sind nur Reichsbankhauptstellen und die 
Reichsbankstellen. Sie dürfen innerhalb ihres Bezirks alle 
Geschäfte selbständig betreiben, welche überhaupt der Reichs- 
bank zustehen. Ihnen sind die Reichsbanknebenstellen un- 
mittelbar untergeordnet, wenn sie auch dieselben Geschäfte 
betreiben dürfen wie jene, so sind sie dabei doch an die Ge- 
nehmigung der vorgesetzten Bankanstalt gebunden. Die Ge- 
schäftstätigkeit dieser unselbständigen Pilialen konnte sich 
anfänglich nur langsam weiter bilden, da ihre Leitung in un- 
geschulten Händen lag und da sie mit ausreichenden Kassen- 
vorräten nicht ausgestattet werden konnten. Diese Mängel 
sind allmählich beseitigt worden, und dementsprechend hat 
sich ihr Geschäftskreis weiter ausdehnen können. Den selh- 
ständigen Bankanstalten sind auch die Warendepots unter- 
stellt, die fast nur zur Vorbereitung und Vermittlung von 
Lombardgeschäften dienen. 

Die Errichtung der Reichsbankhauptstellen erfolgt auf 
Antrag des Reichskanzlers durch den Bundesrat. Sie be- 
stehen heute in Bremen ), Breslau'), Köln’), Danzig”), Dort- 
mund'), Dresden), Frankfurt a. M.), Hamburg), Hannover’), 
Kiel*), Königsberg, Leipzig'), Magdeburg'), Mannheim '), 
München’), Posen’), Stettin’), Strafsburg i. E.) und Stuttgart!). 


1) Reichsbankhauptstelle seit dem 1. Januar 1876; *) seit dem 1. Mai 
1879; 3) seit 1903; ^) seit 1901. 


Jeder gröfsere Bundesstaat und jede preufsische Provinz be- 
sitzen daher eine Reichsbankhauptstelle. 

Die Errichtung der Reichsbankstellen erfolgt durch den 
Reichskanzler auf Antrag des Reichsbankdirektoriums, und 
die Errichtung der Unteranstalten hängt ausschliefslich von 
der Entscheidung des Reichsbankdirektoriums ab. 

Am Ende des Jahres 1876 besals die Reichsbank insge- 
samt 206 Zweiganstalten, im Jahre 1895 war ihre Zahl aut 
275 und im Jahre 1905 auf 442 gestiegen’). Sie hat sich daher 
in den letzten zehn Jahren besonders stark vermehrt. Ihre 
Zahl ist auch in stärkerem Verhältnis gestiegen als die Be- 
völkerung. Am Ende des Jahres 1876 kam eine Bankanstalt 
auf 209000 Einwohner, im Jahre 1905 schon auf 137 115 Ein- 
wohner. Die Entwicklung des Filialsystems richtet sich nach 
dem wirtschaftlichen Charakter der einzelnen Gegenden. In 
dieht bevölkerten und industriereichen Gegenden liegen die 
Filialen dichter bei einander als in den vorwiegend landwirt- 
schaftlichen Distrikten. Daher sind die Bankbezirke in jenen 
Gegenden viel kleiner als in diesen. Der kleinste Bezirk 
liegt im westfälischen Industriegebiet. lis ist Bochum mit 
nur 120 qkm. 

Die Wirkungssphäre der Preufsischen Bank lag über- 
wiegend in den alten preufsischen Provinzen östlich der Elbe, 
die einen ausgesprochen agrarischen Charakter trugen. Im 
Jahre 1847 bestanden in diesen Provinzen acht selbständige 
Bankanstalten, in Rheinland und Westfalen nur drei. Im 
Jahre 1857 war der Umsatz, welchen die Bank in den öst- 
lichen Provinzen Preulsens machte, dreimal so erols als der, 
welcher in Rheinland und Westfalen erzielt wurde. Im Jahre 
1868 betrug der Umsatz der ostelbischen Provinzen noch das 
Doppelte des Umsatzes der beiden westlichen Provinzen. Im 
Jahre 1905 aber belief sich der Umsatz der Bankanstalten in 
jenen sechs Provinzen auf 23 247,6 Millionen Mark und der- 
jenige der Bankanstalten in den beiden westlichen Provinzen 


!) Es bestanden Filialen: 


Reichsbank. Reichsbank: Reichsbank- Waren- 
hauptstellen stellen nebenstellen depots 


1876: 16 48 120 27 
1905: 19 67 342 14 
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auf 32 829 Millionen Mark. In jenem Gebiet, das fünfmal so 
grols ist als Rheinland und Westfalen, wurden nur 15 pCt. 
des Gesamtumsatzes erzielt, in diesen beiden Provinzen da- 
gegen 21 pCt. Diese Zahlen zeigen deutlich, wie sich der 
Wirtschaftliche Charakter des Staates seit der Errichtung der 
Reichsbank geändert hat, und wie dementsprechend ihre 
Geschäftstätigkeit auch eine ganz andere Grundlage und Ent- 
wieklungsmöglichkeit erhalten mulste. Während die Preufsi- 
sche Bank überwiegend mit einer ländlichen Bevölkerung zu 
tun hatte, setzt sich der Geschäftskreis der Reichsbank haupt- 
süchlich aus der industriellen Bevölkerung zusammen. Dieser 
Umschwung zeigt sich auch darin, (dafs das Waren-Lombard- 
geschäft, welches bei der Preufsischen Bank noch eine her- 
vorragende Rolle spielte, im Laufe der Zeit immer mehr zu- 
rückgegangen ist; denn es handelt sich hier hauptsächlich um 
die Lombardierung landwirtschaftlicher Stapelprodukte. Im 
Jahre 1876 bestanden insgesamt 27 Reichsbankwarendepots, 
im Jahre 1905 nur noch 14, die ausschliefslich in Ost- und 
Westpreufsen und in Pommern liegen. 

Von wesentlicher Bedeutung für den verschiedenen Cha- 
rakter der Preufsischen Bank und der Reichsbank war auch 
die Tatsache, dafs jene bis zum Ende ihres Daseins in Silber 
zahlen konnte, während diese von Anfang an auf Verlangen 
in Gold zahlen mufste. 

Der Gesamtumsatz der Reichsbank belief sich im Jahre 
1876 auf 36,7 Milliarden Mark, im Jahre 1905 aber auf 251,3 
Milliarden Mark. Die Gesamtzahl der von ihr beschäftigten 
Beamten und sonstigen Angestellten hat sich von 1094 im 
Jahre 1876 auf 2939 im Jahre 1905 erhöht. Im Jahre 1876 
kam durchschnittlich auf den einzelnen Beamten ein Umsatz 
von 33,5 Millionen Mark, im Jahre 1905 dagegen von 85,5 Mill. 
Mark. : 

In Berlin ist die Geschiftsleitung des Bankbezirkes mit 
der Zentralverwaltungsstelle verbunden. Durch diese Verbin- 
ding wird es ermoglicht, dafs das Reichsbankdirektorium be- 
ständig in unmittelbarer Berührung mit der Praxis des Ge- 
schäftsverkehrs bleibt. Durch regelmäfsige Berichte, welche 
die Leiter der Zweiganstalten dem Direktorium zu erstatten 
haben, durch jährliche Konferenzen, die von ihnen.unter dem 
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Vorsitz des Prãsidenten abgehalten werden, wird das Direk- 
torium fortlaufend über die Lage von Handel und Industrie 
in den einzelnen Bankbezirken unterrichtet. 

Je geringer die Zahl der Privatnotenbanken wurde, je 
mehr die Reichsbank sich zu einer Zentralnotenbank heraus- 
bildete, umsomehr wurde sie genötigt, das Netz ihrer Zweig-- 
anstalten immer weiter auszudehnen und immer dichter zu 
gestalten. Die Unteranstalten üben hauptsächlich eine ver- 
mittelnde Tätigkeit aus, indem sie den höheren Stellen Ge- 
schäfte zuführen. Allmählich lebten sie sich immer inniger 
in die verschiedenartigen geschäftlichen Beziehungen ihres 
Bankbezirkes ein. Dementsprechend wuchs mit dem Kreis 
ihrer Aufgaben auch ihre wirtschaftliche Bedeutung. Man 
kann in gewissem Sinne das Netz der Reichsbankanstalten 
mit dem Netz der Eisenbahnen vergleichen. Die Nebenlinien 
führen den Ilauptlinien den Verkehr zu. Neue Linien er- 
schliefsen Gegenden, die bisher abseits des wirtschaftlichen 
Verkehrs lagen und schaffen die Möglichkeit einer auf- 
blühenden Entwicklung. Ungefähr dieselbe Wirkung übt die 
Ausgestaltung des Filialsystems der: Reichsbank aus. Ihre 
Zweiganstalten sind überall dort unentbehrlich, wo schon ein 
lebhafter wirtschaftlicher Verkehr vorhanden ist, und sie 
tragen dazu bei, ihn dort zu erwecken, wo er noch schlummert. 
Ebenso wie die Eisenbahnen eine Befestigung der wirtschaft- 
lichen Einheit innerhalb des Landes herbeiführen, bewirkt 
auch der Ausbau des Banknetzes eine innigere wirtschaftliche 
Konsolidierung der verschiedenen Landesteile. Je mehr das 
Filialnetz der Reichsbank ausgebaut und vervollkommnet 
wurde, umsomehr wurde sie befähigt, die ihr gestellten, für 
die deutsche Volkswirtschaft so überaus wichtigen Aufgaben 
zu erfüllen. 

Wenn wir das Banksystem mit dem Eisenbahnnetz ver- 
gleichen, so darf allerdings ein wichtiger Unterschied nicht 
übersehen werden: die Eisenbahnen werden fiskalisch ver- 
waltet, während die Verwaltung der Reichsbank sich nicht 
von irgend welchen Gewinninteressen, sondern nur durch die 
Rücksicht auf «die Wohlfahrt «der gesamten Volkswirtschaft 
leiten lälst. Es hat auch in Deutschland eine Zeit gegeben, 
in der das Geld- und Bankwesen hauptsächlich fiskalischen 
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Zwecken unterworfen war. Man ist aber nach trüben Er- 
fahrungen zu der Erkenntnis gelangt, dafs die Förderung der 
Verkehrszwecke, welche das Geld- und Bankwesen ermöglicht, 
ungleich wertvoller ist als noch so hohe Reinerträge, die sich 
daraus ergeben können. Vielleicht kommt einmal eine Zeit, 
wenn sie auch in ferner Zukunft liegt, in welcher dieselbe 
Einsicht für die staatliche Verwaltung der Eisenbahnen mals- 
gebend sein wird. 

Der gewaltige Fortschritt, welchen die Geschäftstätigkeit 
der Reichsbank gemacht hat, beruht auf dem Prinzip ihrer 
Organisation, das die staatliche Verwaltung mit dem Privat- 
kapital vereinigt und auf der Erweiterung ihres Filialnetzes, 
dessen Ausdehnung die Filialnetze der übrigen europäischen 
Zentralnotenbanken weit überragt. Beides sind Schöpfungen 
Rother’s, der darauf im Jahre 1846 die Preufsische Bank be- 
gründete, und der sich dadurch einen Anspruch auf bleibenden 
Ruhm erwarb. Dieses System ermöglichte eine glückliche 
Vereinigung preufsischer Verwaltungstraditionen mit der Er- 
fahrung und Einsicht der ersten Geschäftsleute des Landes. 
Es hat sich in der Geschichte der grölsten deutschen Noten- 
bank so sehr bewährt, dals man unwillkürlich fragen muls, 
ob es mit ähnlichem E rfolge nicht in verschiedenen Zweigen 
der staatlichen Verwaltung zur Anwendung kommen könnte. 


Ebensosehr aber war die erfolgreiche Entwicklung, welche 
die Geschäftstätigkeit der Reichsbank genommen hat, ab- 
hängig von der Ausdehnungsfähigkeit ihres Filialnetzes. Die 
Fortschritte im Giro-, Wechsel- und Lombard-Geschäft be- 
ruhen zum grofsen Teil auf der Verbreitung ihrer Zweigan- 
stalten. Ebenso beruhte hierauf auch die Möglichkeit, dafs 
sie immer inniger mit allen Teilen der deutschen Volkswirt- 
schaft verwachsen konnte. 


II. 
Die Notenausgabe. 
Der Reichsbank sind durch das Bankgesetz folgende Auf- 


gaben gestellt: Sie soll den Geldumlauf im gesamten Reichs- 
gebiete regeln, die Zahlungsausgleichungen erleichtern und für 
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die Nutzbarmachung verfügbaren Kapitals sorgen'). Um diese 
wichtigen Aufgaben erfüllen zu können, ist ihr das Recht der 
Notenausgabe verliehen worden. Es ist ihr gestattet, Banknoten 
nach Bedürfnis ihres Verkehrs auszugeben, Damit ist im 
Prinzip die Unbeschränktheit des Notenprivilegs anerkannt. 
Eine möglichst weitgehende Freiheit der Notenausgabe ist 
aber auch die notwendige Voraussetzung für die Erfüllung 
der Zwecke, welchen die Banknote dienen soll. Keine hoch- 
entwiekelte Volkswirtschaft kann ausschliefslich mit Metall- 
geld auskommen. Die Menge des vorhandenen Metallgeldes 
würde nicht ausreichen, um allen Bedürfnissen des inländischen 
und internationalen Zahlungsverkehrs zu genügen. Sie kann 
sich auch den Schwankungen des Geldmarktes nicht schnell 
und genau genug anpassen, und für gröfsere Summen bleibt 
das Metallgeld, auch wenn es aus dem hochwertigen Golde 
besteht, immer ein unbequemes Zahlungsmittel. Das staat- 
lich emittierte Papiergeld ist nicht geeignet, diese Mängel des 
Metallgeldes auszugleichen, Deshalb hat man in fast allen 
Staaten seine Zuflucht zur Ausgabe von Banknoten genommen. 
Die grolsen Vorzüge, welche die Banknote als Umlaufsmittel 
besitzt, beruhen darauf, dafs ihre Ausgabe sich jedem Wechsel 
des Geldbedarfs anschmiegen kann, da sie unmittelbar durch 
die einzelnen Handlungen des wirtschaftlichen Verkehrs ver- 
anlalst wird. Es ist daher wichtig, dafs die Emission der 
Banknoten durch rechtliche Schranken nicht zu sehr gehemmt 
wird. Nur dafiir hat das Gesetz zu sorgen, dafs die Einlös- 
barkeit der Noten unbedingt gesichert sei, und doch darf die 
Rücksieht auf ihre Sicherstellung nicht so weit getrieben 
werden, dafs die Elastizität der Emission darunter leiden 
würde. 

In England und noch weit mehr in den Vereinigten 
Staaten von Amerika ist die Elastizität der Notenausgabe der 
absoluten Sicherstellung ihrer Binlösbarkeit geopfert worden. 
Daher hat in jenen Ländern die Banknote aueh nicht die Be- 


1) Das Grundgesetz der Preufsischen Bank definiert in seinem § 1 
den Zweck der Bank in folgender Weise: „Die Bank ist bestimmt, den 
Geldumlauf des Landes zu befördern, Kapitalien nutzbar zu machen, 
Handel und Gewerbe zu unterstützen und einer übermülsigen Steigerung 
des Zinsfufses vorzubeugen.“ 
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deutung für den volks wirtschaftlichen Zahlungsverkehr ge- 
winnen können wie in Deutschland. An ihre Stelle ist dann 
dort die Verwendung des Checks zu grolser Ausdehnung ge- 
langt. Der Check aber vermag die Banknote nicht vollstän- 
dig zu ersetzen; denn wenn er auch bei allgemeinem Ge- 
brauch sich als ein gutes Zahlungsmittel erweist, so kann er 
doch nieht wie die Banknote die Dienste eines Umlaufsmittels 
erfüllen. 

Zur Sicherung der Noten hat man sich in Deutschland 
mit der Vorschrift begnügt, dafs ein Drittel der ausgegebenen 
Noten bar gedeckt sein müsse. Schon die Noten der Preulsi- 
schen Bank mufsten zu einem Drittel in barem Gelde oder 
Silberbarren gedeckt sein. Die für die Reichsbank geforderte 
Bardeckung schliefst aufser dem Metall auch die Reichskassen- 
scheine ein. Zum Zwecke der Notendeckung werden also die 
Reichskassenscheine durch das Gesetz dem Bargelde voll- 
standig gleichgestellt. 

Selbstverstandlich ist die Reichsbank wie jede andere 
Notenbank verpflichtet, die von ihr ausgegebenen Noten nicht 
nur an ihrem Hauptsitz, sondern auch an ihren Zweiganstalten 
stets zum vollen Nennwert in Zahlung zu nehmen. Dagegen 
ist eine unbegrenzte Verpflichtung zur Einiösung der Noten 
nur für die Hauptkasse in Berlin ausgesprochen, während sie 
für die Zweiganstalten insoweit besteht, als es ihre Barbe- 
stände und Geldbedürfnisse gestatten. Diese Beschränkung 
hat nur insofern irgend welche praktische Bedeutung erlangt, 
als es sich um eine Goldentziehung zu Zwecken der Ausfuhr 
handelt; denn es würde sonst der Reichsbank noch ein Teil 
der Transportkosten zur Erleichterung der Goldausfuhr auf- 
gebürdet werden. Wenn ein Bankier deutsches Gold nach 
England versenden will, und wenn ihm die Hamburger Reichs- 
bankhauptstelle zu diesem Zwecke Gold in beliebiger Menge 
zur Verfügung stellen würde, so brauchte er nicht einmal die 
Kosten des Goldtransports von Berlin nach Hamburg zu 
tragen, da sie ihm von der Reichsbank abgenommen 
werden!). 


1) Es ist aber zu beachten, dafs jede Erschwerung der Goldausfuhr 
die Stellung Deutschlands auf dem Weltmarkt schwächen mufs. Fried- 
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Da die Reichs- und Landeskassen im Verwaltungswege 
angewiesen worden sind, die Reichsbanknoten jederzeit in 
Zahlung zu nehmen, so besitzen sie dieselbe Zahlungskraft 
wie das Währungsgeld, ohne dals sie ihnen ausdrücklich durch 
Gesetz verliehen worden wäre. Die englischen Banknoten 
gelten als legal tender, aber ihr Charakter ist auch durchaus 
verschieden von dem der deutschen Banknoten. Die Bank 
von England darf nur einen festen Betrag niclit bar gedeckter 
Noten, gegewürtig 369 Millionen Mark, ausgeben und sie 
muls dafür staatliche Schuldscheine hinterlegen. Sobald sie 
diese Grenze überschreitet, mufs sie für jede Note, die sie 
ausgibt, einen entsprechenden Betrag in Sovereigns vorrätig 
halten. Dem englischen Banknotenumlauf fehlt daher nicht 
nur die Elastizität des deutschen Umlaufs, er unterscheidet 
sich auch nach Überschreitung des Kontingents in keiner 
Weise von dem Goldumlauf. Es lag daher absolut kein Grund 
vor, den englischen Banknoten die Eigenschaft des gesetz- 
lichen Zahlungsmittels vorzuenthalten. In Deutschland wird 
aber mit gutem Recht der gröfste Wert auf die möglichst 
vollkommene Elastizität des Notenumlaufs gelegt, und man 
muls mit Sorgfalt alles zu vermeiden suchen, was sie irgend- 
wie beeinträchtigen könnte. Werden aber die Noten mit ge- 
setzlicher Zahlungskraft ausgestattet, so ist es nicht ausge- 
schlossen, dafs sie länger im Verkehr haften als unbedingt 
nötig ist, und dafs sie daher an ihrer Elastizität Einbulse er- 
leiden. Deshalb ist es gut, dals wir dem englischen Beispiel 
nicht gefolgt sind; aus demselben Grunde aber ist es nicht 
zu billigen, dafs wir in einem anderen Punkte jüngst von dem 
englischen Vorbilde abgewichen sind. 


rich Koch (Der Londoner Goldverkehr, Stuttgart und Berlin 1905) weist 
mit Recht darauf hin, dafs die unbegrenzte Umlaufsfähigkeit des eng- 
lischen Wechsels auf der Gewilsheit beruht, dafs englisches Gold jeder- 
zeit zu haben ist. „Der Grund, weshalb der deutsche Wechsel sich 
nicht recht einbürgern will, ist in der Stellung zu suchen, die unsere 
Reichsbank Goldverschiffungen gegenüber einnimmt. Man weils, dals 
es nicht immer tunlich ist, deutsches Gold in grofsen Beträgen zu Zah- 
lungen an das Ausland zu verwenden. Zwar sollen die Mafsnahmen der 
Reichsbank nicht den „legitimen Warenverkehr“, sondern nur die aus- 
lindischen Angreifer treffen. Aber die ganze Politik ist doch ein Be- 
weggrund, im Zweifelsfall lieber auf London zu ziehen als auf deutsche 
Plätze“. S. 58. 
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Nach dem Art. 18 des Münzgesetzes vom 9. Juli 1873 
sollten keine Banknoten unter 100 Mark ausgegeben werden 
und durch das Bankgesetz vom 14. Marz 1875 wurde die Aus- 
gabe von Banknoten, die auf 100, 200, 500 und 1000 Mark 
und das Vielfache von 1000 Mark lauten, gestattet. Bis zum 
Jahre 1906 hatte die Reichsbank nur Hundert- und Tausend- 
markscheine ausgegeben, und zwar dreimal soviel von 
jener als von dieser Sorte. Durch den Art. 18 des Münz- 
gesetzes wollte man vor allem mit der Mifswirtschatt, 
die bis dahin von einzelnenLandesbanken mit den kleinen 
Scheinen getrieben worden war, endgültig aufraumen und 
verhüten, dafs die neugeschaffenen Goldmünzen durch die 
Ausgabe kleiner Banknoten aus dem Verkehr verdrängt und 
ins Ausland getrieben würden. Im Jahre 1906 aber ent- 
deckte man plötzlich, dafs im Verkehr ein steigendes Bedürf- 
nis nach kleinen Scheinen hervorgetreten sei, welches durch 
den fest begrenzten Vorrat an Reichskassenscheinen nicht ge- 
deckt werden könne, und so entschlofs man sich durch das 
Gesetz vom 6. Februar 1906 zur Ausgabe von Banknoten in 
Abschnitten von 20 und 50 Mark. Die gleichlautenden Reichs- 
kassenscheine sollen nach dem Gesetz vom 5. Juli 1906 ein- 
gezogen und in Fünf- und Jehnmarkscheine umgewandelt 
werden. Auch in England hat man in Zeiten der wirtschaft- 
lichen Not wohl daran gedacht, der Bank das Recht zur 
Ausgabe von Einpfundnoten zu verleihen. Derartige Vor- 
schläge sind aber stets an dem Widerstand der Bankwelt ge- 
scheitert und die kleinsten englischen Banknoten lauten noch 
heute auf fünf Pfund Sterling. Als man in Deutschland sich 
entschlofs, von diesem englischen Vorbild abzuweichen, hegte 
man im Stillen die Hoffnung, dals die kleinen Banknoten zu 
50 und 20 Mark Gold aus dem Verkehr verdrängen würden, 
und dafs dieses Gold der Reichsbank zur Stärkung. ihres 
Goldbestandes zuflielsen würde. Zu dieser Hoffnung aber 
war man nicht berechtigt, solange die Annahme, welche zur 
Ausgabe der kleinen Banknoten geführt hatte, begründet war, 
dals ein Bedürfnis nach Vermehrung der Zahlungsmittel über- 
haupt vorhanden sei. Wenn die Banknoten wirklich eine 
Lücke im Zahlungsverkehr ausfüllen, so werden Goldmünzen 
durch ihre Ausgabe nicht verdrängt werden. Tatsächlich hat 
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sich denn auch diese Hoffnung bisher nicht erfüllt, denn es ist 
heute der Metallvorrat der Reichsbank relativ geringer als je 
vorher und auch im Durchschnitt der ersten neun Monate des 
Jabres 1906 stand er niedriger als im Jahre 1905. Dagegen 
hat sich der Bestand an Reichskassenscheinen von 18,6 Milî. 
Mark am 6. Januar 1906 auf 50,4 Millionen Mark am 15. De- 
zember erhöht. Der höchste Bestand an Reichskassenscheinen 
im Jahre 1905 war an vier einzelnen Tagen 30 Millionen 
Mark gewesen, sonst aber stellte er sich erheblich niedriger. 
lın Jahre 1906 hat er sich seit dem 15. Mai dauernd über 
30 Millionen Mark und seit dem 15. August dauernd über 40 
Millionen Mark gehalten. Jin Jahresdurchschnitt hat er seit 
1882 zwischen 19,2 Millionen Mark im Jahre 1886 und 
zwischen 27,1 Millionen Mark im Jahre 1903 geschwankt. 
Als nachweisbarer Erfolg der Ausgabe kleiner Banknoten ist 
daher bis jetzt nur die Verdrängung der Reichskassenscheine 
hervorgetreten, und es bleibt abzuwarten, ob ihr Bestand, 
nach vollendeter Einziehung der 20- und 50 Mark-Reichskassen- 
scheine, wieder auf ihr früheres Niveau zurückgehen wird. 
Der Hauptgrund aber, der in jedem Falle gegen die Emission 
kleiner Banknoten spricht, ist der, dals die kleinen Noten 
schwer nach der Ausgabestelle zurückkehren, dafs sie haufiger 
länger im Umlauf bleiben als dem Bedarf des Verkehrs ent- 
spricht, und dafs sie daher dazu beitragen, die Elastizität der 
Notenzirkulation zu vermindern. Deshalb, glaube ich, war 
es nicht ratsam, in diesem Punkte von dem englischen Vor- 
bild abzuweichen. 

Der durchschnittliche Notenumlauf der Reichsbank ist 
von 685 Millionen Mark im Jahre 1876 auf 1336 Millionen 
Mark im Jahre 1905 gestiegen.') Diese grofse Steigerung der 
Notenemission zeigt, in welchen Mafse das Bedürfnis der 
deutschen Volkswirtschaft an Zahlungsmitteln sich erhöht 
hat. Es tritt dies noch auffallender zutage, wenn man die 
gleichzeitige Vermehrung des Metallgeldes und die gewaltige 
Ausdehnung des Giroverkehrs, die seit 1876 stattgefunden 
hat, in Betracht zieht. Während in England und Amerika 
die Banknote zum grofsen Teil durch den Check verdrängt 
worden ist, ist bei uns ihr Umlauf trotz der grofsartigen 
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Entwicklung des Giroverkehrs und der starken Vermehrung 
der Goldpragung beständig gestiegen. 

Eine derartige stetige Vermehrung hat der Umlauf der 
ungedeckten Noten nicht erfahren. Seine Schwankungen 
sind viel gröfser als die des gesamten Notenumlaufs, und in 
ihrem Verlaufe kommen die Änderungen der wirtschaftlichen 
Konjunktur noch ungleich schärfer zum Ausdruck.") Denn der 
ungedeckte Notenumlauf ist der eigentlich elastische Teil der 
Notenausgabe, der sich unmittelbar den Bedürfnissen des 
Wirtschaftlichen Verkehrs anschmiegt. Die Gipfelpunkte der 
Hochkonjunkturen fallen gewöhnlich mit den Gipfelpunkten 
der ungedeckten Notenausgabe zusammen, da der lebhaftere 
Geschäftsgang nicht nur mehr Noten, sondern auch mehr Me- 
tallgeld der Reichsbank entzieht, wodurch die plötzlichen Er- 
höhungen des ungedeckten Notenumlaufs veranlafst werden. 
Ebenso sinkt er regelmäfsig in der Zeit des wirtschaftlichen 
Niederganges, und diese Abnahme wird noch verstärkt, wenn 
gleichzeitig der Reichsbank sehr viel Gold zuströmt, Er ver- 
wandelt sich dann in einen überdeekten Notenumlauf. 

Diese Anpassung des ungedeckten Notenumlaufs an den 
Gang der wirtschaftlichen Entwicklung zeigt sich aber nicht 
nur im Laufe längerer Perioden, sondern auch im Laufe der 
einzelnen Jahre. Immer am Schluls und am Beginne eines 
Quartals erfährt der Zahlungsverkehr eine erhebliche Aus- 
dehnung, die durch die Fälligkeit der Mieten, Gehälter, Zinsen, 
Lohnzahlungen und anderer regelmäfsig wiederkehrender 
Verpflichtungen veranlalst wird. So kommt es, dafs um die 
(Juartalswende der ungedeckte Notenumlauf gewöhnlich den 
höchsten Stand während des Vierteljahrs aufweist: Diese 
Steigerung des Bedarfs an Zahlungsmitteln tritt aber regel- 
mäfsig ganz besonders intensiv im letzten Viertel des Jahres 
auf, da in dieser Zeit zu den Zahlungsverpflichtungen ‚des in- 
ländischen Marktes noch die des Weltmarktes hinzutreten, 
welche aus der Bewegung der internationalen Ernten sich er- 
geben. Dieser Steigerung des Bedarfs steht dann im ersten 
Viertel des neuen Jahres eine ebenso plötzliche Abnahme 
gegenüber. Seit 1892 fällt der Tiefpunkt der Notenausgabe 
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regelmälsig auf den 23. Februar. Nur zwei Jahre machen 
hiervon eine Ausnahme: Im Jahre 1894 fiel er auf den 23. 
November und im Jahre 1901 auf den 15. Juni. Der Gipfel- 
punkt der ungedeckten Notenausgabe fällt aber seit 1892 
ebenso regelmälsig, wenn wir von dem Jahre 1894 (7. Januar) 
absehen, auf den Ultimo Oktober oder Ultimo Dezember. 
Die Spannung zwischen dem höchsten und niedrigsten Stand 
der ungedeckten Notenausgabe war am engsten im Jahre 1877 
und am weitesten im Jahre 1905. In jenem Jahr umfafste sie 
165,4 Millionen Mark, in diesem aber 959,3 Millionen Mark. 
Die Weite dieser Spannung zeigt an, welchen Schwankungen 
der Bedarf des Geldmarktes im Laufe eines Jahres unter- 
worfen ist und welchen Ansprüchen die Reichsbank gewachsen 
sein muls, Ein Vergleich der Spannung des Jahres 1877 mit 
der des Jahres 1905 lälst aber auch erkennen, wie enorm sich 
diese Ansprüche im Laufe der dreifsig Jahre erhöht haben!). 

Unter diesen Umständen ist es erklärlich, dafs die Bar- 
deckung der Reichsbanknoten immer hoch über der durch 
(las Gesetz vorgeschriebenen Mindestdeckung gehalten werden 
muls. Denn wenn die Bardeckung zum Notenumlanf an 
irgend einem Tage in dem Verhältnis von 1:3 stehen würde, 
so mülste die Bank ihre Geschäftstätigkeit einstellen, da sie 
weder eine Note noch eine Mark bares Geld ausgeben dürfte. 
Wenn wir von der Bardeckung nur den Metallvorrat berück- 
sichtigen, so ist dieser von 510 Millionen Mark im Jahre 1876 
auf 973 Millionen Mark im Jahre 1905 gestiegen. Die me- 
tallische Notendeckung betrug im Durchschnitt des Jahres 


1) Wenn wir in dieser Beziehung die fünfjährigen Perioden mit ein- 
ander vergleichen, indem wir den Unterschied zwischen dem. nied- 
rigsten und dem höchsten Stand der ungedeckten Notenausgabe wiih- 
rend des einzelnen Jahrfünfts berechnen, so ergibt sich folgende Stei- 
gerung: 

Jahrfünft Spannung in Millionen Mark Zunahme 


1876/80 267,5 

1881/85 302,5 35,0 
1886/90 566,7 264,2 
1891/95 619,4 52,7 
1896/1900 692,7 73,8 
1901/05 961,7 269,0 


Steigerung der Spannung von 1876—1905 694,2 Millionen Mk, 
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1876 74,5 pCt. Am günstigsten stand die Metalldeckung im 
Jahre 1888, in dem sie 96,82 pCt. des Notenumlaufs ausmachte. 
Den ungünstigsten Stand der durchschnittlichen Metalldeckung 
brachten die Jahre 1900 und 1904 mit 71,8 und 71,9 pCt. 
Dieses Deckungsverhältnis bleibt nur um wenige Prozente 
unter «demjenigen des Jahres 1876, obwohl der durchschnitt- 
lich metallisch ungedeckte Notenumlauf im Jahre 1905 362,7 
Millionen Mark betrug gegen 174 Millionen Mark im Jahre 
1876. 

Aber die gesamte Metalldeckung bietet ebensowenig wie 
die gesamte Bardeckung einen zuverlässigen Malsstab für die 
Leistungsfähigkeit der Bank; denn sie mufs jederzeit bereit 
sein, nicht nur ihre Noten, sondern auch die Reichskassen- 
scheine und die deutschen Scheidemünzen gegen Gold einzu- 
lösen und auf Verlangen in beliebiger Höhe Zahlungen in 
Gold zu leisten. Wäre sie hierzu nicht imstande, so könnte 
sie ihre wichtigste Funktion, die deutsche Goldwährung zu 
stützen und zu schützen, nicht ausüben. Es kommt also vor 
allen Dingen auf den Stand der Golddeckung an.') Während 
der ersten Jahre ihrer Geschäftstätigkeit fiel der Reichsbank 
die schwierige Aufgabe zu, den vorhandenen Silberumlauf in 
einen Goldumlauf umzuwandeln, und in dieser Zeit füllten 
sich ihre Kassen mit Silber, während ihnen das Gold ent- 
zogen wurde. Daher verschlechterte sich das durchschnitt- 
liche Golddeckungsverhältnis von 41,9 pCt. im Jahre 1876 auf 
27,9 pCt. im Jahre 1881. Seitdem hat sich dieses Deckungs- 
verhältnis mit kurzen Unterbrechungen stetig verbessert. Seit 
1883 ist die Golddeckung schneller gestiegen als die gesamte 
Metalldeckung und seit 1887 ist sie im Jahresdurchschnitt 
niemals niedriger als 50 pCt. gewesen. Ihren höchsten Stand 
erreichte die durchschnittliche Golddeckung im Jahre 1888 
mit 65,2 pCt. und im Jahre 1895 mit 64,3 pCt. Im Jahre 1905 
betrug sie 55,8 pCt. Die Golddeckung allein steht daher 
höher als die durch das Gesetz geforderte gesamte Bardeckung. 
Auch im Verhältnis zum gesamten Metallvorrat hat sich der 
Goldvorrat seit 1881 beständig erhöht. Er machte im Jahre 


» Vgl. Anhang, Tafel 1. 


1881 37,1 pCt. des gesamten Metallvorrates aus, und sein An- 
teil ist seitdem auf 76,6 pCt. im Jahre 1905 gestiegen. 

Beim Anblick dieser giinstigen Durchschnittsverhaltnisse 
darf man aber nicht tibersehen, dafs im letzten Viertel des 
Jahres regelmälsig die Notenausgabe gewaltig zunimmt. Zu- 
gleich sinkt aber mit dem gesamten Barvorrat die Goldreserve. 
Denn der steigende Bedarf des Geldmarktes absorbiert nicht 
nur Noten, sondern auch Metallgeld in stetig wachsendem 
Umfang. In solchen Perioden kann der absolut nötige Gold- 
bestand nur durch ein kräftiges Anziehen der Diskontschraube 
gerettet werden, Dabei ist nicht zu übersehen, dafs seit 1885 
die Goldeinfuhr beständig die Goldausfuhr überragt und dals 
seit 1898 diese Mehreinfuhr Jahr für Jahr die Goldbeschaffung 
der Reichsbank überstiegen hat. In den letzten acht Jahren 
sind ungefähr 570 Millionen Mark mehr Gold eingeführt als 
die Reichsbank angekauft hat. Andererseits darf man wohl 
annehmen, dafs der gröfste Teil der Goldausfuhr den Kassen 
der Reichsbank entnommen wird. Wenn der inländische Markt 
stark mit Gold gesättigt ist, so könnte die Bank mit besserem 
Erfolg als es zur Zeit des allgemeinen Goldmangels möglich 
war, durch Erhöhung des Ankaufspreises für Gold grölsere 
Mengen an sich ziehen. Von 1879 bis 1881 zahlte die Bank 
für das Pfund Fein nicht 1392 Mk., sondern 1393 bis 1393,50 
Mark. Da damals infolge sinkender Produktion iiberhaupt 
sehr schwer Gold zu haben war, brachte die Preiserhöhung 
nicht das gewünschte Resultat. Heute aber würde mehr 
damit zu erreichen sein, wenn es sich darum handelt, einen 
zeitweiligen Geldmangel in den Kassen der Bank zu be- 
gegnen. Auf alle Fälle aber wäre es durchaus zu wünschen, 
dafs die Reichsbank für die Perioden der grölsten An- 
spannung stets mit einer unantastbaren Goldreserve aus- 
gerüstet wäre, und es wäre zu erwägen, ob die Regierung 
ihr nicht zu diesem Zwecke den im Juliusturm zinslos ruhen- 
den Kriegsschatz überweisen sollte. Wenn der Kriegsschatz 
als unantastbare Goldreserve den Barbestand der Reichsbank 
vergrölsern würde, so wäre sie dadurch allein schon in den 
Stand gesetzt, in Zeiten höchster Anspannung ihren Noten- 
umlauf um 360 Millionen Mark zu erhöhen. 

Bisher hat die Verwaltung hauptsächlich durch Gewäh- 
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rung zinsfreier Vorschüsse auf die Goldeinfuhr in Zeiten der 
Goldknappheit ihren Goldvorrat zu erhöhen versucht. 

Während für die Preufsische Bank seit dem Jahre 1856 
keine andere Schranke der Notenausgabe als diejenige, welche 
durch die Deckungsvorschriften gegeben war, bestand, ver- 
suchte das Bankgesetz von 1875 nicht nur durch die unüber- 
schreitbare Schranke der Dritteldeckung, sondern auch durch 
die indirekte Kontingentierung eine übermäfsige Notenausgabe 
zu verhüten. Wenn der Reichsbank heute bei einer durch- 
schnittlichen Bardeckung’) von 1000 Millionen Mark gestattet 
ist, 2000 Millionen Mark ungedeckte Noten auszugeben, so 
steht ihr innerhalb dieser Grenzen nur ein steuerfreies Kon- 
tingent von 472,8 Millionen Mark zu. Sie mufs von jedem 
dieses Kontingent überschreitenden Betrag der Notenausgabe 
eine 5prozentige Stener an die Reichskasse zahlen. Ursprüng- 
lich betrug dieses Kontingent steuerfreier, ungedeckter Noten, 
das durch das Bankgesetz der Reichsbank zugewiesen worden 
war, nur 250 Millionen Mark. Als die Reichsbank ihren Be- 
trieb eröffnete, hatte es sich durch den Zuwachs der Kon- 
tingente eingegangener Notenbanken auf 272,6 Millionen Mark 
erhöht. Dann stieg es aus gleicher Ursache allmählich auf 
273,8 im Jahre 1877 und auf 293,4 Millionen Mark im Jahre 
1895. Durch das Gesetz vom 7. Juni 1899 wurde es vom 
7. Januar 1901 ab auf 450 Millionen Mark festgesetzt. Da 
seit jener Zeit die Frankfurter, Darmstädter und Braun- 
schweigische Bank auf das Recht der Notenausgabe verzichtet 
haben, stellt sich das Reichsbankkontingent seit dem 14. De- 
zember 1905 auf 472,8 Millionen Mark. 

Die Erwartung des Gesetzgebers, dafs die Notenausgabe 
sich im allgemeinen innerhalb der Grenzen des steuerfreien 
Kontingents halten würde, hat sich wohl für die Privatnoten- 
banken, aber nicht für die Reichsbank erfüllt. Seit dem Be- 
ginn des wirtschaftlichen Aufschwungs im Herbst 1895 kehren 
die Ueberschreitungen, wenn wir von dem Jahre 1902 ab- 


1) Die Bardeckung, die für die Berechnung der Notensteuer in Be- 
tracht kommt, ist grölser als diejenige, welche für die Deckung der 
Noten vorgeschrieben ist; denn sie schlielst auch die Noten anderer 
Banken ein. 


sehen, am Schlusse jedes Vierteljahres, trotz wiederholter 
Kontingenterhöhungen regelmälsig wieder. In den ersten 
fünf Jahren war die Notenausgabe der Reichsbank niemals 
über die Steuergrenze hinausgegangen, und in der Zeit von 
1881—95 ist das Kontingent 19 Mal überschritten worden. 
Der wirtschaftliche Aufschwung, welcher im Jahre 1895 
einsetzte, bewirkte eine aufsergewöhnliche Vermehrung und 
Steigerung der Kontingentsüberschreitungen. Ihre Anzahl 
belief sich in den fünf Jahren 1896—1900 auf 71 mit 
einem Maximum von 371,2 Millionen Mark am 30. September 
1899. Von 1901—1905 ist trotz der wesentlichen Erhöhung 
des Kontingents dieses zweiundreifsigmal überschritten worden 
mit einem Maximum von 450,3 Millionen Mark am 30. Sep- 
tember 1905, und wenn wir über die uns gesteckte Grenze 
der dreilsigjährigen Periode hinausgehen, so wurde die höchste 
bisher überhaupt dagewesene Kontingentsüberschreitung am 
29. September 1906 mit 505,3 Millionen Mark erreicht. An 
diesen Tage wurde daher das steuerfreie Kontingent um mehr 
als 100 pCt. übersehritten. Zugleich wurde auch das Maxi- 
mum der Gesamtnotenausgabe mit 1704 Millionen Mark er- 
reicht, während die Metalldeckung nur 675 Millionen Mark 
betrug. Man mufs zwanzig Jahre zurückgehen, um einen so 
niedrigen Metallbestand in den Kassen der Reichsbank zu 
finden. Seit dem 31. Dezember 1886, als der Metallvorrat 
670 Millionen Mark betrug, hat er niemals wieder so tief 
gestanden. Damals war der Notenumlauf aber immerhin noch 
zu 66,41 pCt. durch Metall gedeckt, am 29. September 1906 
aber nur zu 39,62 pCt. Dieser 29, September ist daher ein 
höchst merkwürdiger Tag in der Geschichte der Reichsbank, 
und er brachte die unübersteigbare Schranke der Drittel- 
deckung in drohende Nähe!). 

An die indirekte Kontingentierung knüpfte der Gesetz- 
geber noch die andere Erwartung, dafs die Bank ihren Dis- 
kontsatz auf mindestens 5 pCt. erhöhen würde, sobald sie zur 
Zahlung der 5prozentigen Steuer verpflichtet wäre. Auch 
diese Erwartung hat sich nicht erfüllt. Wenn wir nur die 
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letzten fiinf Jahre in Betracht ziehen, so hatte die Reichsbank 
im Jahre 1901 nur an einem Tage der fünf Kontingentsüber- 
schreitungen dieses Jahres, nämlich am 7. Januar einen Dis- 
kontsatz von 5pCt. An den drei Tagen der Kontingents- 
überschreitungen des Jahres 1902 erreichte er niemals 5 pCt., 
ébensowenig an den sieben Tagen des Jahres 1903. Von den 
acht Tagen der Kontingentsiiberschreitungen des Jahres 1904 
brachten nur die letzten beiden am Schlusse des Jahres eine 
Diskonterhöhung auf 5 pCt. Ungünstiger gestalteten sich die 
Verhältnisse im Jahre 1905 mit seinen neun Kontingentsüber- 
schreitungen. In diesem Jahre wurde schon am vierten Tage, 
nämlich am 7. Oktober, der Diskont auf 5 pCt. erhöht. Er 
stieg am 7. November auf 5'/ pCt. und am 31. Dezember auf 
6 pCt. In der Zeit 1884 1905 stand der Diskontsatz insge- 
samt an 48 Tagen der Kontingentsüberschreitungen unter 
5 pCt. Die Verwaltung der Reichsbank hat sich daher nie 
durch die Zahlung der Notensteuer beeinflussen lassen, ihren 
Diskontsatz mehr, als durch die Lage des Geldmarktes ge- 
boten war, in die Höhe zu treiben. In der Befolgung ihrer 
Diskontpolitik haben niemals Gewinninteressen der Bank aus- 
schlaggebende Berücksichtigung gefunden. Insofern wurde 
auch der Zweck der indirekten Kontingentierung, der eine 
mittelbare Beeinflussung der Diskontpolitik beabsichtigte, voll- 
ständig verfehlt. 

Da die hauptsächlichsten Zwecke, denen die indirekte 
Kontingentierung nach der Absicht des Gesetzgebers dienen 
sollte, in keiner Weise verwirklicht worden sind, so ist häufig 
der Vorschlag gemacht worden, sie für die Reichsbank ganz 
zu beseitigen. Bisher hat man sich aber nicht zur Annahme 
eines solchen Vorschlages entschliefsen können, und es sprechen 
auch ernste Gründe dagegen. Die Reichsbank soll niemals 
auch nur den geringsten Anlafs zu der Vermutung aufkommen 
lassen, dafs sie eine Diskonterhöhung zum Zwecke der Stei- 
gerung ihres Gewinnes vorgenommen haben könnte. Wenn 
sie dem Volke das Geld verteuert, so soll der Ertrag, der 
sich infolge der Zinserhöhung ergibt, nicht ihr, sondern der 
Allgemeinheit auf dem Wege durch die Reichskasse zu gute 
kommen. Es ist jedoch anzunehmen, dafs nach den Erfah- 
rungen der letzten Jahre das Kontingent bei der nächsten 
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Erneuerung des Bankgesetzes im Jahre 1909 wieder erhöht 
werden muls. Je mehr das Kontingent der Reichsbank über 
dasjenige der Privatnotenbanken hinausgeht, umsomehr wird 
auch die von Anfang an erstrebte Zentralisation gefördert 
werden. 

Eine fiskalische Bedeutung hat die Notensteuer niemals 
gehabt; von 1876 bis 1905 hat sie der Reichskasse insgesamt 
13,9 Millionen Mark eingebracht. 


III. 
Der Giroverkehr. 


Wichtige Dienste sollte die Reichsbank der aufstrebenden 
Volkswirtschaft leisten und doch hatte man ibr die Hände 
vielfach gebunden. Wollte sie nicht hinter dem rüstigen 
Fortschritt des wirtschaftlichen Verkehrs zurückbleiben, so 
mulste sie die Fesseln, die das Gesetz ihr angelegt hatte, 
abstreifen und mufste sich selbst die Bedingungen für eine 
unbegrenzte Entwicklungsfähigkeit schaffen. In meister- 
halter Weise ist sie dieser Notwendigkeit durch die Aus- 
bildung ihres Giroverkehrs nachgekommen. 

Der Giroverkehr ermöglicht die Zahlung und die Aus- 
gleichung von Forderungen ohne Anwendung des Bargeldes 
und des Kreditgeldes. Die Zahlungen werden in der Weise 
geleistet, dafs sie in den Büchern der Bank dem Konto des 
Zahlenden abgeschrieben und dem Konto des Empfangenden 
gutgeschrieben werden. Die Ausdehnung des Giroverkehrs 
hängt von der Zahl der Personen ab, die ein Girokonto be- 
sitzen und von der Zahl der Bankstellen und ihrer Verteilung 
im Reichsgebiet, die sich der Ausgestaltung des Girogeschäfts 
widmen. Wenn sich dann die verschiedenen privaten Giro- 
banken, die das Geschäft wiederum mit einer besonderen 
Kundschaft betreiben, in Abrechnungsstellen zusammenfinden, 
ınn ihre Forderungen regelmälsig gegenseitig auszugleichen, 
und die Salden dem Girokonto der Reichsbank hinzuzufügen, 
so erreicht diese Organisation für den inländischen Verkehr 
ihre äufsere Vollendung. Kin weiterer Fortschritt wäre dann 
nur in der Weise denkbar, dals das Girosystem auch im 
internationalen Zahlungsverkehr zur Anwendung gelangen 


würde, und dafs ständige internationale Clearinghäuser die 
Abrechnung zu besorgen hätten. 

Die volkswirtschaftlichen Vorteile, die sich aus diesem 
Verfahren ergeben, erklären sich aus der Fortbildung der 
Arbeitsteilung, die es bewirkt, und die darin besteht, dafs den 
Einzelwirtschaften der Zahlungsdienst abgenommen und den 
Banken übertragen wird, welche ihn zu einem speziellen Ge- 
schäftszweig ausbilden. Jeder wahre Fortschritt der Arbeits- 
teilung aber bewirkt eine Steigerung der volkswirtschaftlichen 
Produktivität, die umso grofsartiger sich entfalten kann, je 
mehr durch jenen Fortschritt die Möglichkeit zur Entwick- 
lung des Grolsbetriebs geschaffen wird. Die Konzentration 
des Zahlungsverkehrs in dem Grolsbetriebe der Zentralbank 
ermöglichte zuerst seine Dezentralisation, die durch den Aus- 
bau ihres Filialnetzes immer weiter sich entwickelt. Dabei 
darf aber das wechselseitige Kausalverhältnis nicht übersehen 
werden, das darin zwn Ausdruck gelangt, dafs der Girover- 
kehr den Anlafs zur Errichtung neuer Zweiganstalten schuf, 
denen dadurch ein Existenzzweck und der Kern zur Weiter- 
bildung aller anderen Bankgeschäfte gegeben wurde. Die 
Wirksamkeit des Giroverkehrs beruht aber auf einer möglichst 
weitgehenden Dezentralisation, die allen Teilen des Landes 
gestattet, sich an ihm zu beteiligen. In dieser Weise wird 
eine bedeutende Erleichterung, Vereinfachung und Verbilli- 
gung des gesamten volkswirtschaftlichen Zahlungsverkehrs 
erreicht. Den Einzelwirtschaften wird viel Zeit und Arbeit 
erspart, das Risiko und der Zinsverlust, die mit der Aufbe- 
wahrung und dem Transport grölserer Geldsummen notwendig 
verbunden sind, werden beseitigt; die Zahlungen werden durch 
die Buchübertragungen sicher beurkundet, und der gesamte 
Zahlungsverkehr gewinnt durch seine Mechanisierung unend- 
lich an Schnelligkeit, Pünktlichkeit und Sicherheit. Je schneller 
und besser aber dieses Haupttriebrad der Volkswirtschaft ar- 
beitet, umso höher steigt die Möglichkeit ihrer intensiven und 
extensiven Entwicklung. 

Dureh die Ausbildung des Giroverkehrs wird es nicht 
nur möglich, die Notenausgabe innerhalb mäfsiger Grenzen 
zu halten, sondern es wird auch bei steigendem Verkehr das 
Metallgeld zum grofsen Teil für die Dienste des Umlaufs ent- 
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behrlich gemacht. Der Staat spart an Prägekosten und Ab- 
nutzungsverlusten, und das Goldgeld, das durch den Girover- 
kehr als Zahlungsmittel entbehrlich wird, kann in den Kassen 
der Bank wichtige Deckungsdienste leisten. Indem die Bank 
durch die Vermittlung des Giroverkehrs steigende Beträge 
unverzinslicher Depositen an sich zieht, bilden sich grolse 
Kapitalien, die sie im Wechsel- und Lombardverkehr der 
Volkswirtschaft wieder zuführt. Für die Bank ist es von 
grolser Bedeutung, dals sie durch den Giroverkehr die Be- 
triebsmittel gewonnen hat, die ihr gestatten, mit der raschen 
Entwicklung des wirtschaftlichen Verkehrs Schritt zu halten. 
Sie darf die ihr anvertrauten Guthaben bei der Notendeckung 
mit in Anrechnung bringen, und dadurch werden die Fesseln, 
die ihr das Gesetz mit den Vorschriften über die Drittel- 
deckung und die Kontingentierung anlegte, gelockert, und sie 
kann sich freier bewegen. 

Es ist daher erklärlich, dafs die Bankverwaltung von 
Anfang an um die Ausbildung des Giroverkehrs eifrigst be- 
müht war. Indem sie ihre selbständigen Filialen zu einem 
Netz von Giroanstalten zusammenschloſs, ermöglichte sie die 
kostenfreie Übertragung von einem Platz auf den anderen. 
Später sind dann auch die Nebenstellen diesem Kreise einge- 
fügt worden, der als weitverzweigte Kreditorganisation ganz 
Deutschland umspannt. Der in dieser Weise ermöglichte 
Fernverkehr hat zuerst dazu beigetragen, dem Girogeschäft 
eine grofsartige Ausdehnung zu geben. Kostenlos konnten 
nun Zahlungen grofser Summen von einem linde Deutsch- 
lands bis zum anderen bewirkt werden, ohne dafs eine Mark 
bares (teld dabei zur Versendung gelangte. 

Um die Vorteile des Giroverkehrs aueh denjenigen Kreisen 
nutzbar zu machen, die kein Girokonto erworben haben, ge- 
stattete die Verwaltung die Giroeinzahlungen der Nichtkonten- 
inhaber. Anfangs geschah die Annahme dieser Einzahlungen 
unentgeltlich. Es stellte sich aber heraus, dafs die Vorteile, 
die hierdureh jenen Personen im Fernverkehr geboten wurden, 
ihnen den Anschluls an das Girosystem der Bank als über- 
flüssig erscheinen liefs. Im Jahre 1884 wurde daher eine Ge- 
bühr für die Annahme soleher Einzahlungen eingeführt und 
infolgedessen vermehrte sich die Zahl der Konteninhaber. Die 
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Einzahlungen von Behörden und Personen, welche kein Giro- 
konto besitzen, für Rechnung von Girokunden, betrugen 134 
Millionen Mark im Jahre 1876 und waren bis zum Jahre 1882 
auf 1317 Millionen gestiegen. Dann trat infolge der einge- 
führten Gebühr eine Abnahme dieser Einzahlungen ein, die 
sich im Jahre 1885 auf 1104 Millionen Mark beliefen. Bis 
zum Jahre 1897 waren sie wieder auf 3047 Millionen Mark 
gestiegen. Da im Jahre 1896 eine grofse Zahl staatlicher 
Kassen dem Giroverkehr der Reichsbank angeschlossen wurde, 
so erfuhren jene Einzahlungen abermals eine Verringerung 
auf 1546 Millionen Mark im Jahre 1900. Bis zum Jahre 
1905 hatten sie sich wieder auf 1722 Millionen Mark er- 
höhlt. 

Ein anderes Mittel zur Hebung des Giroverkehrs bestand 
darin, dals die Bank die kostenfreie Einziehung von Platz- 
wechseln für Rechnung ihrer Girokunden übernahm. Die 
Beträge, die in dieser Weise kostenfrei eingezogen wurden, 
stellten sich im Jahre 1886 auf 933 Millionen Mark und im 
Jahre 1901 auf 1136 Millionen Mark. Seitdem sind diese Be- 
trüge wieder zurückgegangen, und am 1. April 1905 ist die 
Einziehung solcher Papiere ganz eingestellt worden. Den An- 
lafs zu diesem Besehlufs mag zum Teil wenigstens der Um- 
stand gegeben haben, dafs das kostenfreie Inkasso der Giro 
wechsel dem Diskontgeschäft der Reichsbank Abbruch tat; 
denn die Girokunden wurden dadurch der Notwendigkeit ent- 
hoben, die Wechsel, welelıe sie der Reichsbank zur Einziehung 
übergeben wollten, kurz vor dem Verfalltage zu diskontieren. 
Im Jahre 1905 haben sich dann auch die Ankäufe von Platz- 
wechseln, deren Betrag von 3500 Millionen Mark im ‚Jahre 
1903 auf 3432 Millionen Mark im Jahre 1904 gesunken war, 
wieder auf 3853 Millionen Mark gehoben. Der Hauptgrund 
zur Einstellung dieses Wechsel-Inkassos ist aber wohl darin 
zu suchen, dafs es sich hier vielfach um die Einziehung 
kleiner Wechsel handelte, welche der Bank eine unverhältnis- 
mälsig grofse Arbeitslast aufbürdete. Dennoch ist es zweifel- 
haft, ob die Verwaltung recht daran getan hat, das Inkasso 
der Girowechsel vollständig aufzugeben; denn das Prinzip 
des Giroverkehrs fordert, dafs dem Girokunden möglichst 
sämtliche Verrichtungen abgenommen werden, welche die 
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Annahme und Auszahlung von Geldern bedingen. Man sollte 
auch annehmen, dals die Arbeitslast, die damit verbunden 
war, dadurch vermindert werden mulste, dafs die Girokunden 
verpflichtet sind, ihre Wechselakzepte bei der Bank zahlbar 
zu machen. Durch diese Domizilierung der Wechsel wird 
doch ihre Einlösung sehr vereinfacht, da sie auf Grund einer 
Anweisung durch Verrechnung gegen das Giroguthaben er- 
folgen kann. 

Von grolser Bedeutung für die Förderung des Girover- 
kehrs war der im Jahre 1883 eingeführte sogenannte Ver- 
rechnungszwang. Danach werden alle Forderungen, welche 
der Girokunde infolge empfangenen Wechsel- oder Lombard- 
kredits an die Reichsbank zu stellen hat, nieht mehr bar aus- 
gezahlt, sondern seinem Girokonto gutgeschrieben. Infolge- 
dessen konzentrieren sich alle Zahlungen, welche die Bank 
an ihre Girokunden zu leisten hat, auf deren Konto, und sie 
bat seitdem alle diejenigen, die mit ihr in Diskontverkehr 
treten wollen, aufgefordert, ein Girokonto durch Einzahlung 
eines Guthabens bei ihr anzulegen. Eine solche Bedingung 
ist für die Sicherung des Diskontverkehrs sehr wichtig, da 
das Girokonto, welches fast den gesamten Zahlungsverkehr 
der Girokunden umfalst, einen zuverlässigen Hinblick in die 
Kreditfähigkeit des Schuldners gestattet. Aulserdem wird 
dureh den Giroverkehr eine organische Verbindung aller Ge- 
schäfte, welche die Reichsbank betreibt, herbeigeführt. Seit 
dem Jahre 1896 ist auch der gröfste Teil der Reichskassen 
und der Landeskassen in Preufsen und Baden dem Giroverkehr 
der Reichsbank angeschlossen. 

Infolge dieser Malsregeln hat das Girogeschäft der Bank 
eine ganz gewaltige Ausdehnung erfahren. Die Zahl der Konto- 
inhaber ist von 3245 am Ende des Jahres 1876 auf 22 425 im 
Jahre 1905 gestiegen, und der Bestand der Giroguthaben, der 
sich am 1. Januar 1876 auf 19 Millionen Mark belief, stellte 
sich am 1. Januar 1906 auf 585 Millionen Mark. Die Um- 
sittze, die auf Grund sämtlicher Guthaben vollzogen wurden, 
betrugen 17 Milliarden Mark im Jahre 1876 und 222 Milliarden 
Mark im Jahre 1905. Hiervon kamen 44 Milliarden Mark 
im Jahre 1905 auf die Reichs- und Staatskassen. Die Steige- 
rung des Umsatzes hängt bei progressiver Vermehrung der 
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Konten doch gröfstenteils von dem Wechsel der wirtschaft- 
lichen Konjunktur ab. Das tritt besonders klar hervor, wenn 
wir die Zunahme der Konten und Umsätze während der ein- 
zelnen fünfjährigen Perioden miteinander vergleichen. Im 
Jahre 1880 betrug die Zahl der Konteninhaber 5412 und die 
erzielten Umsätze beliefen sich auf 35,2 Milliarden Mark. 
Seitdem betrug die Zunahme während der einzelnen Jahr- 
fünfte: 


Zunahme der Zunah 1 A 
Jahrfünfte un me der Umsätze 


Konteninhaber in Milliarden Mark 
1880/85 1277 18,6 
1885/90 2385 25,9 
1890/95 2494 14,0 
1895/1900 4349 69,9 
1900/1905 6578 58.5 


Im ersten Betriebsjahr der Reichsbank hatte der Giro- 
verkehr Hamburgs die höchsten Umsätze von allen Bankan- 
stalten aufzuweisen. Dort wurde der Giroverkehr schon seit 
1619 betrieben und die Geschäftsleute hatten sich daher durch 
jahrhundertelange Übung an diese Zahlungsmethode ge- 
wohnt. Von dem gesamten Giı'oumsatz der Reichsbank kamen 
im Jahre 1876 20,2 pCt. auf die Reichshauptbank in Berlin, 
auf die Hauptbankstelle Hamburg 34,8 pCt. und auf sämt- 
liche übrigen Bankanstalten 45 pCt. Im Jahre 1905 hatte sich 
dieses prozentuale Verhältnis stark verschoben. In diesem 
Jahr fielen von dem gesamten Giroverkehr der Reichsbank 
auf die Reichshauptbank 39,4 pCt., auf Hamburg 8,4 pCt. und 
auf die übrigen Bankanstalten 52,2 pCt. Immerhin hatte Ham- 
burg von simtlichen Filialen auch im Jahre 1905 noch die 
grölsten Umsätze im Giroverkehr aufzuweisen. Sie beliefen 
sich auf 18,6 Milliarden Mark, an zweiter Stelle kam mit 
10,5 Milliarden Mark die Hauptbankstelle Frankfurt a/M. 
Dagegen umfafste der Umsatz der Reichshauptkasse in Berlin 
87,5 Milliarden Mark im Giroverkehr. Der prozentuale An- 
teil der Barzahlungen an allen Giroumsätzen ist heute noch 
am niedrigsten in Hamburg. Er macht hier nur 5 pCt. aus. 
Von dem gesamten Giroverkehr der Reichsbank stellte er sich 
1905 auf 15,4 pCt. gegen 16,8 pCt. im Jahre 1900 und 28,2 pCt. 
im Jahre 1886. 
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Da die Umsatzgeschwindigkeit im Giroverkehr beständig 
zunimmt, werden auch die Guthaben immer intensiver ausge- 
nützt. Es ergibt sich das aus der stetigen Verminderung der 
durchschnittlichen Zeit, während welcher die im Giroverkehr 
durch die Reichsbank von Privatpersonen vereinnahmten 
Beträge auf den betreffenden Konten stehen bleiben. Diese 
durchschnittliche Zeit ist von drei Tagen im Jahre 1876 auf 
1,47 Tage im Jahre 1900 und auf 1,19 Tage im Jahre 1905 
gesunken. Die steigende Intensität der Ausnützung kommt 
auch darin zum Ausdruck, dals die Barzahlungen in immer 
grölserem Umfange bei den Umsätzen erspart werden. Von 
den Gesantumsätzen wurden die Barzahlungen erspart im 
Jahre 1886 bei 41 Milliarden Mark, im Jahre 1900 bei 136 
Milliarden Mark und im Jahre 1905 bei 188 Milliarden Mark. 
Auf je 1 Mark des durchschnitttlichen Giroguthabens kam 
mithin ein durch Verrechnung und Uberschreibung bewirkter 
Umsatz von 173 Mark im Jahre 1886, von 266 Mark im Jahre 
1900 und von 321 Mark im Jahre 1905. Die intensivere Aus- 
nützung der Giroguthaben im Zahlungsverkehr gestattet es 
der Reichsbank, bei steigendem Umsatz mit einer relativ ge- 
ringeren Notenemission auszukommen, Für je 100000 Mark 
des Gesamtumsatzes der Reichsbank waren im Jahre 1876 
noch 1800 Mark Noten erforderlich, im Jahre 1905 aber nur 
noch 503 Mark. Folgende Zahlen lassen die Gestaltung des 
Giroverkehrs während der letzten zehn Jahre erkennen: 


in Milliarden Mark. 


Proz. des Proz. des Proz. des 
1905 gesamten 1900 gesamten 1895 gesamten 
Umsatzes Umsatzes Umsatzes 


Es wurden umgesetzt 
durch Barzahlungen: 34,4 15,4 27,4 16,8 17,0 18,2 
Verrechnung mit den 
Konteninhabern: 48,0 21,6 37,7 23,0 24,8 20,4 
Platzübertragung: 72,0 32,4 48,3 20,5 25,2 26,9 
Übertragung von an- 
deren Bankanstalten: 67,7 30,6 50,7 30,7 26,6 2855 


Anfangs nahm der interlokale Verkehr am stärksten zu. 
Heute steht aber der Platzverkehr an erster Stelle. Es er- 
klärt sich das daraus, dafs zunächst die Vorteile des inter- 
lokalen Verkehrs am deutlichsten in die Augen fielen, wäh- 


_ 37 A 


rend mit der Vermehrung der Konten der lokale Verkelir 
wieder schneller anwachsen mufste. 

Da der Girokunde jederzeit über sein Guthaben verfügen 
und es durch Einreichung eines Checks abheben kann, so ist 
der Passivcharakter der Giroguthaben demjenigen der Noten 
ähnlich; denn die Bank muls stets bereit sein, auf Verlangen 
die Guthaben auszuzahlen und die Banknoten einzulösen. 
Deshalb rechnet man auch beide zu der Gruppe der täglich 
fälligen Verbindlichkeiten der Bank. Es ist daher wichtig, 
nicht nur die Deckungsverhältnisse der ausgegebenen Noten, 
sondern auch die der Giroguthaben beurteilen zu können. 
Durch Metall waren sämtliche täglich fälligen Verbindlich- 
keiten im Jahresdurchschnitt 1876 bis zu 56,5 pCt. gedeckt. 
Den höchsten Stand. erreichte die Metalldeckung im Durch- 
schnitt des Jahres 1888 mit 68,7 pCt, den niedrigsten im Durch- 
schnitt des Jahres 1900 mit 49,4 pCt. Im Jahre 1905 waren 
50,6 pCt. der Noten und der fremden Gelder durch Metall ge- 
deckt. Den niedrigsten Stand der Metalldeckung für sämt- 
liche täglich fälligen Verbindlichkeiten, der überhaupt an einem 
Wochenausweistage in der Geschichte der Reichsbank erreicht 
wurde, brachte der 29. September 1906 mit 29,4 pCt. So un- 
günstig sich auch dieses Deckungsverhältnis an einzelnen 
Tagen gestalten mag, so ist doch daraus für die Verwaltung bis- 
her kein Grund zu ernster Besorgnis erwachsen. Denn der Fall, 
dafs sämtliche Giroguthaben der Bank zugleich abgefordert 
werden, wird wohl kaum eintreten. Ein solcher Fall würde 
allerdings den völligen Zusammenbruch des Bankkredits þe- 
deuten. Die unbedingte Voraussetzung für die Beteiligung 
am Giroverkehr ist die Haltung eines Mindestguthabens, das 
die Bank ohne weiteres erhöhen kann, sobald die Umsätze, 
die sich auf Grund des Guthabens ergeben, über ein bestimmtes 
Mafs hinaus gestiegen sind. Diese Mindestguthaben werden 
aber der Bank auch nicht so leicht entzogen werden, denn 
gerade in kritischen Zeiten wird jeder Geschäftsmann Wert 
darauf legen, dals sein Kredit sich ausdehnt, und er wird 
sich daher hüten, sein Giroguthaben zu kündigen. Es hat 
Sich gezeigt, dals in der Zeit der grölsten Anspannung des 
Geldmarktes, die regelmäfsig am Schlusse des Jahres ein- 
tritt, die Giroguthaben ebenso wie die Notenausgabe an- 


wachsen. Wenn man an der Hand der Wochenausweise die 
Bewegung der Giroguthaben mit der Bewegung der Noten- 
ausgabe vergleicht, so wird man sonst fast durchweg finden, 
(lafs beide eine entgegengesetzte Richtung verfolgen'). Des- 
halb sind auch die Schwankungen; die sich in dem Bestande 
sämtlicher täglich fälliger Verbindlichkeiten zeigen, ungleich 
geringer als die des Notenumlaufs allein. Je grölser aber die 
Stetigkeit und die Gleichmälsigkeit dieser liquiden Verpflich- 
tungen sind, umso sicherer gestalten sich die Verhältnisse der 
Bank, und sie wird dadurch in die Lage versetzt, auch die 
fremden Gelder zum gröfsten Teil als Betriebsmittel zu ver- 
wenden. 

Da auch andere Banken den Giroverkehr mit ihrer be- 
sonderen Kundschaft pflegen, und da alle diese Banken ge- 
wöhnlich zu den Girokunden der Reichsbank gehören, so hat 
die Reichsbank zur weiteren Erleichterung des Zahlungsver- 
kehrs Abrechnungsstellen eingerichtet, die dazu dienen, die 
gegenseitigen Forderungen dieser Girobanken auszugleichen 
und die verbleibenden Salden auf das Girokonto der Reichs- 
bank zu übertragen. Es ist ersichtlich, dals hierdurch wiederum 
in grofsem Umfange Barzahlungen erspart werden. Die erste 
Abrechnungsstelle wurde am 14. Februar 1883 in Berlin er- 
viehtet. Im Jahre 1905 bestanden insgesamt 12 Abrechnungs- 
stellen, und zwar aulser in Berlin noch in Frankfurt a/M., 
Stuttgart, Köln, Leipzig, Dresden, Hamburg, Breslau, Bremen, 
Elberfeld, Chemnitz und Dortmund. Die Zahl der Banken, 
die sich an diesem Abrechnungsverkehr beteiligen, ist von 
112 im Jahre 1884 auf 137 im Jahre 1905 gestiegen, und die 
abgerechneten Gesamtbeträge haben sich in derselben Zeit 
von 12,1 Milliarden Mark auf 37,6 Milliarden Mark erhöht. 

Nach den ungünstigen Deckungsverhältnissen, die um die 
letzte Quartalswende eintraten, ist in jüngster Zeit viel da- 
von gesprochen worden, dafs eine Erhöhung der Mindestgut- 
haben beabsichtigt werde, um die Betriebsmittel der Reichs- 


) Diese entgegengesetzte Bewegung «er: Notenausgabe und der 
Giroguthaben hat schon Otto Michaelis für die Zeit von 1858—63 bei 
der Preufsischeu Bank festgestellt. Vgl. seinen Artikel „Noten und De- 
positen“ in der Vierteljahrsschrift für Volkswirtschaft und Kulturge- 
schichte, Jahrg. 1860. Vgl. Anhang, Tafel II. 
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bank zu erhöhen. An und für sich lãfst sich die Berechti- 
gung eines solchen Verfahrens nicht bestreiten, nur ist für 
die Erhöhung des einzelnen Mindestguthabens natürlich auch 
eine obere Grenze gegeben, die durch das Verhältnis des Be- 
standes zum Umsatz auf dem betreffenden Konto bestimmt 
Wird.) 

Es bliebe noch zu erwägen, ob man den Girokunden 
nicht gewisse Begünstigungen im Diskontverkehr bewilligen 
sollte. Die absolute Sicherheit und die grolse Vereinfachung 
des Wechselgeschäfts, die das Giroverhältnis mit sich bringt, 
lassen eine besondere Begünstigung der Girokunden im Dis- 
kontverkehr als durchaus begründet erscheinen. Wie man 
sich aber auch zu derartigen Vorschlägen stellen möge, 
so läfst sich doch nicht verkennen, dafs die Reichsbank in 
ihrem eigenen Interesse, das sieh mit dem der deutschen 
Volkswirtschaft deckt, kein Mittel unversucht lassen müfste, 
das irgendwie zur weiteren Ausgestaltung und  Vervoll- 
kommnung des Giroverkehrs beitragen könnte. 

Durch den Giroverkehr hat das Zahlungswesen seine 
höchste Verfeinerung erfahren, es hat nicht nur die Entfernun- 
gen in Zeit und Raum überwunden, sondern es hat sich auch von 
aller Schwere materieller Mittel befreit. Die fortschreitende 
Entwicklung, welche der Zahlungsprozels durchgemacht hat, 
ist auf ihren verschiedenen Stufen durch die Verschiedenartig- 
keit des Zahlungsmittels gekennzeichnet. Wenn wir von den 
ältesten Stufen absehen, auf denen volkswirtschaftlicher Ver- 
kehr noch nicht möglich war, so wurde zuerst das unge- 
münzte Metall als Zahlungsmittel verwendet. Da man es bei 
jeder Zahlung zuerst prüfen und wiegen mulste, so war der 
Zahlungsverkehr sehr umständlich, langsam und schwerfällig. 
Die weitere Vervollkommnung geschah durch dieEinführung des 
geprägten Metalls in Form der Münze, dann durch die Aus- 
gabe der Banknote, durch den Gebrauch des Checks und 
schliefslich nach Ausschaltung jedes Zahlungsmittels durch 
die Buchübertragung im Giroverkeln. 

Aufser den Giroguthaben nimmt die Bank auch andere 
fremde Gelder als Depositen in Empfang, die sie aber ebenso 


) Vgl. A. Arnold, Die Bedeutung der Giroguthaben für die Bank- 
politik, Bankarchiv, VI. Jahrg., No. 5. 
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wenig verzinst wie die Giroguthaben. Sie gehören jedoch 
nicht zu der Klasse der täglich fälligen Verbindlichkeiten, 
da ihre Rückzahlung an eine achttägige Kündigungsfrist ge- 
bunden ist. Da mit diesem Depositenverkehr keine anderen 
Vorteile als die sichere Aufbewahrung der Gelder verknüpft 
sind, so hat er sich neben dem Giroverkehr auch nur wenig 
entwickeln können. Der Bestand dieser Depositen hat sich 
von 1,164 000 Mark am Schlusse des Jahres 1876 auf 320 000 
Mark am Schlusse des Jahres 1900 vermindert, und in den 
letzten fünf Jahren hat er sich wieder auf 821000 Mark am 
Schlusse des Jahres 1905 gehoben. 


IV. 
Das Wechselgeschäft. 


Die Reichsbank ist ebenso wie die übrigen Notenbanken 
gesetzlich verpflichtet, zwei Drittel der von ihr ausgegebenen 
Noten durch kurzfristige Wechsel zu decken. Es ist daher 
der Umfang der Notenausgabe an den Umfang des Wechsel- 
geschäfts gebunden, und die Reichsbank kann die wichtigen 
volkswirtschaftlichen Aufgaben, die ihr als Zentralnotenbank 
obliegen, uur erfüllen, wenn sie ihr Wechselgeschäft den Ver- 
änderungen des Geldmarktes anzupassen vermag. Es ist 
daher erklärlich, däfs das Diskontieren kurzfristiger Wechsel 
das wichtigste Aktivgeschift der Notenbanken bildet, das 
seiner Bedeutung und seinem Charakter nach vollständig dem 
wichtigsten Passivgeschäft, der Notenausgabe, entspricht. Die 
Wechselanlage der Reichsbank übertrifft die aller anderen 
europäischen Zentralnotenbanken. Am 31. Dezember 1905 
hatte die Reichsbank in Wechsel und diskontierten Effekten 
1442 Millionen Mark angelegt, die Bank von Frankreich 889 
Millionen : Mark, die Österreichisch-Ungarische Bank 596 
Millionen Mark, die Belgische Nationalbank 462 Millionen 
Mark, die Bank von Italien 325 Millionen Mark, die Bank 
von England 261 Millionen Mark und die Niederländische 
Bank 138 Millionen Mark. 

Je gröfser die Zahl der Wechsel ist, welche die Reichs- 
bank im Diskontverkehr erwirbt, um so besser ist sie auch 
imstande, den Geldmarkt zu übersehen und zu beherrschen, 
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und um so eher kamm sich ihre Notenausgabe automatisch 
den Bedürfnissen des Geldmarktes anpassen. Die Verwaltung 
der Reiehsbank hat sich daher um die deutsche Volkswirt- 
schaft grofse Verdienste dadurch erworben, dafs sie stets be- 
müht gewesen ist, neue Mittel zur Anwendung zu bringen, 
die dazu dienen konnten, einen immer gröfseren Prozentsatz 
der in Deutschland umlaufenden Wechsel im Diskontverkehr 
der Reichsbank zuzuführen. Sie hatte dabei anfangs mit 
grofsen Schwierigkeiten zu kämpfen. In den ersten Jahren 
ihres Bestehens war infolge des wirtschaftlichen Stillstandes 
werbendes Kapital im Überflufs vorhanden, und die Reichs- 
bank hatte nicht nur die Konkurrenz inländischer, sondern 
auch die ausländischer Banken zu bestehen, welche ihren 
Geldüberflufs zu einem sehr niedrigen Zinssatz auf dem 
(deutschen Markte unterzubringen suchten. Aulserdem war 
die Reichsbank damals genötigt, ihren Diskontsatz höher zu 
halten als dem Stand des Geldmarktes entsprach, da sie sonst 
nicht imstande gewesen wäre, das neugeprägte deutsche Gold- 
geld gegen die Ausfuhr zu schützen. In jener Zeit war die 
Gefahr sehr grofs, dafs ihre Kapitalien bei unverhältnismälsig 
hohem Diskontsatz keinerlei produktive Verwendung finden 
konnten, dals die Wechsel ausblieben, und dals die Reichs- 
bank infolgedessen auch ihre ungedeckten Noten nicht dem 
Stande des Geldmarktes anzupassen vermochte'). In der Tat 
hat sie auch in jenen Jahren niemals das knapp beinessene 
steuerfreie Kontingent überschritten, ja sie hat es bis zum 
Jahre 1881 niemals voll ausgenützt. In jener Zeit geschah 
es zum erstenmal, dafs die Geschäftsführung der Privatnoten- 
banken malsgebend für die der Reichsbank wurde, indem 
auch sie sich entschlofs, unter gewissen Bedingungen, ebenso 
wie jene, zu einem niedrigeren Satze als dem öffentlich be- 
kannt gemachten Diskont Wechsel anzukaufen. Dieses Ver- 
fahren ist damals in der Presse und im Reichstag scharf kri- 
tisiert worden; es ist auch nur in der Zeit von 1880—1896 
zur Anwendung gekommen und in dieser Zeit ist während 


) Die durchschnittliche Wechselanlage sank von 402,9 Millionen 
Mark im Jahre 1876 auf 328,3 Millionen Mark im Jahre 1879, ihren 
niedrigsten Stand in der Geschichte der Reichsbank. 
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des Jahres 1891 überhaupt nicht zum Privatsatze von der 
Reichsbank diskontiert worden. Wie die folgende Tabelle 
zeigt, ist die Differenz zwischen dem offiziellen Diskont der 
Reichsbank und dem Privatdiskont der Berliner Börse immer 
dann am grölsten gewesen, wenn der Geldmarkt am flüssig- 
sten war, und in dieser Zeit hat die Reichsbank auch stets 
den verhältnismälsig gröfsten Prozentsatz ihrer durchschnitt- 
lichen Wechselanlage zum Privatdiskont erworben. 


e 
FE rivat- PAA er Reichsbank 
Offizieller Privat Differenz zum Privat- 


Jahre Diskont der diskont der zwischen een eo 

Reichsbank 3 beiden gesamten ‚dureh. 

ü Wee 
1880 4,24 3,04 1,20 18,02 
1881 4,42 3,50 0,92 17,04 
1882 4,54 3,89 0,65 14,90 
1883 4,05 3,08 0,97 34,46 
1884 4,00 2,90 1,10 37,55 
1885 4,12 2,8) PAG 34,76 
1886 3,28 2,16 1,12 45,48 
1887 3,41 2,30 1,11 52,838 
1888 3,32 ll 1,21 48,39 
1889 3,68 2,63 1,05 42,05 
1890 4,52 3,78 0,74 11,79 
1892 3,20 1,80 1,40 42,36 
1893 4,07 3,17 0,90 27,89 
1894 3,12 1,74 1.38 49,40 
1895 3,14 2,01 Halle one 
1896 3,66 3,04 0,62 10,58 


Im Jahre 1887 machte die durchschnittliche Wechselanlage 
der Reichsbank zum Privatdiskontsatz mehr als die Hälfte der 
durehschnittlichen Gesamtanlage in Wechseln aus. Der Privat- 
satz der Bank betrug im Durchschnitt jenes Jahres 2,53 pCt. 
Auch im Jahre 1894 erreichte die durchschmittliche Wechselan- 
lage zum Privatsatz 49,40 pCt. und im Jahre 1888 48,39 pCt. der 
durchschnittlichen Gesamtanlage. Der Privatsatz der Reichs- 
bank stellte sich im Durchschnitt des Jahres 1894 auf 2,06 pCt. 
und im Durehschnitt des Jahres 1888 auf 2,37 pCt. Es zeigte 
sich hier, dals in Zeiten grofser Geldflüssigkeit der Bankdis- 


kont von dem Privatdiskont der Börse abhängig ist und von 
ihm angezogen wird, während bei einer Versteifung des 
Geldmarktes gewöhnlich das umgekehrte Verhältnis eintritt. 
Wollte die Reichsbank in jener Periode irgend einen Einflufs 
auf den Geldmarkt ausüben, so mulste sie unter ihrem offi- 
ziellen Satze Wechsel diskontieren. Infolgedessen ist dann 
auch die durchschnittliche Wechselanlage von 345,7 Millionen 
Mark im Jahre 1880 auf 646,3 Millionen Mark im Jahre 1896 
gestiegen, obschon von diesen 15 Jahren 11 Jahre im Zeichen 
der sinkenden Konjunktur standen. Als dann von 1896 ab 
mit dem Beginn des wirtschaftlichen Aufschwungs die An- 
spannung des Geldmarktes wieder zunalun, hat die Reichs- 
bank den Privatdiskontsatz nicht mehr zur Anwendung ge- 
bracht. Wenn heute die Spannung zwischen dem Banksatz 
und dem Privatdiskont der Börse zu grols wird, so rediskon- 
tiert die Reichsbank Reichsschatzscheine an der Börse, um 
eine Versteifung des Geldmarktes herbeizuführen und den 
Privatsatz in die Höhe zu treiben. 

Die Konkurrenz der Privatnotenbauken, welche die Reichs- 
bank hauptsächlich zur Anwendung des Privatdiskontes zwang, 
ist im Laufe der Zeit immer weniger gefährlich geworden, 
da ihre Zahl erheblich abgenommen hat und da sie nach dem 
Gesetz vom Jahre 1899 seit dem 1. Januar 1901 an den Dis- 
kontsatz der Reichsbank gebunden sind. Sobald der öffent- 
liche Satz der Reichsbank 4 pCt. erreicht oder überschreitet, 
ist es jetzt den Privatnotenbanken verboten, zu einem nie- 
drigeren Satz zu diskontieren, und sobald der öffentliche 
Reichsbanksatz unter 4 pCt. bleibt, dürfen sie mit ihrem Dis- 
kont nicht mehr als / pCt. unter dem öffentlichen Satz und 
nicht mehr als / pCt. unter dem Privatsatz der Reichsbank 
bleiben. Die Folge dieser Bestimmung war, dals von den 
sieben Privatnotenbanken, die beim Erlals des Gesetzes vom 
Jahre 1899 noch bestanden, drei bis zum Jahre 1905 auf das 
Recht der Notenausgabe verzichtet hatten, und dafs die vier, 
die noch bestehen blieben, an Bedeutung erheblich eingebülst 
haben. Die Privatnotenbanken suchten sich in der Weise zu 
helfen, dals sie die Wechsel im Lombardverkehr an sich 
zogen, wn sie dann kurz vor Verfall zum Reichsbanksatze 
zu diskontieren. Die folgende Tabelle zeigt, wie ihr Wechsel- 
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diskontgeschäft seit 1899 zurückgegangen ist, während ihr 
Lombardgeschäft sich gleichzeitig gehoben hat. 


Bayerische Notenbank Sächsische Bank zu Dresden 
Wechsel Lombard Wechsel Lombard 
1000 Mk. 
1899 46 260 1 367 78 528 DIN 
1900 42 702 1142 84 970 3 583 
1901 45 102 2 821 59 506 20 039 
1902 45 506 9235 43 846 28 350 
1903 46 016 3318 46 135 2 
1904 40 201 3 689 40 461 25 948 
1905 44 756 4277 47 372 25 418 
Württembergische Notenbank Badische Bank 
Wechsel Lombard Wechsel Lombard 
1000 Mk. 

1899 21 430 908 23 674 594 
1900 20 898 501 28 203 519 
1901 12 138 8 071 10 855 8 821 
1902 14 372 9 240 15119 14181 
1908 17118 0 843 20 B80 10 854 
1904 15931 10 913 18 710 11 762 
1905 15 842 10 695 20 403 9 819 


Seit dem lèrlafs des Gesetzes vom Jahre 1899 hat sich 
daher die durchschnittliche Wechselanlage der noch bestehen- 
den vier Privatnotenbanken um 41,5 Millionen Mark vermin- 
dert, während die der Reichsbank in derselben Zeit um 91,8 
Millionen Mark zugenommen hat. Die Ausbreitung des Filial- 
netzes der Reichsbank trug natürlich auch dazu bei, ihre 
Wechselanlage zu erhöhen und die Konkurrenz anderer Banken 
in den Hintergrund zu drängen. Da die Reichsbank ihre 
Wechsel niemals weitergibt, und da fast alle anderen Banken, 
welche Diskontgeschäfte betreiben, die von ihnen diskon- 
tierten Wechsel bei der Reichsbank rediskontieren, so wird 
es der letzteren ermöglicht, ihren öffentlichen Diskontsatz zur 
Geltung zu bringen und einen bestimmenden Einfluls auf den 
Geldinarkt auszuüben. Den übrigen Diskontbanken aber wird 
dadurch die Möglichkeit gegeben, mit einer verhältnismäfsig 
geringen Barreserve auszukommen, da sie alle die Reichsbank 
als letzte Zuflucht betrachten. Hieraus entspringt aber auch 
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die Notwendigkeit für die Reichsbank, die übrigen Banken 
zur Hinterlegung eines Guthabens, dessen Mindestbetrag mit 
ihren Ansprüchen an die Reichsbank gesteigert werden kann, 
zu veranlassen. 

Das Wechselgeschäft der Reichbank erstreckt sich auf 
inländische und ausländische Wechsel, und die inländischen 
sind entweder Platzwechsel oder Versandwechsel. Seit dem 
Jahre 1876 hat sich der prozentuale Anteil der Platzwechsel 
am gesamten Wechselgeschäft der Reichsbank gehoben, wäh- 
rend derjenige der Versandwechsel gesunken ist. Von sämt- 
lichen inländischen Wechseln machten die Versandwechsel 
im Jahre 1876 56,7 pCt. aus, im Jahre 1905 war ihr Anteil 
auf 35,2 pCt. gesunken, wi Ahrend derjenige der Platzwechsel 
auf 64,8 pCt. gestiegen war. 

Gegenüber dem Geschäft in inländischen Wechseln kommt 
dem Verkehr in ausländischen Wechseln nur eine gering- 
fügige Bedeutung zu, denn die Reichsbank ist in erster Linie 
berufen, dem heimischen Kreditbedürfnis zu genügen. Die 
Anlage in ausländischen Wechseln schwankte im Jahresdurch- 
schnitt zwischen 4,3 pCt. der gesamten Wechselanlage im 
Jahre 1888, und 0,4 pCt. in den Jahren 1876, 1896 und 1897. 
Im Jahre 1905 stellte sich dieser Anteil auf 3,7 pCt. Dem 
absoluten Betrage nach war der höchste Stand der durch- 
schnittlichen Anlage in ausländischen Wecheln im Jahre 1905 
mit 33,1 lines Mark erreicht gegenüber einem Betrage 
von 1,7 Millionen Mark im Jahre 1876. Wenn die Reichs- 
bank sich auch vor einer übermälsig grofsen Anlage in De- 
visen hüten muls, so ist es doch immerhin wichtig, dafs sie 
jederzeit über einen bestimmten Betrag derartiger Wechsel 
verfügen kann. Sie dienen ihr als Mittel, um im Notfall Gold 
aus dem Auslande herbeizuziehen, um ein zu starkes Steigen 
der ausländischen Wechselkurse zu verhindern und um den 
Schutz der deutschen Währung wirksam durchzuführen. Da 
wir im internationalen Handel den lebhattesten Verkehr mit 
England haben, so ist es erklärlich, dafs der grölste Teil aller 
en Wechsel in englischer Valuta ausgestellt ist. 
Von den 54,7 Millionen Mark, welche die Reichsbank am 
ae wereye 1904 in Auslandswechseln angelegt hatte, kamen 
44,8 Millionen Mark auf die englischen. Die durchschnitt- 
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liche Gröfse der Devisen ist im allgemeimen bedeutender als 
die der Inlandswechsel, da jene dem Grofshandelsverkehr ent- 
springen, während diese vielfach Forderungen verbriefen, 
welche im Kleinverkehr entstanden sind. 


Da die Wechsel zur Notendeckung dienen sollen, so ist 
es nötig, dafs die Reichsbank bei dieser Anlage stets die 
gröfstmögliche Sicherheit und Liquidität zu erreichen sucht. 
Das Gesetz hat in dieser Beziehung vorgeschrieben, dafs die 
Wechsel gewöhnlich drei, mindestens aber zwei gute Unter- 
schriften tragen und dafs sie bis zu ihrem Verfalltage nicht 
länger als drei Monate laufen sollen. 


Die Preufsische Bank war in ihrem Wechselgeschäft nicht 
durch so strenge Vorschriften gebunden. Sie konnte unter 
Umständen Wechsel diskontieren, auch wenn sie nur eine gute 
Unterschrift trugen. Da aber der beste Wechselschuldner 
ohne eigenes Verschulden durch unerwartete Umstände ver- 
hindert werden kann, seinen Verpflichtungen am Verfalltage 
nachzukommen, so hielt der Gesetzgeber zum mindesten eine 
zweite gute Unterschrift für geboten. Soweit die Wechsel- 
verpflichteten dem Bankvorstande nicht persönlich bekannt 
sind, sucht die Reichsbank durch eine weitverzweigte Infor- 
mationstätigkeit sichere Auskunft über ihre Kreditwürdigkeit 
zu erlangen. Es kommt dabei nicht nur die Höhe des Kredits 
und die Länge der Zeit, für die er gewährt werden soll, in 
Betracht, sondern auch der Anlafs, welchem der Wechsel seine 
Entstehung verdankt. Am meisten sind solche Wechsel zur 
Anlage für die Reichsbank geeignet, welche aus dem Waren- 
umsatz hervorgehen, denn hier steht der Wechselschuld immer 
ein bestimmter Gegenwert gegenüber, der in der Form der 
Ware in den Besitz des Schuldners übergegangen ist, und es 
ist anzunehmen, dals nach Verlauf von drei Monaten eine 
Abwicklung des Geschäfts stattfindet, die eine gewisse Bürg- 
schaft für die prompte Kinlösung des Wechsels bietet. In 
dem Umlauf der Warenwechsel äufsert sich auch am dent- 
lichsten das Kreditbedürfnis von Handel und Industrie, dessen 
Befriedigung die Reichsbank hauptsächlich dienen soll. Alle 
sogenannten Gefälligkeitswechsel, Reit- und Finanzwechsel 
sind von dem Diskontverkehr der Reichsbank ausgeschlossen. 
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Je schneller der Umsatz im Wechselgeschäft vor sich 
geht, je liquider der Charakter dieser Anlage ist, um so 
besser steht es mit der Bereitschaft der Bank, ihre Noten 
jederzeit einzulösen. Die diskontierten Wechsel dürfen zwar 
nach dem Gesetz eine Verfallzeit von drei Monaten haben, 
der gröfste Teil aller von der Reichsbank diskontierten Wechsel 
wird aber zu einem früheren Termine fällig. Von den in- 
ländischen Wechseln ist der prozentuale Anteil derjenigen, 
die eine kürzere Frist bis zur Einlösung haben, seit dem Jahre 
1894 stetig gewachsen. In diesem Jahre waren 25,8 pCt. aller 
inländischen Wechsel innerhalb 14 Tagen einzulösen; im Jahre 
1900 war dieser Anteil auf 30,8 pCt gestiegen, im Jahre 1901 
auf 34,8 pCt., 1902 auf 36,4 pCt., 1903 auf 36,8 pCt., 1904 auf 
40,6 pCt. und 1905 auf 43,2 pCt. Innerhalb eines Monats waren 
im Jahre 1894 43,1 pCt. aller inländischen Wechsel fällig, im 

Jahre 1905 aber 60,9 pCt. Ws ist daher die Liquidität der 
Wechselanlage von Jahr zu Jahr grölser geworden. 

Wenn wir von der gesamten Wechselanlage nur die In- 
landswechsel in Betracht ziehen, so schwankt die Summe 
dieser Wechsel, welche die Reichsbank in den einzelnen Jahren 
angekauft hat, im allgemeinen mit den Veränderungen der 
wirtschaftlichen Konjunktur auf und ab. Nur in der Zeit von 
1880—1895 tritt dieser Zusammenhang zwischen der Wechsel- 
anlage und den wirtschaftlichen Verhältnissen nicht so klar 
zu Tage, weil in dieser Zeit das Wechselgeschäft durch An- 
wendung des Privatdiskontsatzes selbst unter ungünstigen 
Verhältnissen eine aulsergewöhnliche Belebung erfuhr. In 
der Zeit des wirtschaftlichen Aufschwungs, die auf das Jahr 
1895 folgte, stieg der Ankauf von inländischen Wechseln von 
4730 Millionen im Jahre 1894 auf 8552 im Jahre 1900. Es 
sind also in diesem Jahre 3822 Millionen Mark mehr Inlands- 
wechsel angekauft worden als in jenen. Diese aufsteigende 
Bewegung setzte sich im Jahre 1901 noch fort, denn in diesem 
Jahre wurden 8580 Millionen Mark Inlandswechsel angekautt. 
Dann erzeugte die inzwischen ausgebrochene Krisis eine Ein- 
schränkung des Kredits, und es wurden im Jahre 1902 nur 
7438 Millionen Mark solcher Wechsel angekauft. Im Jahre 
1905 hatte dann der Betrag der angekauften Inlandswechsel 
mit 8947 Millionen Mark seinen bisher höchsten Stand 
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erreicht, der aber durch den Wechselverkehr des Jahres 
1906 noch übertroffen werden wird. Wenn wir das Ver- 
haltnis der von der Reichsbank diskontierten Inlands- 
wechsel zu der Zahl aller in Deutschland ausgestellten 
Wechsel betrachten, so zeigt sich, dafs der Prozentsatz jener 
Wechsel sich beständig erhöht hat. Im Jahre 1885 machten 
die Inlandswechsel, welche die Reichsbank ankaufte, nur 
29,5 pCt. aller Wechsel aus, die in Deutschland ausgestellt 
waren. Dieser Prozentsatz stieg bis zum Jahre 1899 auf 
39 pCt., und er stand auf 42 pCt. im Jahre 1905. 

Der innige Zusammenhang zwischen der Wechselanlage 
und den Veränderungen des Geldmarktes tritt besonders klar 
hervor, wenu wir an der Hand der Wochenausweise die 
Wechselanlage innerhalb eines einzelnen Jahres verfolgen. 
Wir finden dann, dafs diese Anlage regelmälsig am Schlusse 
der einzelnen Vierteljahre erheblich zunimmt und dats diese 
Zunahme im September und Oktober sowie am Schlusse (des 
Jahres einen besonders grofsen Umfang annimmt. 

Es geht das besonders klar aus folgender statistischer 
Zusammenstellung hervor: 

Jahre 
1900 1901 1902 1903 1904 1905 
Jahresdurchschnitt d. Wech- 


selanlage . . 800,2 845,3 775,5 845,7 823,3 908,8 
Stand der Wechsstenlags am 

/ SN WÊ 972,9 904,5 909,1 935,0 1093,5 989,2 
Stand der Wechsela het am 

20V NE oe ee 896,2 1057,4 897,2 1031,5 950,0 1135,4 
Stand der Wechselanlage ; anı 

SOTI A 971,9 1065,7 984,0 1127,6 1039,3 1343,2 
Stand der et anr 

3UXU , . .. . . 188,3 997,9 1026,2 1138, 1010,7 1227,6 


Spannung zwischen dein J wh 
resdurchschnitt und dem 
héchsten Stand der Wech- 
selanlages 288, 2204 250.7 292, 270, 4344 


In der Diskontpolitik findet die gesamte Geschäftstätig- 
keit der Reichsbank ihren weithin sichtbaren und fühlbaren 
Ausdruck. Die Untergrenze ihres öffentlichen Diskontsatzes 
ist bisher 3 pCt. gewesen; wir haben aber gesehen, dafs von 
1880 bis zum 2. April 1896 ein Privatdiskontsatz zur Anwen- 
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dung gelangte, der diese Untergrenze oft auf 2 pCt. fallen 
liefs. Seinen höchsten Stand erreichte der Diskontsatz am 
Schlusse des Jahres 1899 mit 7 pCt. Allgemein wird die 
Diskontpolitik als das Barometer der Volkswirtschaft be- 
trachtet, das gutes oder schlechtes Wetter anzeigt. Ein hoher 
Stand dieses Barometers bedeutet lebhaften Geschäftsgang 
und gute Preise, ein niedriger Stand dagegen matten Ge- 
schäftsgang und schlechte Preise. Wenn wir die Bewegung 
der Diskontsätze im Durchschnitt der Jahre verfolgen, so 
finden wir, dafs sie den Änderungen der wirtschaftlichen 
Konjunktur genau parallel laufen. In der Zeit der wirtschaft- 
lichen Depression, die von 1876--79 dauerte, sank der Dis- 
kontsatz im Jahresdurchschnitt von 4,16 pCt. auf 3,70 pCt. 
Es folgen drei Jahre lehhafteren Geschäftsganges, in denen 
er bis 1882 auf 4,54 pCt. steigt. Dann kommt wieder ein 
Umsehlag, der bis 1888 anhält und der bis zu diesem Jahre 
eine allmähliche Erniedrigung des Diskontsatzes auf 3,32 pCt. 
bringt. Die beiden folgenden Jahre bringen wieder bessere 
Konjunkturen, und im Jahre 1890 steht der durchschnittliche 
Diskontsatz wieder auf 4,52 pCt. In der Zeit von 1891—1895 
ermattet der Verkehr wieder und der Diskontsatz erreicht 
seinen tiefsten Stand im Jahre 1894 mit 3,12 pCt. Innerhalb 
der Ode dieser Periode bildet das Jahr 1893 eine Oase, und 
in diesem Jahre erhöht sich der durehschnittliche Satz wieder 
auf 4,07 pCt. Schon im Jahre 1895 meldet sich jener grofs- 
artige wirtschaftliche Aufschwung an, der sich bis in das 
Jahr 1900 hinein erstreckt, in welchem der Diskont seine 
Maximalhöhe mit 5,33 pCt. erreicht. Dann folgt die Krisis, 
und der Diskont fällt bis zum Jahre 1902 wieder auf 3,32 pCt. 
Er hebt sich dann wieder mit der Belebung des Geschäfts- 
ganges auf 4,22 pCt. im Jahre 1904. 

Diese flüchtige Skizze der Diskontpolitik läfst erkennen, 
dafs ein hoher Diskont nieht immer als ein ungemischtes 
Übel und dafs ein niedriger Diskont nicht immer als ein 
reiner Segen für die Volkswirtschaft zu betrachten ist. Wenn 
ein hoher Diskontsatz im letzten Quartal des Jahres mit regem 
Verkehr und hohen Gewinnen zusammentriftt, so wird er kaum 
als ein Druck und als ein Nachteil für die Volkswirtschaft 
empfunden werden. Wenn aber in kritischen Zeiten das Ka- 
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pital scheu wird, und sich vom Markt zurückzieht, wenn der 
Kreditbegehr der meisten Geschäftsleute sehr schwer oder 
nur gegen Zahlung einer hohen Risikoprämie zu befriedigen 
ist, so wird eine Ermälsigung des Satzes keine besonderen 
Vorteile mit sich bringen, und es zeigt sich dann, dafs für 
die Mehrzahl aller Kreditbedürftigen ein niedriger Diskont 
nicht immer billiges Geld bedeutet. 

Gegenüber dem Wechselgeschäft treten alle anderen Ak- 
tivgeschäfte der Reichsbank an Bedeutung weit zurück. Die 
Wechselanlage erreicht beinahe 90 pCt. der gesamten liquiden 
Kapitalanlage der Bank. Dementsprechend überragt auch 
der Gewinn, welchen die Reichsbank aus dem Diskontgeschäft 
zieht, in grolsem Abstand die sich aus den anderen Aktiv- 
geschäften ergebenden Reinerträge. Er bewegt sich im all- 
gemeinen durchaus parallel mit den Veränderungen des öffent- 
lichen Diskontsatzes. Am niedrigsten stellte sich der Rein- 
ertrag des Wechselgeschäfts im Durchschnitt des Jahres 1886 
mit 10,9 Millionen Mark bei einem durchschnittlichen Dis- 
kont von 3,3 pCt., am höchsten war er im Jahre 1900 mit 
42,6 Millionen Mark bei einem durchschnittlichen Diskontsatz 
von 5,3 pCt. Im Jahre 1905 betrug er 33,1 Millionen Mark 
hei einem Diskontsatz von 3,82 pCt. Aus der folgenden Zu- 
sammenstellung für die letzten sechs Jahre geht die Paralle- 
lität dieser Bewegung besonders klar hervor. 


Reinertrag aus dem  Durchschnittlicher 


Jahre Wechseleeschäft Diskontsatz 
in Millionen Mark % 
1899 4(),() 5,04 
1900 42,7 5,33 
1901 35,0 4,10 
1902 26,0) 3,32 
1903 32,6 3,84 
1904 33,6 4,22 
1905 33,1 3,82 


Neben dem Wechselgeschäft ist es der Reichsbank auch 
gestattet, Wertpapiere zu diskontieren, deren Zahlung nach 
kurzer Frist fällig wird. So darf sie Schuldverschreibungen 
des Reiches eines deutschen Bundesstaates, oder inländischer 


kommunaler Korporationen, welche nach spatestens drei Monaten 
mit ihrem Nenawert fällig sind, diskontieren, kaufen und ver- 
kaufen. Während der Verkehr in diesen Effekten bis zum 
Jahre 1900 kaum irgend welche Bedeutung erreicht hatte, ist 
er seitdem zu immer grölserer Entwickelung gelangt. Im 
Bestande der Reichsbank fanden sich am 1. Januar 1905 
für 185 Millionen Mark diskontierte Wertpapiere und am 
1. Januar 1906 für 213 Millionen Mark. Es sind das wohl 
ausschliefslich Schatzanweisungen des Deutschen Reiches, 
deren Diskontierung die Mittel der Reichsbank häufig 
sehr stark in Anspruch nimmt. So hatte sie am 15. April 
1905 250 Millionen Mark in dieser Weise angelegt. Wenn 
ein solcher temporärer Geldbedarf des Reiches mit stei- 
genden Ansprüchen des Marktes zusammentrifft, 80 muls not- 
wendig eine allgemeine Anspannung eintreten, die zur Er- 
höhung der Diskontsätze führt‘). Ks zeigte sich «las beson- 
ders am Schlusse des letzten Jahres, als der Diskontsatz auf 
6 pCt. erhöht wurde. Und auch in diesem Jahre hat die 
Effektenanlage, die sich vom 2. bis zum 9. Oktober — also 
in der Zeit der stärksten Anspannung — von 164 auf 178 
Millionen Mark vermehrt hatte, auf die Erhöhung des Dis- 
kontsatzes eingewirkt. Während die Verwaltung der Reichs- 
bank beim Wechselgeschäft streng an dem Grundsatz festhält, 
die von ihr diskontierten Wechsel niemals weiter zu begeben, 
hat sie sich beim Effektengeschäft nicht in dieser Weise ge- 
bunden. Häufig rediskontiert sie die Schatzanweisungen des 
Reiches an der Börse, sowohl um eine Annäherung des Pri- 
vatdiskontsatzes an den Bankdiskont zu bewirken, als auch 
um eine Besserung ihres eigenen Standes herbeizuführen. 


1) Wenn die Führung des Reichshaushalts besser geordnet wäre, so 
würde eine derartige Inanspruchnahme der Reichsbank seitens des Reichs 
in normalen Zeiten nicht erforderlich sein. Der Reichsbank wird da- 
durch die Erfüllung ihrer hohen volkswirtschaftlichen Aufgabe erheblich 
erschwert. Je mehr sie den Ansprüchen des Staatskredits zu genügen 
hat, um so schwieriger wird ihr die Erfüllung berechtigter Ansprüche, 
die dem Kredithedarf von Handel und Industrie entspringen. 
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Das Lombard- und das Depotgeschäft. 


Im Vergleich mit dem Diskontgeschäft hat das Lombard- 
geschaft der Reichsbank nur eine geringe Bedeutung. Es 
nahm in der Geschäftssphäre der Preufsischen Bank einen 
viel grölseren Platz ein als heute in derjenigen der Reichs- 
bank, und es hat sich auch in den letzten Jahren besonders 
seit 1896 erheblich vermindert. Die durchschnittliche Anlage 
im Lombardverkehr stellte sich im Jahre 1876 auf 51 Mill. 
Mark, im Jahre 1896 auf 106 Millionen Mark. Seitdem ist 
sie auf 72 Millionen Mark im Jahre 1905 gesunken. 


Das Lombardgeschäft hat für die Reichsbank schon des- 
halb eine geringere Bedeutung, weil die Lombarddarlehen 
nicht zur Notendeckung verwendet werden können. Wenn 
sie auch bei der Deckung der übrigen, täglich fälligen Ver- 
bindlichkeiten mit in Anrechnung gebracht werden, so stehen 
sie doch an Liquidität erheblich hinter den diskontierten 
Wechseln zurück. In kritischen Zeiten, wenn es sich darum 
handelt, die nicht eingelösten Aktivbestände zu verkaufen, 
ist es häufig sehr schwer, für die kreditierten Lombardgüter 
überhaupt einen Absatz zu finden. Auch läfst sich bei Ge- 
währung des Lombardkredites nicht ohne weiteres ermitteln, 
zu welchen Zweck er aufgenommen werden soll, und es gilt 
für ihn noch mehr als für den Wechselkredit, dafs seine Ein- 
lösbarkeit von der Art seiner Verwendung abhängie ist. Da- 
her hat denn auch das Gesetz für den Lombardverkehr noch 
weitergehende Beschränkungen getroffen als für den Wechsel- 
verkehr. So ınufs das Gutachten des Zentralausschusses ein- 
geholt werden, um den Höchstbetrag, bis zu welchem die 
Fonds der Bank zu Lombarddarlehen verwendet werden 
dürfen, zu bestimmen. Ebenso sind die wöchentlichen Nach- 
weisungen über die Lombardbestände dem Zentralausschuls 
zur Einsicht vorzulegen. Der Zinssatz, zu welchem die 
Reichsbank Lombarddarlehen gewährt, mufs gleichzeitig mit 
dem Diskontsatz bekannt gemacht werden. Er ist seit 1896 
regelmafsig um ein Prozent höher als dieser. 
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Die Aufstellung der Geschäftsregeln für den Lombard- 
verkehr soll zunächst eine sichere Abschätzung des Wertes 
der beliehenen Unterpfänder ermöglichen, ferner für ihre ge- 
sonderte Aufbewahrung Sorge tragen, schliefslich aber auch 
besonders die Liquidität des Darlehnsgeschäfts, soweit wie 
irgend möglich, herbeiführen. Auch der Lombardkredit darf 
nicht für längere Frist als auf drei Monate gewährt werden. 
Innerhalb dieses Zeitraums aber kann er täglich von der Bank 
gekündigt werden, und es ist den Schuldnern gestattet, das 
Darlehen ganz oder teilweise abzutragen. 

Der Kreis der Pfänder innerhalb dessen sich der Lom- 
bardkredit bewegen darf, ist durch das Gesetz umschrieben 
worden. Er ist allmählich durch Zulassung anderer Werte 
erweitert worden, weil die grölsere Mannigfaltigkeit der 
Pfänder eine gröfsere Verteilung und Verringerung des ein- 
zelnen Risikos bewirkt. Niemals darf die Beleihung den 
vollen Wert des Pfandes erschöpfen; sie mufs immer inner- 
halb bestimmter, durch das Gesetz festgelegter Schranken sich 
halten. 

Dem Kreditbedürftigen ist der Lombardkredit häufiger 
willkommener als der Wechselkredit; obschon der Lombard- 
zins den Diskontsatz übersteigt, ist dennoch der Lombard- 
kredit vielfach billiger als der Wechselkredit. Denn die Lom- 
bardzinsen werden immer nur für die tatsächliche Dauer des 
Darlehns berechnet und und der Schuldner kann sich imner- 
halb der gewährten Frist durch Abzahlung jederzeit von 
seiner Verpflichtung befreien. Deshalb wird der Lombard- 
kredit sehr gern zur Befriedigung schnell vorübergehenden 
Geldbedarfs in Anspruch genommen, und so steigt die Lom- 
bardanlage regelmälsig ganz erheblich am Schlusse jedes 
Quartals. Es soll hierfür nur das Beispiel des Jahres 1905 
angeführt werden. Am 23. März stand die Lombardanlage 
der Reichsbank auf 53 Millionen Mark und am 31. März war sie 
auf 114 Millionen Mark gestiegen. Ebenso stieg sie in der Woche 
vom 23.---30. Juni von 67 auf 182 Millionen Mark, vom 23. 
bis 30. September von 53 auf 179 Millionen Mark und vom 
23.—30. Dezember von 74 auf 204 Millionen Mark. Sonst 
ist die Höhe der Lombardanlage nicht in so hohem Malse durch 
den Gang der wirtschaftlichen Entwicklung bedingt wie die 


Wechselanlage, weil im Laufe der dreifsig Jahre Anderungen 
in der Behandlung und in dem Umfang der zugelassenen 
Pfänder oft einen entscheidenden Einflufs auf den Stand der 
Lombardanlage ausgeübt haben. 

Während im Lombardverkehr der Preufsischen Bank als 
Unterpfänder die Waren weit mehr als die Wertpapiere ver- 
wendet wurden, hat sich dieses Verhältnis während der dreilsig- 
jährigen Geschäftstätigkeit der Reichsbank vollständig umge- 
kehrt. Der Warenkredit hat sich immer mehr verringert, der 
der Effektenkredit ist ganz bedeutend gestiegen. Am 31. De- 
zember 1876 waren 9 Millionen Mark auf Waren ausgeliehen, 
am 31. Dezember 1905 nur noch 3 Millionen Mark. In der- 
selben Zeit stieg die Lombardierung von W ertpapieren von 
51 auf 200 Millionen Mark. Hieraus erklärt es sich auch, dafs 
die Liquidität der Lombardanlage sich immer mehr erhöht 
hat; denn die durchschnittliche Dauer der Lombarddarlehen 
ist von 34 Tagen im Jahre 1876 auf 11 Tage im Jahre 1905 
zurückgegangen. Der Zinsgewinn, welchen die Reichsbank 
aus dem Lombardgeschäft zieht, bildet nur einen geringen 
Bruchteil ihres gesamten Reinertrages, und er hat sich auch 
im Laufe der Zeit nicht erheblich verändert. Im Jahre 1876 
betrug er 2,6 Millionen Mark; seinen höchsten Stand erreichte 
er im Jahre 1900 mit 5 Millionen Mark und seitdem ist er 
bis zum Jahre 1905 wieder auf 3,5 Millionen Mark zurück- 
gegangen. 

Da das Gesetz (§ 13,8) die Reichsbank ermächtigt, Wert- 
gegenstände in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen, so 
übernimmt die Reichsbank verschlossene Depositen zur Auf- 
bewahrung, ohne von ihrem Inhalt irgend welche Kenntnis 
zu nehmen. Für diese Depositen haftet die Bank bis zum 
Betrage von 5000 Mark. Nur wenn der Deponent einen 
höheren Wert angegeben und die hierfür bestimmte Versiche- 
rungsgebithr aufser dem Lagergeld bezahlt hat, kann die 
Summe, für welche die Reichsbank haftet, erhöht werden. 

Der Bestand an verschlossenen Depositen belief sich am 
Schlufs des Jahres 1876 auf 2120 Stück und er war bis Ende 
1894 auf 7558 Stück gestiegen. Seitdem hat er sich wieder 
vermindert und nur im Jahre 1902 erfuhr er wieder eine Zu- 
nahme von 7110 auf 7345 Stück. Dann ging der Bestand all- 


mählich wieder zurück, bis er Ende 1905 6642 Stück betrug. 
Die Zunahme des Jahres 1902 erklärt sich aus dem Mifstrauen, 
das weite Kreise des Publikums infolge des Zusammenbruchs 
grolser Banken gegen diese Privatanstalten erfafst hatte. Im 
allgemeinen aber übergibt das Publikum die verschlossenen 
Depositen lieber den Privatbanken und Bankiers als der 
Reichsbank, da jene sich mit niedrigeren Gebühren be- 
gnügen. 

Von gröfserer Bedeutung für die Bank sind die offenen 
Depots, welche sie zur Verwahrung und Verwaltung entgegen- 
nimmt. Gegen eine entsprechende Vergütung besorgt die 
Reichsbank für die Deponenten nicht nur die sichere Aufbe- 
wahrung, sondern auch alle Mafsregeln, die mit der Verwal- 
tung ihres deponierten Vermögens verbunden sind. So z. B. 
die Abtrennung der Zinsscheine, die Einziehung der Zinsen, 
die Kontrolle der Auslosungen und Konvertierungen, die Ab- 
hebung neuer Zins- und Gewinnanteilscheine und a. m. In 
dieser Weise nimmt die Reichsbank geschäftsunkundigen Per- 
sonen oder solchen, die sich der Verwaltung ihres Vermögens 
nicht selbst widmen können, in durchaus zuverlässiger Weise 
die gesamte Tätigkeit ab, welche durch die Vermögensver- 
waltung bedingt ist. Der grofse Nutzen, welchen die Reichs- 
pank durch die Ausbildung dieses Geschäftszweiges gerade 
denjenigen bietet, die sich am wenigsten zu helfen wissen, 
hat bewirkt, dafs er sich von Jahr zu Jahr weiter ausgedehnt 
hat. Der Nennwert sämtlicher hinterlegten Wertpapiere hat 
sich von 424 Millionen Mark im Jahre 1876 auf 3187 Mill. 
Mark im Jahre 1905 erhöht. Er hat sich also in den dreifsig 
Jahren fast verachtfacht. Die grofse Vermehrung der depo- 
nierten Kapitalien läfst aber auch erkennen, in welchem Um- 
fange die Kapitalbildung des deutschen Volkes überhaupt zu- 
genommen hat. In den letzten zehn Jahren hat sich die Ver- 
mehrung im Werte dieser Depots etwas verlangsamt. Der 
industrielle Aufschwung, der im Jahre 1895 einsetzte, war die 
Ursache, dafs die fest verzinslichen Anlagepapiere vielfach 
gegen Industriewerte umgetauscht wurden. Jene Papiere 
wurden den Depots der Reichsbank entzogen, ohne dafs ein 
voller Ersatz dafür zurückkehrte. Eine Verminderung der 
Depots wurde aber besonders auch dadurch veranlalst, dafs 


36 — 


nach dem Muster des Staatsschuldbuchs in Preufsen im Jahre 
1892, ein Reichsschuldbuch eingerichtet wurde. Seit jener 
Zeit haben die Eintragungen in diese Schuldbücher die 
Zunahme der bei der Reichsbank deponierten Staatsanleihen 
verlangsamt. Aulserdem haben die Privatbanken auch für 
diese Depots besondere Einrichtungen geschaffen, die wohl 
in mancher Beziehung noch zweckmälsiger sind als die der 
Reichsbank. i 

Nach dem § 1814 des Bürgerlichen Gesetzbuchs soll der 
Vormund die zu dem Vermögen des Mündels gehörenden In- 
haberpapiere nebst den Erneuerungsscheinen bei einer Hinter- 
legungsstelle oder bei der Reichsbank mit der Bestimmung 
deponieren, dafs die Herausgabe der Papiere nur mit Geneh- 
migung des Vormundschaftsgerichts verlangt werden kann. 
Dementsprechend hat die Reichsbank seit dem 1. Januar 1900 
als besonderen Geschäftszweig die sogen. Mündeldepots ein- 
gerichtet. Die Entwicklung dieses Geschäftszweiges ergiht 
sich aus folgender Statistik. Es waren bei der Reichsbank 
deponiert als Mündeldepots: 


Jahre Stück Nennwert in Mill. Mark 
1901 795 13,6 
1902 970 18,9 
1903 1074 21,9 
1904 1144 26,4 
1905 1187 26,2 


Die Reichsbank verpflichtet sich nur zur Aufbewahrung, 
nicht aber zur Verwaltung dieser Depots. Die Gebühr, welche 
für diesen Dienst erhoben wird, ist aulserordentlich gering. 


Das Effektengeschäft ist für die Reichshank von keiner 
Bedeutung. Nach den Vorschriften des Bankgesetzes ($ 13,6) 
darf sie Effekten für Rechnung von Privatpersonen nur nach 
vorheriger Deckung kaufen und nur nach vorheriger Ein- 
händigung verkaufen. Infolge dieser Bestimmung konnte das 
Effekten-Kommissionsgeschäft keinen grolsen Umfang an- 
nehmen. Ihre eigenen Mittel legt die Reichsbank grundsätz- 
lich nicht in Kffekten an. 


VI. 
Die Volkswirtschaft und die Reichsbank. 


Wenn wir die Entwicklung überblicken, welche die Ge- 
schäftstätigkeit der Reichsbank in dem vollendeten dreilsig- 
jährigen Zeitraum genommen hat, so müssen wir zu dem 
Schlufs gelangen, dals sie die wichtigen Aufgaben, die ihr 
im Dienste der deutschen Volkswirtschaft gestellt sind, in 
erofsartiger Weise erfüllt hat. Diese Tatsache wird unsere 
dankbare Bewunderung umsomehr erregen, jemehr wir uns 
bewulst sind, welche tiefgreifende Umwälzung und welch ge- 
waltigen Aufschwung die deutsche Volkswirtschaft seit dem 
Tage, an welchem die Reichsbank ihren Betrieb eröffnete, er- 
lebt hat. Es lassen sich diese Riesenfortschritte am klarsten 
erkennen, wenn wir einigen wichtigen statistischen Daten, die 
das Jahr 1875 betreffen, die entsprechenden aus dem Jahre 
1904 oder 1905 gegenüberstellen. Als elementarste Tatsache, 
als diejenige, welche in jedem Lande die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in erster Linie beeinflufst, ist die Bevölkerungs- 
bewegung zu betrachten. Wir können die erhebliche Steige- 
rung, welche die Erzeugung, der Verkehr und der Verbrauch 
der Güter erfahren hat, erst wirklich verstehen, wenn wir 
wissen, dals das Deutschland des Jahres 1875 eine Bevölke- 
rung von 43 Millionen, das des ‚Jahres 1905 aber eine Be- 
völkerung von 61 Millionen umfafste. Wenn die Zahl der 
Menschen, die auf deutschem Boden leben, sich um 42 pct. 
vermehrt hat, so hat die Intensität ihrer wirtschaftlichen Ar- 
beit in ungleich höherem Grade zugenommen; denn die neuen 
Kräfte, welche Wissenschaft und Technik den Menschen dienst- 
bar gemacht haben, haben die Art und den Ertrag ihrer Ar- 
beit vollständig umgewandelt. Diese Wandlung iafst sich 
auch daraus erkennen, dafs im Jahre 1875 noch 61 pCt der 
deutschen Bevölkerung in Gemeinden wohnten, die noch nicht 
2000 Seelen besalsen, und die also einen durchaus ländlichen 
Charakter hatten. Im Jahre 1905 aber wohnte der gröfste 
Teil der deutschen Bevölkerung in Gemeinden mit über 2000 
Einwohnern; im Jahre 1875 wurden in Deutschland 12 Städte 
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mit über 100 000 Einwohnern gezählt, im Jahre 1905 dagegen 
41 und in diesen 41 Grofsstädten wohnten fast 20 pCt. der ge- 
samten deutschen Bevölkerung. Das Wachstum der Grofs- 
städte zeigt besonders deutlich, dafs Deutschland seit 1875 
aus einem armen Agrarstaate ein reicher Industriestaat ge- 
worden ist. 


Dieser gewaltige Umschwung wird am besten gekenn- 
zeichnet durch die Zunahme, welche die Produktion der Kohlen, 
der Eisenerze und des Besen erfahren hat; denn sie bilden 
die Grundlage, auf der das mächtige Gebinde der deutschen 
Industrie heute ruht. Es wurden 47,7 Millionen Tonnen 
Kohlen im Jahre 1875 und 1694 Millionen Tonnen im Jahre 
1904 gefördert, das bedeutet eine Steigerung um 25 pC t. Im 
Jalıre 1870 wurden 4,7 Millionen Toner Ei isenerze, im ‚Jahre 
1904 aber 22,0 Millionen Tonnen gewonnen. Die Produktion 
der Eisenerze hat also um 368 pCt. zugenommen. Die Er- 
zeugung des Roheisens aber ist um 34 pÜt. gestiegen, denn 
sie betrug im Jahre 1875 nur 1,9 Millionen Tonnen, im Jahre 
1904 aber 10,1 Millionen Tonnen. Die Werte, um welche die 
gesamte Zunahme der Produktion auf diesen drei Gebieten 
die deutsche Volkswirtschaft innerhalb des dreiſsigjährigen 
Zeitraumes bereichert hat, belaufen sich auf 1244 Millionen 
Mark. 


Kohle und Eisen bilden heute das tägliche Brot der In- 
dustrie, und es bietet die Vermehrung ihres Produktions- 
ertrages daher den besten Mafsstab für die industrielle Ent- 
wicklung. Doch nicht nur die Industrie, auch das Verkehrs- 
wesen lebt zum grofsen Teil von Kohle und Eisen. Um die 
enormen Fortschritte, die auf diesem Gebiete gemacht worden 
sind, zu eee den greifen wir die folgenden Zahlen 
heraus: 


Im Jahre 1875 waren 656 Millionen Briefe bei der Reichs- 
post eingegangen, im Jahre 1904 aber 4232 Millionen --- eine 
Zunahme um 545 pCt. Die Zahl der eingegangenen und auf- 
gegebenen Telegramme ist in derselben Zeit von 22 Millionen 
auf 79 Millionen gestiegen, obschon seit 1888 der Telephon- 
verkehr eine grofse Ausdehnung genommen hatte. Allein in 
den Jahren 1898—1904 hat sich die Zahl der vermittelten Ge- 


sprache nahezu verdoppelt, denn sie stieg von 563 Millionen 
auf 1069 Millionen!). 

Die Länge der Eisenbahn umfalste 28 000 km im Jahre 
1875 und 54000 km im Jahre 1904; und auf diesen Schienen 
wurden in jenem Jahre 599,4 Millionen Personenkilometer 
und 10 392 Tonnenkilometer zurückgelegt, in diesem Jahre 
aber 23 754 Personenkilometer und 41123 Tonnenkilometer. 
Der Verkehr der Personen und der Güter auf den deutschen 
Eisenbahnen ist in den dreifsig Jahren um das Vierfache ge- 
wachsen. 

In noch ungleich höherem Grade als der binnenländische 
Verkehr hat der überseeische Verkehr zugenommen. Es ist 
das ein Zeichen dafür, dafs wir immer mehr in die Kreise 
der Weltwirtschaft hineingezogen werden und dafs wir uns 
der Sorge nicht mehr entschlagen können, welche Aufnahme 
und Verwertung unsere Waren und Kapitalien in den ent- 
legensten Gebieten finden. 

Im Jahre 1875 umfalste der Verkehr in den deutschen 
Häfen von und nach aufsereuropäischen Häfen 2606 beladene 
Schiffe mit einem Rauminhalt von 1 721 126 Registertons. Im 
Jahre 1904 dagegen 3969 beladene Schiffe mit einem Raum- 
inhalt von 10529495 Registertons. Der im überseeischen 
Verkehr bewegte Schiffsgehalt hat daher, soweit sein Ziel oder 
Ausgangspunkt deutsche Häfen sind, in dreifsig Jahren um 
518 pCt. zugenommen. 

Je weiter das Gebiet sich ausdehnt, das unser Handel 
umspannt, umsomehr mufs natürlich auch die Entwicklung 
der Kreditwirtschaft fortschreiten. Zuverlälsige Zahlen, die 
einen sicheren Mafsstab für diese Entwicklung geben könnten, 
sind schwer zu haben. Die öffentlichen und privaten Haus- 
haltungen sind in stets wachsendem Umfange darauf” ange- 
wiesen, den Kredit in Anspruch zu nehmen. Die Schulden 
des Reichs waren 1875 noch kaum sichtbar; es hatte damals 
nur 60000 Mark zu verzinsen, im Jahre 1905 aber 3,2 
Milliarden. Wenn wir noch die Schulden der Einzelstaaten 
im Betrage von 12,2 Milliarden Mark hinzurechnen, so he- 


1) Die Zahlen vor 1898 sind mit den folgenden nicht vergleichbar. 
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läuft sich die Schuldenlast, welche das Reich und die Bun- 
desstaaten zu verzinsen haben, auf 15,4 Milliarden Mark; 
dazu kommen noch die Anleihen der Provinzen, der Kreise 
und der Gemeinden. Die Schuldverschreibungen öffentlicher 
Körperschaften, welche allein in den neun Jahren von 1897 
bis 1905 im Berliner Börsenverkehr zugelassen wurden, re- 
präsentierten ihren Nennwert nach den stattlichen Betrag 
von 8069 Millionen Mark. 


Im Jahre 1875 hatten 26 deutsche Hypothekenbanken 
1071 Millionen Mark auf Hypotheken ausgeliehen, im Jahre 
1904 ungefähr 8000 Millionen Mark. Die Pfandbriefe der ver- 
schiedenen Bodenkreditinstitute, welche von 1897—1905 an 
der Berliner Börse neu auftauchten, beliefen sich auf 9244 
Millionen. 


Diese Zahlen geben ungefähr einen Anhalt, in welchem 
Verhältnis die Verschuldung der öffentlichen Körperschaften 
und des deutschen Grundbesitzes zugenommen hat. Wenn wit 
die Emissionsstatistik der letzten neun Jahre noch weiter in 
Betracht ziehen, so ergibt sich, dafs an der Berliner Börse 
von 1897—1905 für 4157 Millionen Industrieaktien und Obli- 
gationen und für 1828 Millionen Bankaktien und Obligationen 
zugelassen worden sind. Diese Emissionen, die ihrem Nenn- 
wert nach 6745 Millionen Mark ausmachen, sind hauptsäch- 
lich durch die Fortschritte, welche Industrie und Handel in 
dieser Zeit gemacht haben, veranlafst worden. Die Gesamt- 
summe der Wertpapiere, denen von 1897—1905 die Zulassung 
im Berliner Börsenverkehr gestattet wurde, belief sich auf 
24058 Millionen Mark; wahrscheinlich würde bei Berück- 
sichtigung des Kurses, zu dem sie begeben wurden, ein noch 
weit höherer Betrag sich ergeben. 


Auch die Vermehrung der Sparkassenguthaben gibt uns 
einen Anhalt dafür, in welchem Mafse die Kapitalbildung in 
Deutschland fortschreitet. Die verfügbare Statistik umfalst 
allerdings nur die Jahre 1900---1903. Die Guthaben, die den 
deutschen Sparkassen anvertraut waren, betrugen im Jahre 
1900 8,8 Milliarden Mark, im Jahre 1901 9,5 Milliarden Mark, 
1902 10,3 Milliarden Mark, 1903 11,1 Milliarden Mark; die 
Zunahme betrug also im Laufe des einzelnen Jahres 800 
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Millionen Mark. Die höchsten Beträge der Sparkassengnt- 
haben finden sich in Westfalen, Rheinland und dem König- 
reich Sachsen, es wird also in den Industriegegenden am 
meisten gespart. 

Diese verschiedenen statistischen Zusammenstellungen 
lassen erkennen, wie sehr die Kreditwirtsehaft sich heute in 
Dentschland ausgedehnt hat. Je mehr die Konzentrations- 
bewegung in Handel und Industrie zunahm, je gröfsere Ka- 
pitalien in den einzelnen Unternehmungen angelegt wurden, 
umso notwendiger mulste sich auch die Konzentrationsbewe- 
gung auf das Bankgewerbe ausdehnen und wir wissen, welche 
Fortschritte sie hier innerhalb des letzten Jahrzehnts gemacht 
hat. Die Wochenschrift „der deutsche Ökonomist“, die nur 
Aktienbanken mit mehr als 1 Million Mark berücksichtigt, 
zählte im Jahre 1905 137 Kreditbanken. Die Kapitalien, 
welche sie bei ihrem Gesamtumsatze beschäftigten, beliefen 
sich auf 9826,9 Millionen Mark. Von diesen 137 Kredit- 
banken sind 48 zu sieben grofsen Gruppen vereinigt und auf 
sie entfallen allein 7891,0 Millionen Mark oder rund 80 pCt. 
der von allen angeführten Aktienbanken beschäftigten Kapi- 
talien. Diese gewaltige Kapitalbewegung, die sich immer mehr 
auf einzelne mächtige Bankgruppen konzentriert, setzt uns 
in den Stand, die Ansprüche abzuschätzen, die heute an den 
Geld- und Kreditmarkt des Landes gestellt werden; alle diese 
Ansprüche münden schliefslich in dem grofsen Zentralreser- 
voir des deutschen Kreditsystems, in der Reichsbank. 

Es mufs, wie schon gesagt, unsere Bewunderung hervor- 
rufen, dafs die Reichsbank im Laufe einer so grofsartigen 
wirtschaftlichen Entwicklung gegenüber den an sie gestellten 
Ansprüchen niemals versagt hat und dafs sie trotz aller 
Schwierigkeiten sich immer den ihr gestellten Aufgaben ge- 
wachsen gezeigt hat. Ihre wichtigste Aufgabe, die deutsche 
Währung zu schützen, war besonders in dem ersten Jahrzehnt 
ihrer Geschäftstätigkeit nicht leicht durchzuführen. Besonders 
erschwert wurde ihr die Durchführung dieser Aufgabe noch 
durch die Agitation der Bimetallisten, und als im Jahre 1879 
die deutschen Silberverkäufe infolge dieser Agitation einge- 
stellt wurden, schien es einen Augenblick, als ob sie der sich 
ihrer Wirksamkeit gegenüber auftürmenden Schwierigkeiten 


62 — 


nicht mehr Herr zu werden vermöchte. Damals nahm sie 
ihre Zuflucht zu jenen aufsergewöhnlichen Mafsregeln, die, 
wie die Erhöhung des Goldpreises, die Gewährung zinsfreier 
Vorschüsse auf die Goldeinfuhr, die Anwendung des privaten 
Diskontsatzes hauptsächlich den Zweck hatten, ihren Goldbe- 
stand gegen die anstürmende Flutwelle des sich entwertenden 
Silbers zu schützen und die junge Reichswährung dem Volke 
zu erhalten '). 

Die Dienste, welche die Bank in Zeiten der wirtschaft- 
liehen Not der Volkswirtschaft zu leisten vermag, sind be- 
sonders wieder während der letzten Krisis hervorgetreten. 
Nach dem Zusammenbruch der Spielhagen-Banken im Okto- 
ber 1900, nach dem Zusammenbruch der Pommernbank-Gruppe 
im Jahre 1901 und dem der Dresdener Kredit-Anstalt und 
der Leipziger Bank im Juni desselben Jahres, nach dem 
Kurssturz aller Industriewerte, der diesen Katastrophen folgte, 
schien es fast, als ob das ganze Gebäude des deutschen 
Kreditsystems ins Wanken geraten wäre; selbst den grölsten 
Bankanstalten wurde das Vertrauen des Publikums entzogen 
und das ängstlich gewordene Kapital wagte sich nieht mehr 
hervor. In diesem ernsten Augenblick brachte die Reichsbank 
ersehnte Hilfe und indem sie ihre Kreditgewährung erleichterte 
und erweiterte und ihren Diskontsatz herabsetzte, verhütete 
sie das schlimmste und rettete, was noch zu retten war. lin 
Juni 1901 stieg die Wechsel- und Lombardanlage der Reichs- 
bank um 376 Millionen Mark und am 11. Februar 1902 sank 
ihr Diskontsatz zum ersten Male wieder seit dem Jahre 1898 
auf 3 pCt. 

Seit dem Herbst 1905 sind die an die Reichsbank ge- 
stellten Ansprüche zu einer nie vorher erreichten Höhe em- 
porgestiegen. Die Erhöhung-der Zölle und der Warenpreise 
mulste notwendig eine Steigerung aller Produktionskosten 
herbeiführen, die wiederum die Unternehmungen nötigten, 
ihre Kapitalien zu erhöhen, ihre Betriebe zu erweitern, um 
die Kostenvermehrung wêedel eiddybringen. Es kam hinzu, 
dals infolge der in fast allen Ländern vorgenommenen Ver- 


1) Das Jahr 1881 hatte den niedrigsten Stand des Goldvorrats in de» 
«dreilsigjährigen Geschichte der Reichsbank aufzuweisen. 
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schärfung der Schutzzollpolitik deutsche Fabrikanten genötigt 
wurden, Filialen im Auslande zu errichten und infolgedessen 
wurden dem deutschen Markte grofse Kapitalmengen entzogen. 
Die Wirkung der gesteigerten Kapitalausfuhr mufste umso 
empfindlicher sich geltend machen, als der Kreditbedarf im In- 
land in immer rascherem Schritte zunahm. Diese und andere 
Umstände, welche den deutschen Geld- und Kapitalmarkt be- 
einflufsten, haben die auffallende Verschlechterung im Status der 
Pera aik, die im Ilerbst 1906 eintrat, bewirkt. Mehr als je 
muls die Reichsbankverwaltung darauf bedacht sein, ihre 
Goldreserven zu stärken und mehr als je müssen die 2 
Aktienbanken, die den wichtigsten Teil ihrer Kundschaft 
bilden, die ihren Kredit aın meisten in Anspruch nehmen, sie 
in diesem Bestreben unterstützen. Die innige Verbindung, i in 
welcher heute alle diese Bankinstitute stehen, die volkswirt- 
schaftlichen Interessen, die sie gemeinsam zu wahren haben, 
lassen die Forderung immer dringender erscheinen, dafs die 
grofsen Finanzgruppen ihre ganze Macht einsetzen und zur 
Wirkung bringen, um die Reichsbank in ihrem Bestreben, 
sich einen ausreichenden Goldbestand zu sichern, zu unter- 
stützen. Durch eine solche Unterstützung würden sie der 
Reichsbank die Durchführung der wichtigen Aufgaben, die 
ihr das Bankgesetz im Dienste der deutschen Volkswirtschaft 
gestellt hat, wesentlich erleichtern. 
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Das 25-Pfennigftüd. 


Nach Artikel 5 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873 
foll der Geſamtbetrag der Nickel- und Kupfermünzen 2½ Mark 
für den Kopf der Bevölkerung nicht überſteigen. Seit 1873 
iſt aber der Bedarf an Kleingeld, beſonders an 10⸗Pfennig⸗ 
ſtücken durch Straßenbahnen, Bahnſteigſperre, Selbſtverkäufer 
(Automaten) uſw. um ein Vielfaches vermehrt worden. Es 
wurde alſo ſeit langer Zeit und an vielen Stellen das Ver⸗ 
langen laut, jenes Geſetz abzuändern. Indeſſen ehe man 
dazu ſchreitet, drängt ſich die Vorfrage auf: Sind wir mit 
der Ausprägung von Nickel⸗ und Kupfergeld ſchon an jener 
geſetzlichen Grenze angelangt? Und die Antwort lautet nach 
den Veröffentlichungen des Reichsſchatzamtes: Nein, ſondern 
wir ſind um etwa 60 Millionen Mark hinter jenem 
Betrage zurückgeblieben. 

So iſt es denn allerdings erklärlich, daß überall, z. B. 
auch im preußiſchen Landtage, der Mangel an Kleingeld 
beklagt und ſogar vom Reichsſchatzamt und den Reichsbank⸗ 
ſtellen anerkannt wird; daß dieſe letzteren nicht in der Lage 
ſind, dem Verlangen nach Nickelmünzen gerecht zu werden; 
daß Großgewerbe und Banken beſonders an Lohntagen trotz 
der Bereitwilligkeit, Aufgeld zu zahlen, nicht imſtande find, 
die nötigen Nickelmünzen zu beſchaffen. Und dieſe Notlage 
iſt nicht von geſtern, ſondern ſie beſteht ſeit langen Jahren. 
Schon bei der erſten Beratung der Münzvorlage vom 4. De- 
zember 1899 erwähnte der damalige Herr Staatsſekretär 
des Reichsſchatzamtes, eine Reihe von Handelskammern habe 
eine ſtärkere Ausprägung von Nickelmünzen befürwortet, und 
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äußerte dazu: „Wenn der Verkehr von einer geſetzlichen 
Münzſorte größere Mengen erfordert, fo müſſen diefe größeren 
Mengen beſchafft werden.“ Der Präſident des Reichsbankdirek⸗ 
toriums fügte hinzu: „Je mehr Scheidemünze im Um— 
lauf, deſto beſſer für den Kleinverkehr.“ Hiernach 
hätte man erwarten dürfen, daß Nickelgeld bis zum geſetzlichen 
Kopfanteil ausgeprägt oder dieſer ſogar durch Geſetz erhöht 
würde. Im Gegenteil: dem fühlbaren Mangel an Nickelmünzen 
ift trotz feiner Anerkennung durch die maßgebenden Reichs- 
beamten und trotz feiner ſtärkeren Betonung durch den Reichs— 
jag und die zur Vertretung von Handel und Ge— 
werbe geſetzlich berufenen Körperſchaften noch 
immer nicht abgeholfen. 

Aber wir prägen jetzt für 100 Millionen Mark / -Mark⸗ 
ſtücke aus. Das iſt doch ſicher eine weſentliche Vermehrung der 
Scheidemünze. Gewiß, dieſes Geldſtück vermehrt die Scheide— 
münze, aber nur die ſilberne, und auch dieſe vorausſichtlich 
noch nicht einmal bis zu dem geſetzlich zuläſſigen Höchſtbetrage 
von 15 Mark für den Kopf der Bevölkerung. Denn die An- 
kündigung der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung vom 
21. Januar 1905: „Sobald ungefähr 25 Millionen in den 
neuen Stücken hergeſtellt fein werden, fol mit der allmählichen 
Einziehung und Umprägung der bisher geltenden 50-Pfennig⸗ 
ſtücke begonnen werden“ iſt ſchon ſoweit verwirklicht, daß 
für 37,1 Millionen Mark 50-Pfennigſtücke eingezogen find. 
Aber durch das ½ Markſtück wird auch der Bedarf an 
kleinerer Münze nicht befriedigt. Während nun faſt überall 
über Mangel an Kleingeld geklagt wird, behaupten einzelne 
Gegner ſeiner Vermehrung, beſonders auf dem Lande und 
in kleineren Städten fände eine unliebſame Anhäufung von 
Nickel- und Kupfermünzen in den Kaſſen und Geldbeuteln 
ſtatt, und die Berechtigung auch dieſer Klage neben der 
erſteren wird kaum in Abrede zu ſtellen ſein. Der jetzige 
Herr Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes hat ſicher recht 
gehabt, als er im Januar 1905 im Reichstag ſagte: 
„Zwiſchen der Mark und der Nickelmünze haben wir keine 
ganz zweckentſprechende Münze mehr.“ Aber wir nehmen 
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auch nicht au, daß das ½ Markſtück diefe Lücke völlig aus- 
füllt. Vielmehr müßte gerade zwiſchen dieſem und dem 
10⸗Pfennigſtück eine Münze vorhanden fem, um den Klein⸗ 
verkehr zu erleichtern. Die an der geſetzlichen Umlaufsmenge 
der Nickel- und Kupfermünzen fehlenden 60 Millionen Mark 
ſollten in Geſtalt von 25-Pfennigſtücken in den Verkehr 
gebracht werden. Dann würde es den Banken und dem 
Großgewerbe nicht an Kleingeld zur Lohnzahlung fehlen, 
und die Geldtäſchchen würden nicht zu ſehr mit kleiunſter 
Münze überlaſtet: die Überſchwemmung einzelner Stellen 
mit 10- und 1⸗Pfennigſtücken wäre wirkſam eingedämmt. 

Für das 25⸗Pfennigſtück haben fich feit 1901 unter 
anderen fou ausgeſprochen die Handelskammern zu 
Breslau, Dortmund, Duisburg, Elberfeld, 
Erfurt, Friedberg, Gießen, Hild es heim, Raffel, 
Limburg, Offenbach, Osnabrück, Sonneberg, 
Weſel; es wird von Detailliften- und anderen kaufmänniſchen 
Vereinen, ſowie in Leitaufſätzen der führenden Blätter der 
verſchiedenſten Parteien gefordert. Und da fich) die Reihs- 
regierung dieſen berechtigten Wünſchen gegenüber immer 
noch zögernd verhielt, ſo hat der Reichstag am 13. No- 
vember 1906 ſich wohlwollend dazu geäußert; aus dem 
Hauſe ſelbſt wurde ein Geſetzentw urf über Einführung 
eines 25-Pfeunigſtücks eingebracht; und endlich ijt in aller- 
neuſter Zeit die berufenſte Vertretung des Großgewerbes, 
der Zentralverband deutſcher Induſtrieller, für 
dieſe Münze eingetreten. In der Sitzung ſeines Direk— 
toriums am 14. September 1907 in Eiſenach wurde De- 
ſchloſſen, „die Auregung der Handelskammer Osnabrück auf 
Ausprägung von 25⸗Pfeunigſtücken zu unterſtützen, da der 
jetzige Zuſtand zu zahlreichen Beläſtigungen und Schwierig— 
keiten bei der Lohnauszahlung in induſtriellen Betrieben 
führe.“ 
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Um darzutun, daß das 25⸗pfennigſtück ein dringendes 
Verkehrsbedürfnis ijt, dürfen wir zunächſt nur fragen: 
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Welches hochentwickelte Land außer Deutſchland läßt denn 
ſeinen Kleinverkehr nach einer Münze zwiſchen der Hälfte 
und dem Zehntel der Einheit darben? Es leuchtet ein, daß 
Erwägungen in dieſer Richtung durch unſer erſtes Reichs⸗ 
münzgeſetz ein 20⸗Pfennigſtück ſchaffen ließen. Dieſes ift 
nun dahin, und wir weinen ihm keine Trane nach, weder 
dem aus Silber noch dem aus Nickel. Denn man kann 
nicht nur der Begründung ihrer Abſchaffung durch die ver— 
bündeten Regierungen zuſtimmen, ſondern man hätte ſogar 
ſchon aus der Geſchichte des franzöſiſchen 20⸗Centimesſtückes 
lernen können, daß ein 20. Pfennigſtüͤck fiir den Verkehr un- 
geeignet fei. Das 20-Centimesſtück hat niemals einen Teb- 
haften Umlauf gehabt. „Unverwendbar und unverwendet“ 
nennt es die franzöſiſche Regierung bei Einbringung des 
Geſetzes über das 25-Centimesſtück. Demſelben Schickſal 
verfiel das italieniſche 20⸗Centeſimiſtück. In dieſer Gedanken- 
richtung iſt man in Frankreich noch weiter gegangen. Der 
Münzausſchuß von 1845 ſtellt den völlig einwandfreien 
Grundſatz auf: „Die richtige Regel für Teilung und Ber- 
vielfachung der Münzeinheit muß aus der Erleichterung 
der Umſätze geſchöpft werden; man muß die einzelnen 
Beträge mit ſo wenig Geldſtücken als möglich herſtellen 
können“ und knüpft daran ſogar eine Verurteilung des 
2⸗Frankenſtückes: „es gewährt wenig Nutzen, ein 2¼ Franken⸗ 
ſtück wäre weit vorzuziehen.“ Der franzöſiſche Münzaus⸗ 
ſchuß von 1903 ſchlug fogar ein 2¼ Centimesſtück vor als 
beſonders geeignet für das Leben der Arbeiterbevölkerung. 
In der Tat iſt aber auch ein Geldſtück im Betrage des 
Fünftels der Einheit nicht geeignet, die Zahl der zur Dar⸗ 
ſtellung einer beſtimmten Summe erforderlichen Geldſtücke 
weſentlich zu vermindern, und es kommt der im täglichen Leben 
häufig erforderlichen Vierteilung nicht entgegen. — Daß das 
20⸗Pfennigſtück aus Nickel zu leicht mit der Mark zu verwechſeln 
war und eine ebeuſo ſchlechte Metallverbindung darſtellte, wie 
unſre 102 und 5⸗Pfennigſtücke, fei nur nebenbei bemerkt. 
Als nun das 20.Pfennigſtück außer Gebrauch geſetzt 
war, wurde das Bedürfnis nach Ausfüllung der Lücke zwiſchen 
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50- und 10⸗Pfennigſtück lebhaft empfunden. Es tauchte der 
Vorſchlag auf, ein 30 : Pfennigftüc einzuführen. Solh 
„Kummer Satz“ ift aber beim Volke höchſt unbeliebt; nur 
wenige Beträge würde er einfacher darzuſtellen geſtatten. 
Vor allem aber ſollte man doch nicht die Höherſchraubung 
der Preiſe für alle kleinen Bedürfniſſe des täglichen Lebens 
durch Schaffung einer zahllos häufig zu benutzenden Münze 
künſtlich fördern, ſondern vielmehr zum Nutzen des „kleinen 
Mannes“ ihr entgegenarbeiten. Gerade der Satz für tägliche 
kleine Einkäufe, Handreichungen, Dienſtleiſtungen würde ſich 
ſofort an das neue 30⸗Pfennigſtück heften, während er ſich 
bisher noch feſtſtehend auf 25 Pfennig gehalten hat. 

Scheidet das 20- und das 30⸗Pfennigſtück aus dem 
Kreiſe der zwiſchen 10 und 50 Pfennig wünſchenswerter 
Münzen aus, ſo bleibt das 25⸗Pfeunigſtück allein auf dem 
Plan. Auf dieſes haben fich aber die Wünſche der Handels⸗ 
kammern, der Preſſe uſw. ſicherlich nicht nur deshalb ver- 
einigt, weil andere Stücke nicht in Betracht kommen konnten; 
wir finden vielmehr durchaus zutreffende innere Begrün— 
dungen für dieſe Wahl. 

In erſter Linie eine geſchichtliche. In den Münzver⸗ 
handlungen des Reichstages ift die Beliebtheit einer Münz⸗ 
ſorte als beſonders empfehlend für ihre Beibehaltung hervor⸗ 
gehoben worden. Nun, wenn eine Münze beliebt war und 
unvergeſſen ift, jo ift es doch das „$ a jt e m ü n ıı dj en“ des 
Weſtens, der „Achthalber“ der Weichſelgegend, ſind es 
die „zwee gute“ des Berliners. Und dieſe drei landſchaft⸗ 
lichen Namen treffen das 25⸗Pfennigſtück. Mit welcher 
Freude ein ſolches als neuerſtandener Achthalber begrüßt 
werden würde, beweiſt eine Erfahrung des allgemeinen 
deutſchen Sprachvereins. Dieſer erließ eine Umfrage, um 
die Bedeutung des Wortes Achthalber feſtzuſtellen; eine große 
Zahl der Einſender beſchränkte ſich nicht auf die Erklärung 
des Wortes, ſondern ſprach gleichzeitig den lebhaften Wunſch 
aus, den guten alten Achthalber als 25⸗Pfennigſtück wieder 
aufleben zu ſehen. Der Begriff des guten Groſchens (= . 


Silbergroſchen, alfo vier gute Groſchen jetzt = 50 Pfennig) 
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hat ein äußerſt zähes Leben bewieſen, ebenfo wie das Kaſte— 
männchen; noch heute rechnet man häufig danach und knüpft 
damit gerne an die im Kleinverkehr ſo häufige Vierteilung 
der Mark an, ein Beweis, wie überhaupt die Vierteilung 
dem Volke im Blute liegt und einem wirklichen Be— 
dürfnis entgegenkommt. Es iſt zuzugeben, daß das Ver— 
langen nach einem 25-Pfennigſtück mehr als in Süddeutſch⸗ 
land im Norden auftritt, weil hier eine geſchichtliche Berech— 
tigung vorliegt. Aber wenn die Annahme des 2-Markſtückes 
und der Verzicht auf den Taler ein Entgegenkommen der 
norddeutſchen Landsleute bedentet, ſo wird es — eine Ehre 
ift der anderen wert — auch den Süddeutſchen nicht zu ſauer 
werden dürfen, dem Wunſche nach einer zweckmäßigen, wenn 
auch bisher dort nicht gewohnten Münze ſich anzuſchließen. 
Wurde doch ſogar in den Reichstags-Verhandlungen vom 
13. November 1906 ausdrücklich hervorgehoben, daß die Ein— 
führung eines 25⸗Pfeunigſtückes namentlich für Süddeutſch— 
land von Wichtigkeit fei, weil dort mehr als in Norddeutſch— 
land mit Kupfer gerechnet würde. Ferner macht ſich auch 
bei uns dieſelbe Anſchauung, die ſeinerzeit in deu geſetz— 
gebenden Körperſchaften Frankreichs und Italieus deutlich 
und kräftig vertreten wurde, immer mehr geltend: daß in 
den ungezählten täglichen Umfägen im Kleinverkehr viel Zeit 
und Mühe erſpart würde, wenn ein 25-Pfeunigſtück vor⸗ 
handen wäre. Hierüber ſprach ſich im Jauuar 1905 eine 
Paudelskammer folgendermaßen aus: 

„Ein großer Teil der üblichen Warenpreiſe in offenen 
Geſchäften lautet auf 25 Pfennig, 75 Pfennig, 125 Pfennig, 
175 Pfennig uſw. Ahnlich ift es mit den Eintrittspreiſen 
zu Varietes, Konzerten, bei denen durch 25 teilbare Beträge 
eine große Rolle ſpielen; Zahlungen zu 25 Pfennig er- 
fordern jetzt mindeſteus 3 Münzen, Zahlungen zu 35, 75 
und 125 Pfennig mindeſtens 4 Münzen, während beim 
Vorhandenſein von 25 Pfeunigſtücken im erſten Falle 
nur 1, im zweiten nur 2 Münzen nötig wären. Die neue 
Münze würde große Erleichterung bringen im Verkehr mit 
den Kaſſen der Behörden, z. B. an den Schaltern der Poſt 
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beim Einkaufe von Marken in kleinem Umfange, Bezahlung 
von Poſtpaketporto, Einſchreibegebühren uſw., ebenſo an den 
Fahrkartenſchaltern der Eiſenbahn, wo oft in kurzer Zeit 
eine große Anzahl von Perſonen abgefertigt werden muß 
und gerade hier das Herausgeben von vielen kleinen Münzen 
ſeitens der Beamten Zeitverluſt verurſacht. Bei Lohn⸗ 
zahlungen würden die durch Abzüge der anteiligen Beträge 
für Krankenkaſſen, Verſicherungsgebühren uſw. entſtehenden 
oft wiederkehrenden Beträge von 26 Pfennig, 27 Pfennig 
mit 2 ſtatt jetzt 4 Münzen, Beträge wie 76 Pfennig, 
77 Pfennig mit 3 ſtatt jetzt mit 5 Münzen bezahlt werden 
können. Auch für Trinkgelder würden, beiläufig bemerkt, 
die 25⸗Pfennigſtücke eine beliebte Münze werden.“ 

Wer ſucht auch gern im Gedränge, wie auf Bahnhöfen, 
beſonders aber in der Kleiderablage nach dem Konzert, Theater, 
Vortrag in ſeiner Börſe nach 3 Geldſtücken, ſtatt mit einem 
Griff ſeiner Verpflichtungen ledig zu ſein. 

Wenn aus dem Geſagten bereits erhellt, daß ein 25“ 
Pfennigſtück ungleich beliebter ſein würde, als es das 20: 
Pfennigſtück war, ſo iſt dafür noch eine weſentliche, in dem 
Wertverhältnis der vorgeſchlagenen Münze zur Münzeinheit 
beruhende Begründung anzuführen. Wieviel näher liegt dem 
einfachen Sinn die Vierteilung als die Fünfteilung. Man 
findet viel leichter das Viertel einer Menge, Größe, als das 
Fünftel oder auch Drittel. Der einfachſte Menſch teilt eine 
Länge ohne jede Anweiſung in 4 Teile, indem er ſie zweimal 
zuſammenfaltet; ſchon das Kind wird durch 2 kreuzweiſe 
Schnitte den Apfel vierteilen können; die Fünſteilung iſt nur 
dem mathematiſch Geſchulten zugänglich. So liegt denn auch 
die Vierteilung überall dem Volke im Blute. Wo bei den 
kleinen Umfägen des täglichen Lebens mit Brüchen gerechnet 
wird, kommen nur die Hälften und Viertel zum Vorſchein, 
niemals die Fünftel; namentlich wo über ein Ganzes hinaus⸗ 
gegangen wird: °/, iſt ein dem Volke durchaus geläufiger, 
oft gebrauchter Ausdruck, °/, wird wohl noch niemand gehört 
haben. Selbſt das ½-Markſtück muß fih die Vierteilung 
gefallen laſſen, indem es „4 gute Groſchen“ genannt wird. 
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Und ſolange wir den Himmel, das Jahr, den Tag durch 
zwölf und in der Beit- und Winkelmeſſung faſt ausſchließlich 
durch 4 teilen, ſolange wir in der Woche 6 Arbeitstage haben, 
nicht 10, ſolange wird auch in unſerer Münzordnung die Vier⸗ 
teilung nicht ſinnwidrig, ſondern gerechtfertigt erſcheinen müſſen. 
Hat doch ſelbſt das Vaterland der Zehnteilung von vorn⸗ 
herein als „Ausnahme vom Dezimalſyſtem“ für Gewichte und 
Hohlmaße die Vierteilung eingeführt. 


II. 


Damit kommen wir auf das Verhältnis des 25⸗Pfennig⸗ 
ſtückes zur Jehnteilung. Und in dieſer Beziehung wird das 
neue Geldſtück bei der Schulweisheit des grünen Tiſches wohl 
einigen Widerſtand finden. Ein Majeſtätsverbrechen gegen 
das Dezimalſyſtem iſt der Gedanke an ein 25⸗Pfennigſtück 
vor allem in den Augen der Bank- und Kaſſenbeamten, die 
ja auch den Taler am heftigſten bekämpften, weil er ihnen 
eine kleine Unbequemlichkeit verurſachte. So würde auch das 
25⸗Pfennigſtück ein neues Fach und öfter mit der 5 ſtatt mit 
Null zu rechnen erfordern. Eine etwaige Umfrage bei den 
Reichsbankſtellen würde alſo wahrſcheinlich eine Mehrheit 
gegen das 25⸗Pfennigſtück ergeben. Soll aber für Einführung 
eines Geldſtückes der Wunſch der Kaſſenbeamten oder das 
Bedürfnis des Verkehrs maßgebend fein? Und prüfen wir 
den Widerſtand von jener Seite genauer auf ſeine Beweg⸗ 
gründe, ſo wird ſchließlich nur die geringe Erſchwerung der 
Kaſſengeſchäfte als ausſchlaggebend übrig bleiben. Denn mit 
der Zehnteilung verträgt fih das 25-⸗Pfennigſtück fo aus: 
gezeichnet, daß in der franzöſiſchen Kammer der Redner un⸗ 
geteilten Beifall fand, der ausſprach: „Das 25⸗Centimesſtück 
wird immer ſehr volkstümlich und ſehr dezimal ſein.“ „Wenn 
man es für nützlich hält, den Franken in zwei gleiche Teile 
zu teilen, iſt es nicht logiſch, auch den halben Franken ſo zu 
teilen?“ Dieſe Gedanken kehren in der franzöſiſchen Volks— 
vertretung immer wieder, wie ſie ſchon bei Einführung des 
„metriſchen Syſtems“ maßgebend waren. Denn das erſte 
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franzöſiſche Münzgeſetz vom 7./17. Germinal des Jahres 11, 
das auf dem Einführungsgeſetz des metriſchen Syſtems be⸗ 
ruhte, führte die Viertel⸗ und Dreiviertelfrankenſtücke ein. 
Und immer von neuem kam die Volksvertretung auf den 
Viertelfranken zurück; nur erhielt er ſpäter die Bezeichnung 
25 Centimes, wie auch der halbe den Namen 50 Centimes, 
„um ſich nicht vom Dezimalſyſtem zu entfernen“. 

Alſo „dezimaliſch“ iſt das 25⸗Pfennigſtück ſicher, min⸗ 
deſtens ebenſo dezimaliſch, wie die Grundlage der Zehnteilung, 
das Meter, ſelbſt. Denn dieſes beruht ebenfalls auf der Vier⸗ 
teilung, indem es ¼ des zehnmillionſten Teiles des Aquators 
betragen ſoll. Aber aus der über 100 jährigen Geſchichte des 
Viertelfranken⸗ oder 25⸗Centimesſtückes können wir überall 
den richtigen Gedanken herausleſen: Selbſt wenn das Stück 
nicht dezimaliſch wäre, wir müßten es doch haben, da es für 
den Kleinverkehr unentbehrlich iſt. Allerdings kann ſich die 
Schulweisheit darauf berufen, daß auch in Frankreich einmal 
das 25⸗Ceutimesſtück zugunſten eines 20⸗Centimesſtückes ab- 
geſchafft worden iſt „infolge der Vorurteile der Theoretiker“, 
wie der Münzausſchuß von 1903 treffend bemerkt, der dann 
hinzufügt: „Das 25⸗Centimesſtück entſpricht der urſprüng⸗ 
lichen Auffaſſung unſres metriſchen Syſtems und 
paßt ſich genau den Bedürfniſſen an, die den kleinen Um⸗ 
ſätzen des täglichen Lebens entſpringen.“ 

Nun darf man nicht annehmen, daß nur das Vaterland 
der Zehnteilung fo über die Vierteilung der Münzeinheit 
denkt. Schon haben faſt alle hochentwickelten Staaten 
mit zehnteiliger Münzordunng ein Geldſtück im Betrage des 
Viertels der Einheit geſchaffen, vorab die Hauptſtaaten 
der lateiniſchen Münzunion, Frankreich und Italien; aber 
auch Dänemark, Finnland, Großbritannien, Mexiko, Nieder⸗ 
lande, Norwegen, Rußland, Schweden, Spanien, Vereinigte 
Staaten von Nordamerika. Sogar das Deutſche Reich hat 
ſich ſelbſt ſchon eine Vierteilung der Münzeinheit gegeben. 
Die Verordnung des Reichskanzlers vom 28. Februar 1904, 
betreffend das Münzweſen des Deutſch⸗oſtafrikaniſchen Shug- 
gebietes, verfügt u. a. die Ausprägung von /⸗Rupienſtücken. 


— 12 


Und für unfre andern Kolonien iſt ein 25⸗Pfennig⸗ oder bibs 
Markſtück dringend erforderlich, um dem Eindringen des 
Schillings zu wehren 

Somit dürfte die vorgefaßte Lehrmeinung, als paßte 
das 25⸗Pfennigſtück nicht zur Zehnteilung, dürfte die „graue 
Theorie“ vor der Wirklichkeit des Lebens mit ſeinen greif— 
baren Anforderungen und Erſcheinungsformen völlig ver- 
blaſſen. 


III. 

Welches Metall wählen wir für das 25⸗Pfennigſtück 2 
Sein Vorgänger, das Kaſtemännchen (21, Silbergroſchen) 
war aus einer Silbermiſchung. Aber mit kleinen Silber⸗ 
münzen haben die Staatsſchatzverwaltungen ſchlechte 
Erfahrungen gemacht. Die Schweiz wollte ſeinerzeit kleiue 
Silbermünzen einziehen und zur Umprägung einſchmelzen. 
Es ſtellte ſich aber heraus, daß das Silber der Geldſtücke 
ſich ſoweit verloren hatte, daß der Ertrag des Verfahrens 
geringer geweſen wäre als ſeine Koſten. Wird es nicht mit 
der beabſichtigten Umprägung unſerer alten 50⸗Pfennigſtücke 
ebenſo gehen? Man will jetzt für 100 Millionen Mark neue 
½⸗Markſtücke prägen. Wird ſich nicht die Feſtlegung ſo großer 
Mengen Silbers in einer ſo kleinen Münze aus obigen 
Gründen ſpäter als unwirtſchaftlich herausſtellen? Judeſſen 
wenn für das ½Markſtück das Silber allenfalls noch zu⸗ 
gelaſſen werden konnte, für das 25⸗Pfennigſtück erſcheint 
es ausgeſchloſſen. Würde dieſes in demſelben geſetzlichen 
Miſchungsverhältnis hergeſtellt, wie die anderen Silbermünzen 
(900 Teile Silber, 100 Teile Kupfer), ſo fiele die Münze 
winzig klein aus und würde fih fo leicht verlieren, daß 
ihr eine ſchlechte Aufnahme beim Volke ſicher wäre. Auch 
wird ſchon in dieſem Miſchungsverhältnis, wie der Reichstag 
1893 feſtſtellte, die Silbermünze bald rötlich erſcheinen, 
während fie mit anderem als Kupferzuſatz leicht ſchwarz oder 
ſchmutzig wird und ſich mit Sauerſtoffverbindung (Oxyd) bedeckt. 

Von den außer Silber gebräuchlichen Münzmetallen 
können Gold und Platin (in Rußland vorübergehend yer- 


münzt) wegen ihrer Koſtbarkeit nicht in Betracht kommen; 
Kupfer würde nicht nur deshalb auszuſchließen ſein, weil 
dann das 25⸗Pfennigſtück zu ſchwer würde, ſondern beſonders 
aus geſundheitlichen Rückſichten. Es bliebe alſo 
Nickel übrig. Aber hier müſſen wir von vornherein gegen 
die etwaige Verwendung unſrer bisherigen Miſchung für 
Nickelmünzen Stellung nehmen (75 Teile Kupfer, 25 Teile 
Nickel). Während Reinnickel härter und dauerhafter als 
Silber iſt, nicht roſtet, im Gebrauch weder ſeinen Glanz noch 
ſeine Weiße verliert, als Münzſtoff alſo den Edelmetallen 
am nächſten ſteht, bedeckt fich die zu / aus Kupfer beſtehende 
Münze mit Grünſpan und verliert im Umlauf das Gepräge 
wie wir an vielen 10-Pfennigſtücken ſehen. 

Wie vorteilhaft Reinnickel als Münzmetall in geſund⸗ 
heitlicher Beziehung ſein würde, geht ſchon daraus hervor, 
daß viele Gegenſtände, die die höchſte Rückſicht auf geſund— 
heitliche Uuſchädlichkeit erfordern, auf Befehl der hohen Be— 
hörden, z. B. Kriegsminiſterium, Eiſenbahnbehörden, aus 
Reinnickel hergeſtellt werden müſſen; fo Kochkeſſel, Waſſer— 
fäſſer, Waſchbecken, Seifenſchalen, Eiterbecken uſw. Die ein- 
gehendſten chemiſchen Unterſuchungen und Tierverſuche in 
vielen Ländern haben nämlich ergeben, daß Nickel, ſelbſt in 
beträchtlichen Mengen genoſſen, keinerlei Gefahr für die Ge— 
ſundheit in fih birgt. Daher auch die Einführung von Nein- 
nickel⸗Koch⸗ und Tafelgerät in vielen ſtaatlichen Anſtalten, 
Gaſthöfen, Haushaltungen. 

In der franzöſiſchen Kammer hob die Regierung aus— 
drücklich hervor, fie habe für das 25-Centimesſtück „Nickel 
ohne jede Beimiſchung gewählt wegen der Härte, Unveränder— 
lichkeit und des Ausſehens dieſes Metalles in reinem Zuſtande“. 
Man trug ſich in Frankreich auf ſeiten des Miniſteriums und 
der Kammer ſeit 1880 mit dem Gedanken, alle Scheide— 
münzen aus Nickel herzuſtellen (um das ſchwere und geſund— 
heitsſchädliche Kupfer zu vermeiden), was namentlich auch bei 
den Kammerverhandlungen im Juli 1904 zur Sprache kam. 

Mindeſtens ebenſo lebhaft ſind überall die Barerfolge 
anerkannt worden, die aus der Einführung der Nickelmünze, 
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ſelbſt bei Kupferteuerung in unſrer Miſchung entſpringen. 
Die Verhandlungen des Deutſchen Reichstages bei Beratung 
des Münzgeſetzes von 1873 bieten einen Beweis dafür. 
Auch betonte der franzöſiſche Finanzminiſter bei Beſprechung 
des 25⸗Centimesſtückes am 3. Dezember 1903 in der Kammer, 
„er habe die Ausgabe dieſes Geldſtückes beſchleunigt, um 
möglichſt ſchnell den finanziellen Vorteil für den Staats- 
haushalt zu ernten“. 

Reinnickel als Münzmetall würde ſich allerdings etwas 
teurer ſtellen, als unſre jetzige ſchlechte Miſchung. Aber es bieten 
ſich hier 2 Möglichkeiten, die Koſten herabzumindern, nämlich 
Verkleinerung oder Beplattung der Münze. 

Die Abneigung gegen minderwertige Münze würde der Ver— 
kleinerung des 25⸗Pfennigſtückes gegenüber nicht am Platze 
ſein. Denn die Scheidemünze enthält den Verkehrswert, den 
ſie geſetzlich vertritt, nicht in ſich, ſondern ſie erhält ihn 
durch den Staatswillen erft vermittels des Gepräges bei 
gelegt. Sie iſt eine Art Zeichengeld oder Kreditgeld, da 
ihr Münzwert nicht auf dem Metallinhalt ſondern auf dem 
Staatskredit beruht, und zwar nicht nur, ſoweit ſie aus 
Nickel oder Kupfer beſteht, ſondern — bei dem geſunkenen 
Silberpreis — infolge geſetzlicher Beſtimmung auch das 
Silbergeld. (Die bisherigen Taler waren es nicht.) Iſt 
doch die Scheidemünze nicht für den Verkehr mit dem Mus- 
lande beſtimmt und braucht auch im Inlande nur bis zu 
einem feſtgeſetzten Betrage (Silber bis zu 20 Mark, Nickel 
und Kupfer bis zu 1 Mark) in Zahlung genommen zu 
werden. Wie gleichgültig unter dieſen Umſtänden der wirk— 
liche (Metall)-Wert der Scheidemünze iſt, geht z. B. aus 
dem Verhältnis des franzöſiſchen 25-Centimes- und des 
italieniſchen 25 Centeſimiſtückes hervor. Beide bezeichnen 
innerhalb der „Lateiniſchen Münzunion“ denſelben Wert, 
obgleich bei faſt genau gleicher Reinheit (980 bezw. 975 
Tauſendſtel) das erſtere 7 gr wiegt, das letztere 4 gr. 

Die vollwertige Ausprägung der Scheidemünze bringt 
überdies den Nachteil mit ſich, daß das Metall zu gewerb- 
lichen Zwecken verbraucht wird, die Geldſtücke alſo dem 
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Verkehr entzogen werden. Aus dieſem Grunde mußte Berfien 
ſeine kupferne Scheidemünze, die allmählich aus dem Verkehr 
verſchwand, abſchaffen (Es führte Nickel ein.) 

Das deutſche 25⸗Pfennigſtück aus Reinnickel kann alfo 
gerade diejenige Größe erhalten, die im übrigen in unſre 
Münzordnung paßt. 

Als zweites Mittel, die Koſten zu verringern, nannten 
wir die Beplattung und kommen hierbei auf die Aus⸗ 
führungen zurück, die bereits in Handelskammer⸗Eingaben an 
den Reichskanzler niedergelegt worden ſind. 

„Man könnte die Mehrkoſten gegen ihre (der Nein- 
nickelmünze) Einführung heranziehen. Indeſſen, wenn man 
überhaupt dieſem Geſichtspunkt einen weſentlichen Einfluß auf 
die Geſtaltung der notwendigen Verkehrsmittel einräumen 
will, fo iſt hier anzuführen, daß der Reingewinn der Finanz⸗ 
verwaltungen an Reinnickelmünzen nur verſchwindend wenig 
hinter demjenigen bei unſrer jetzigen Miſchung zurückbleibt. 
Unſre 10⸗Pfennigſtücke bringen dem Reiche etwa 90 v. H., 
die 5⸗Pfennigſtücke etwa 80 v. H. des Nennwertes; die 
1903 in Frankreich eingeführten 25⸗Centimesſtücke aus 
Reinnickel brachten etwa 79 v. H. des Nennwertes als 
Münzgewinn. Dieſer geringe Mindergewinn wird aber 
mehr als ausgeglichen durch die größere Haltbarkeit der 
Münze, wie ein Vergleich der ſeit 1881 umlaufenden 
Reinnickelmünzen der Schweiz mit unſren gleichaltrigen 
Kupfernickelmünzen ohne weiteres ergibt. Andrerſeits 
könnte man auch die Widerſtandsfähigkeit des Reinnickels 
ausnutzen und trotzdem die Koſten herabmindern. Man 
braucht nur das noch andre Vorteile gewährende Ber- 
fahren des Plattierens anzuwenden. Dies iſt nicht. zu 
verwechſeln mit dem „Vernickeln“, bei dem der ſchwache 
Nickelüberzug bald verſchwindet. Da Nickel ſehr hart ijt, 
fo wird ſchon eine ganz dünne Auflage (Plattierung) von 
Reinnickel bezüglich der Dauerhaftigkeit der Münze den 
Zweck vollkommen erfüllen. Die Koſten des Metalls können 
hierbei die gleichen bleiben wie bei unſrer jetzigen Legierung. 
Man wähle z. B. ein Kernmetall von 16 v. H. Nickel 
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und 83 ¼ v. H. Kupfer und verwende von dieſer Miſchung 
90 kg auf je 100 kg Münzmaterial; dazu je 5 ke Rein- 
nickel zur beiderſeitigen Plattierung, ergibt im ganzen 
genau denſelben Nickelgehalt, den die heutige Nickelmünze 
aufweiſt, und doch verſchiedene Vorzüge, wie aus Bore 
ſtehendem erſichtlich. Als beſonderer Vorteil tritt noch hinzu, 
daß dieſe Herſtellungsart jede Nachahmung in noch höherem 
Grade ausſchließt wie die Wahl von Reinnickel. Wenn 
ſchon zur Bearbeitung des letzteren bedeutende Maſchinen, 
große Räume, viele Mitwiſſer erforderlich ſind, ſo ſtellt 
das Plattieren noch höhere Anforderungen, läßt alſo der 
Falſchmünzerei überhaupt keinen Raum. Auch iſt die 
Prüfung der plattierten Münze auf Echtheit noch leichter 
als die der maſſiv gefertigten. Das gelbliche Kernmetall 
wird ſich von dem weißeren Plattierungsmetall weſentlich 
unterſcheiden; und wem ſo der Augenſchein nicht genügt, 
der darf nur eine Rolle der Münzen am Rande mit einer 
gewiſſen Säure berühren, um ſofort die Schichten zu er— 
kennen; ein Randſchnitt ift hier nicht einmal erforderlich.“ 

Von feiten ausübender Sachverſtändiger iſt gegen das 
Beplatten der Einwurf erhoben worden, es ſei „Flickwerck“, 
die Beplattung könne abgehen. Dies iſt leicht zu widerlegen 
durch den Hinweis auf unſer Gewehrgeſchoß, deſſen Mantel 
nach denſelben Grundſätzen mit Nickel belegt iſt, d. h. Nickel 
iſt derartig aufgeſchweißt, daß die Stoffteilchen des Kern- und 
des Auflegemetalles ineinander überwandern, ſo daß eine 
Trennung beider durch äußere Gewalt unmöglich ift. Bee 
weis: Die Beplattung hält beim Schuß über 3000 Atmo— 
ſphären Gasdruck aus, ohne ſich zu löſen. 

Es dürfte nach obigen Ausführungen einleuchten, daß 
bei der Herſtellung des 25⸗Pfennigſtückes unter Ausſchließung 
aller Miſchungen nur Reinnickel als Beplattung in Betracht 
kommen kann; aber auch weiter, daß die Herſtellung der 10- 
und 5-Pfennigſtücke in derſelben Weiſe nur eine Frage der 
Zeit iſt, da die bisherige ſich nicht bewährt hat. Auch der 
Preis der Münzplättchen — die dann nur noch der Prägung 
bedürfen — ſpricht in hohem Grade für die beplattete 
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Münze. Denn er verhält fich bei jetziger Miſchung, Neinnickel- 
Beplattung, Reinnickel etwa wie 8:9: 15. 

Nachdem die Erfahrungen mit Nickelmünzen unnmehr 
über ein halbes Jahrhundert alt ſind, iſt es für Deutſchland 
jedenfalls recht lehrreich, daß Reinnickel bereits umläuft 
in der Schweiz ſeit 1881, Oeſterreich ſeit 1892, 
Italien ſeit 1901, Frankreich ſeit 1903. 


IV. 

Bei Erörterung der dem 25⸗Pfennigſlück zu gebenden 
Form ift der wichtigſte Geſichtspunkt der, daß das neue Geld- 
ſtück leicht von den bisherigen zu unterſcheiden ijt. Iſt doch ſchou 
eine Unterſcheidung der jetzt vorhandenen Reichsmünzen 
durch deren allzu gleichmäßige Geſtaltung recht erſchwert, 
ſo daß der am 14. September 1907 vom Direktorium des 
Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller gefaßte Beſchluß 
voll berechtigt erſcheint, „der Reichsregierung allgemein den 
Wunſch auszuſprechen, auf beſſere Unterſcheidungsmerkmale 
der einzelnen deutſchen Münzen, als ſie dieſe zurzeit be— 
ſitzen, Bedacht nehmen zu wollen.“ Dieſer Anforderung wird 
eine mit Reinnickel beplattete Münze beſſer entſprechen, als 
wenn eins der bisherigen Metalle gewählt würde. Gefühl 
und Auge ſchützen hier leicht vor einer Verwechſelung. Der 
angenehme Glanz des Reinnickels iſt weit ſilberner als der 
unſrer jetzigen Nickelkupfermiſchung und unterſcheidet ſich 
doch weſentlich von dem unſrer Silberkupfermiſchung durch 
einen kleinen Stich ins Gelbgraue; das Auge wird in der 
Unterſcheidung von andern Metallen noch unterſtützt durch 
das etwas ſeifig fettige Gefühl, das die Reinnickelmünze 
bietet. 

In dem Beſtreben, weitere weſentliche Unterſchiede zu ſchaffen, 
kam man anderwärts auf den Gedanken, bır + dT o dte und 
eckige Münzen herzuſtellen. Nach dem Vorbilde der dine- 
ſiſchen Käſch hat Belgien durchlochte Münzen eingeführt; nur 
ſind erſtere im Geviert, letztere kreisrund durchlocht. Aber 
gegen dieſes Verfahren ſprechen fo gewichtige volt swirt- 
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ſchaftliche, fachmänniſche, geſundheitliche und 
künſtleriſche Gründe, daß es in Deutſchland keine Nach- 
ahmung finden dürfte, wie es auch in Frankreich zwar angeregt, 
aber von der großen Mehrheit der Kammer mit folgender 
Begründung verworfen wurde: Keine Münzfälſchung erſcheine 
leichter als das Ausfüllen einer Durchbohrung; es genüge 
etwas Stanniol (Blattzinn), Blei od. dergl., und das Feſt⸗ 
ſtellen der Fälſchung ſei recht ſchwer. Dann ſei aber 
gerade der Zweck der Durchlochung, die Unterſcheidung durch 
das Gefühl, verfehlt und die Verwechſelung des 20-Franken⸗ 
mit dem 10 Centimesſtück im Dunkeln nicht zu vermeiden. 
An fachmänniſchen Gründen gegen die Durchlochung führte 
der Pariſer Münzdirektor hauptſächlich „die Schwierigkeit au, 
das Loch genau in die Mitte zu ſetzen, beſonders aber, daß 
bei der Prägung die Durchlochung ſich verenge und zwar in 
fo ungleichmäßiger Weiſe, daß man den Rand des Loches 
nicht glätten könne; nach der Prägung habe man alfo ftatt 
eines kreisrunden ein Loch mit nuregelmäßigem Rande.“ — 
Gegen eine durchlochte Münze müſſen aber vor allem die 
Geſundheitsbehörden Einſpruch erheben. Denn das Loch 
wird ſchnell eine Ablagerungsftätte für jeden Schmutz, jeden 
Anſteckungsſtoff, den die viel tauſend Hände an ſich haben, durch 
die das Kleingeld geht; und ſo erfahren denn dieſe Schäd⸗ 
lichkeiten die weiteſte Verbreitung. Um fih von der Ridhtig- 
keit dieſer Erwägung zu überzeugen, darf man nur die be- 
ſonders in Frankreich weit verbreiteten Spiel⸗ und andern 
Marken mit Durchlochung näher beſichtigen. Wenn wir 
ſchließlich aus künſtleriſchen Gründen gegen durchlochte Münzen 
Stellung nehmen, ſo ſind wir uns wohl bewußt, daß unſre deutſche 
Münze noch keineswegs den Gipfel der Schönheit erreicht 
hat; andererſeits iſt es eine allerdings berechtigte künſt⸗ 
leriſche Übertreibung, wenn in der franzöſiſchen Kammer von 
der Enttäuſchung geſprochen wurde, die es hervorrufen müßte, 
wenn da, wo man den Mittelpunkt, das Herz des Kunſt⸗ 
werkes zu ſehen erwarte — ein ſolches müſſe doch die Münze 
ſein — ſtatt deſſen nur ein Loch zu finden ſei. Aber es 
dürfte recht ſchwer ſein, einer Münze einen künſtleriſchen Ge- 
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danken aufzuprägen, der fih mit einem Nichts, mit einem 
Loche vereinigen ließe. 

Hiernach iſt es nicht erſtaunlich, daß der Münzausſchuß 
der franzöſiſchen Kammer von der durchlochten Münze ſchreibt: 
Der Empfang, den ihr das belgiſche Volk wegen ihrer wenig 
anmutigen Form bereitet, ſcheint binnen kurzem ihre Jurid- 
ziehung zu erheiſchen. 

Statt der durchlochten Nickelmünze iſt nun in Frankreich 
durch Verfügung des Präſidenten der Republik vom 27. Juli 
1904 eine 22 eckige eingeführt worden. Stellen wir uns 
aber auf den Standpunkt der Reichsſchatzverwaltung, ſo iſt 
zu bemerken, daß ein eckiges Stück derartige Mehrkoſten ver- 
urſacht, daß der Münzgewinn auf einen unannehmbaren Be- 
trag herabgemindert oder aufgehoben wird. Es ſind nämlich 
viel kräftigere Prägegeräte erforderlich, da die eckige Münze 
nur durch höheren Druck hergeſtellt werden kann. Die Stempel 
werden ſchneller abgenutzt; ſie haben z. B. in Frankreich bei 
der runden Münze über 20000, bei der eckigen nur 16000 
Prägungen ausgehalten. Die runde Münze bedarf keiner 
„Orientierung“ und wird daher durch den Zubringer ſelbſt— 
tätig in die Zwinge eingeſchoben. Für die eckige müſſen ſehr 
verwickelte neue Einrichtungen getroffen werden. Die Prä- 
gungen können nicht mit derſelben Schnelligkeit ausgeführt 
werden; dadurch wachſen die allgemeinen Unkoſten für jedes 
einzelne Stück. Wollte man die Beſchleunigung der Prä— 
gungen dennoch durchſetzen, ſo würde die Zahl der zerbrochenen 
Stempel und der Fehlprägungen, beſonders der wegen ab— 
gebrochener Ecken zu verwerfenden Schrötlinge (Münzplättchen) 
die Koſten noch weſentlich erhöhen. 

Sind die Ecken eines ſolchen Stückes zahlreich, ſo iſt es 
weder durch Geſicht noch Gefühl leicht von einem runden zu 
unterſcheiden. Sieht man z. B. das franzöfifche 25-Centimes- 
ſtück auf dem Tiſch liegen, ſo bemerkt man nicht, daß es eckig 
iſt, wenn man nicht darauf aufmerkſam gemacht wird. 

Hat das Stück wenig Ecken, ſo zerreißt es Taſchen, 
Börſen und Hände. Rollen läßt es ſich dann noch viel 
weniger als mit vielen Ecken. 

OF 
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Für ein eckiges 25⸗Pfeunigſtück dürfte man ſich alſo kaum 
erwärmen; ebenfowenig für ein ſolches mit leicht wellenförmig 
geführtem Rande, für das dieſelben Erwägungen zutreffen. 

Endlich war auch noch eine eiförmige Geſtalt der Münze 
vorgeſchlagen; aber ſie würde dieſelben Schwierigkeiten be— 
reiten, wie eine eckige, und überdies wäre die Ränderung 
des Stückes außerordentlich umſtändlich. 

Faſſen wir die Erwägungen über die Form des 25- 
Ppfeuuigſtückes zuſammen, fo kommen wir zur Ablehnung der 
durchlochten, eckigen, wellenförmig geränderten und eiförmigen 
Geſtalt. 

Aber wie ſoll denn unter dieſen Umſtänden eine wohl 
zu unterſcheidende Münze in unſerm Gelde Platz 
finden? Wir haben die Durchmeſſer zwiſchen 17,5 und 
28 mm (von den 38 mm des „Rädergeldes“, d. h. des 
5⸗Markſtückes abgeſehen) und die Gewichte zwiſchen 2 und 
11 g (ebenfalls von den 27,77 g des 5⸗Markſtückes ab- 
geſehen) ziemlich dicht mit 9 Geldſtücken beſetzt. Und doch 
ijt das 25⸗Pfennigſtück leicht einzuſchieben und mit Unter- 
ſcheidungsmerkmalen in Durchmeſſer, Gewicht, 
Prägung und Rand auszuſtatten. Geben wir z. B. dem 
Stück 22 mm Durchmeſſer und 5 g Gewicht, fo gleicht es 
in dieſen beiden Eigenſchaften keiner vorhandenen Münze, 
ſteht im Durchmeſſer zwar einzelnen nahe, weicht aber gerade 
bei dieſem kleinen Durchmeſſer durch ſein hohes Gewicht der— 
maßen von den ihm naheſtehenden ab, daß auch die ungeübte 
Hand im Dunkeln das Stück erkenuen muß Es kommt hinzu, 
daß das höhere Gewicht durch eine Dicke erreicht wird, die an 
ſich fon von den vorhandenen Münzen weſentlich abweicht. 
Aber dieſe Unterſcheidungsmerkmale ſollen uns noch längſt 
nicht genügen. Erwähnt war oben ſchon der eigentümliche 
wohltuende Glanz des Reinnickels und ſein weiches, faſt 
fettiges Gefühl. Es muß ſich aber ferner die Prägung dem 
Auge und dem Gefühl der Finger ganz anders darſtellen 
als die der übrigen Münzen. Wählen wir z. B. einerſeits 
nach dem Münzgeſetz Wertangabe, Jahreszahl und Juſchrift 
„Deutſches Reich“, und zwar die erſtere in einer ganz großen 
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Zahl 25. In dieſer Beziehung iſt das italieniſche Stück 
nachahmenswerter als das franzöſiſche. Zugunſten der mög- 
lichſt großen und fühlbar deutlichen Zahl 25 könnte aber die 
Juſchrift Deutſches Reich beſſer auf die andre Seite geſetzt 
werden; und letztere müßte, um einen weiteren, ſcharfen Unter- 
ſchied gegen die anderen Münzen aufzuſtellen, ein anderes 
Bild erhalten, als den deutſchen Reichsadler. Iſt denn nicht 
eine Germania mit der Kaiſerkrone ein vollgültiges Unter- 
ſcheidungszeichen gegen ausländiſche Münzen? Haben wir 
doch unſre Briefmarken auch ſchon in dieſer Richtung anders 
geſtaltet — wenn auch nicht ſo geſchmackvoll wie Frankreich 
feine Säerin. Endlich ijt der Rand des 25-Pfennigſtückes 
zum Unterſchiede gegen die Silbermünzen glatt zu halten. 
Ganz beſonders aber wäre hier der Vorſchlag des Herrn 
von Strombeck in der Reichstagsſitzung vom 13. No- 
vember 1906 zu beachten, daß die ſtark erhabene Prägung 
durch einen ebenfalls erhabenen, breiten Rand geſchützt wird. 
Dieſer dürfte, um den „hygieniſchen Bedenken“ des Herrn 
Schatzſekretärs zu begegnen, nach innen nicht rechtwinkelig 
abgeſetzt, ſondern müßte abgeſchrägt fein. Das weitere Bez 
denken des Herrn Schatzſekretärs: „Der Feind der erhabenen 
Prägung ift die Abnutzung“ ijt völlig zutreffend bei der 
minderwertigen Miſchung unſrer jetzigen Nickelmünzen, feines- 
wegs aber für eine mit Reinnickel belegte oder ganz aus 
ſolchem beſtehende Münze, wie der oben angeführte Vergleich 
der feit 1881 umlaufenden ſchweizeriſchen mit den deutſchen 
Münzen beweiſt. — Der Rand ſoll, wie Herr von Strom— 
beck ſachkundig vorſchlägt, breit fein, um das Aufeinander⸗ 
legen und Rollen, das Zählen und Zahlen zu erleichtern. 
Wer dann noch dieſes Geldſtück mit irgendeinem andren 
verwechſeln kann, dem ift nicht zu helfen; der ſteckt ſicher 
auch jtatt eines 10-Markſtückes (19,5 mm Durchmeſſer, 
3,98 g) ein 2⸗Pfennigſtück (20 mm, 3,3 g) oder ein 10: 
Pfeunigſtück (21 mm, 4 g) ein, oder überhaupt ſtatt deutſcher 
Münze ausländiſche, ſtatt echter falſche. — Das Prüfen der 
uns angebotenen Geldſtücke kann uns nicht erſpart werden. 
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Iſt nach vorſtehenden Ausführungen das 25- Pfennig: 
ſtück ein wirkliches, dringendes Verkehrsbedürfnis; iſt zur 
Beruhigung der Schulweisheit nachgewieſen, daß es der Zehn⸗ 
teilung nicht widerſpricht, iſt erſichtlich gemacht, daß es dem 
Reichsſchatz große Vorteile gewährt und fo ſelbſtändig ge- 
ſtaltet werden kann, daß eine Verwechſelung mit anderen 
Geldſtücken ausgeſchloſſen iſt, ſo ſollte man ſich eigentlich der 
Hoffnung hingeben dürfen, daß ſeiner Einführung, alſo der 
Annahme des vom Kaiſerlichen Bankdirektor Ortel einge— 
brachten Geſetzentwurfes, nichts entgegenſtünde. 

Wollen wir dann noch durch unſer 25-Pfennigſtück zur 
Veredlung des Volksgeſchmackes beitragen, ſo werden ſicher 
bedeutende Künſtler ſich in den Dienſt der Aufgabe ſtellen, 
wie ſchon ein im Reichstage auf dem Tiſch des Hauſes 
gelegter hochkünſtleriſcher Entwurf des Profeſſors 
Haverkamp beweiſt. Dann wird das neue Geldſtück, 
ſchön und zweckdienlich zugleich, fic) ſchnell die größte Be- 
liebtheit erobern. 
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